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Sechste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf. Mittwoch, den 17. Juni 1925.

(Beginn 10 Uhl 40 Minuten.)

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag !dcs 1. Fachausschusses zu dem Antrage der

SPD., betreffend 'die Vereitstellung von Mitteln
zur Herabsetzung des Zinsfußes für Zwischen-
tredite.

3. Antrag «des 1. Fachausschusses zu dem Antrage des
Abgeordneten Sanders u. a. auf Zurverfügung¬
stellung angemessener Mittel für das gewerbliche
Kreditwesen seitens der Landesbank.

4. Antrag des 5. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Be¬
teiligung des Provinzialverbandes an mehreren
großen Landeskulturprojetten im Regierungsbezirk
Düsseldorf.

5. Antrag des 5. und 1. Fachausschusseszu dem An¬
trage der sozialdemolratischenFraktion, betreffend
Einsetzung einer Million Mark jährlich in den
Haupthaushalt zwecks Kultur von OMand und
Schaffung landwirtschaftlicher Domänen und
Forsten für die Provinz.

6. Antrag des 1. und 5. Fachausschusses zu dem
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Erhöhung des Stammkapitals der Ge¬
meinnützigen Siedlungsgesellschaftm. b. H. „Rhei¬
nisches Heim" in Bonn.

7. Antrag des 5. und 1. Fachausschusses zu dem
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Uebernahme der Bürgschaft für Saat-
Mtlredite bis zur Höhe von 14^ Millionen Mark.

«. Antrag des 5. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend nach¬
träglicheGenehmigung einer am 15. Dezember 1924
von dem Provinzilllllusschuß zwecks Aushebung der
Entschädigung im Falle der sogenannten Dürener
Rinderlranlheit beschlossenenAenderung der Vieh-
seuchen-Entschädigungssatzung für die Rhein-
Provinz.

9. Antrag des 5. Fachausschusses zu dem Antrage der
Arbeitsgemeinschaft, betreffend Aenderung der
„Viehseuchen-Entschädigungssahungfür die Rhein¬
provinz".

10. Antrag des 5. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan, betreffend Viehseuchen-EntschädiMngen für
das Rechnungsjahr 1925.

11. Antrag des 5. und 1. Fachausschusses zu dem
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Bereitstellung außerordentlicher Mittel
für die Unterstützung von Wasserleitungsanlagen
im Rechnungsjahre 1925.

12. Antrag des 5. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die
Errichtung von landwirtschaftlichen Schulen in
Altenkirchen, Heinsberg und Boppard.

13. Antrag des 5. Fachausschusses zu dem Antrage der
Arbeitsgemeinschaft, betreffend Einrichtung von
Obst- und Gemüsebautursen an den lattdwirtschaft-
lichen Schulen.

14. Antrag des 5. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Provinziallehranstalten für Weinbau,
Obstbau und Landwirtschaft in Trier, Kreuznach
und Ahrweiler für das Rechnungsjahr 1925.

15. Antrag des 5. Fachausschusses zu der Entschließung
des Abgeordneten Dr. Heß u. a. zur Notlage des
Winzerstandes.

16. Antrag des 5. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan des Rittergutes Desdorf für das Rechnungs¬
jahr 1925.

17. Antrag des 5. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der landwirtschaftlichen Angelegenheiten für
das Rechnungsjahr 1925.

18. Antrag des 3. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Kriegsbeschädigten- und Kriegshinter¬
bliebenenfürsorge für das Rechnungsjahr 1925.

19. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Antrage der
KPD., betreffend Erhöhung der im Haushaltsplan
unter „Verschiedenes",Abschnitt XIII, veranschlag¬
ten Summe von 200 000 Mark für Kindergesund-
heits- und Erholungsfürsorge auf 1000 000 Mark.

20. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan „Verschiedenes"für das Rechnungsjahr 1925.

21. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan „Außerordentlicher Haushalt" sür das Rech¬
nungsjahr 1925.
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22. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan über Steuern und Ueberweisungen aus
Reichs- und Staatsmitteln für das Rechnungsjahr
1925.

23. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Bildung eines Betriebsfonds.

24. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Provinzialverwaltung für das Rech»
nungsjahr 1925 und Vorbericht hierzu.

25. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Antrag der
KPD., betreffend Freilassung der aus bem besetzten
Gebiet stammenden politischen Gefangenen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Die Niederschrift über die gestrige Vollsitzung
liegt auf dem Tische bes Hauses offen. Schriftführer
für die heutige Sitzung find die Herren Abgeordneten
Hauck und von Stebman.

Eingänge sind nicht vorhanden. Wir kommen zu
Punlt 2: Antrag ,des 1. Fachausschusses

zu dem Antrage ber SPD., betreffend
die Bereitstellung von Mitteln zur Her¬
absetzung des Zinsfußes für Zwischen-
l r e d 5 t e.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter Schäfer.

Abgeordneter Schäfer: Meine Damen und
Herren! Ich nehme an, daß Sie über den Inhalt des
Antrages, ber perhandelt wird, aus ber Drucksache hin¬
reichendunterrichtet sind; ich werde mich deswegen auf
die Drucksache beziehen.

Der Fachausschuß 1 hat sich mit der Frage ein¬
gehend befaßt und ist zu dem Ergebnis gekommen, daß
zunächst der Verbilligung der Zinsen der Landesbank
«das Bedenken entgegensteht, daß der Eindruck erweckt
wird, daß das Geld tatsächlich billiger ist, als es über¬
haupt ist. Dazu kommt, daß das finanzielle Ergebnis
außerordentlich bedeutungslos ist. Die Darlehen
werden in einer Höhe von rund 6000 Mark gegeben.
Wenn Sie davon die durch die Zinsverbilligung ein¬
tretende Ersparnis berechnen, so würden das 24« Mark
sein. Diese 240 Mark spielen aber nur eine geringe
Rolle. Nun ist klar, daß die Verbilligung nicht zu
Lasten der LaNdesbant gehen kann. Der Antrag schlägt
daher auch vor, daß die Verbilligung zu Lasten der
Vrobinziallverwaltung gehen soll. Da entsteht aber
gleich die Frage der Deckung. Nach den Erklärungen
der Provinzialverwaltung würden die 500 00U Mark
nur dadurch bereitgestellt werben können, daß sofort
eine Erhöhung der Provinzialumlage vorgenommen
würde. Dazu hat der Ausschuß sich nicht entschließen
tonnen. Er schlägt deswegendie Ablehnung vor.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Bick.

Abgeordneter Bick: Meine Damen und Herren!
Die ablehnende Haltung, die der maßgebendeAusschuß
in der Frage unseres Antrages, betreffend die Bereit¬
stellung von Mitteln für die Verbilligung des Zinsen¬
dienstes eingenommen hat, bewegt die Fraktion der
Sozialdemokratischen Partei, diese äußerst wichtige
Materie der Wohnungsbeschaffung einmal eingehend
in diesem Hause zu behandeln.

Meine Damen und Herren! Nach Auffassung der
Sozialdemotratischen Partei muß eine Wohnungs-
uud Neubaupolitik getrieben werden, die in absehbarer
Zeit spürbare Linderungen herbeiführt. Ich glaube,
es mir in diesem Hause ersparen zu können, im ein¬
zelnen auf die geradezu unhaltbare Lage auf dem
Wohnungsmarkt im allgemeinen einzugehen. Aber,
meine Damen und Herren, wir sind in unserer Auf¬
fassung, daß mit Rücksicht auf die außergewöhnlichen
Umstände auf dem Wohnungsmarkt im allgemeinen
auch außergewöhnliche Maßnahmen getroffen werden
müssen (Abgeordneter Haas: Sehr richtig!), noch be¬
stärkt worden durch die vorzüglichenAusführungen des
Herrn Landeshauptmanns gelegentlich der Besprechung
des Etats. Der Herr Landeshauptmann hat insbeson¬
dere bei der Frage der Unterbringung von Anstalts-
pflegebedürftigen in den Provinzialanstalten aus¬
geführt, daß leider in diesem Jahre die Zahl derjenigen,
die Anspruch auf Anstaltsunterbringung machen,
gegenüber dein Vorjahre um «w auf 13N25 gestiegen
sei. Meine sehr verehrten Damen und Herren! Diese
gestiegene Zahl der auf Anstaltsunterbringung An¬
spruch Erhebenden Wird nicht allein in den wirtschaft¬
lichen Verhältnissen der Kreise begründet sein, die nun
eine Aufnahme in Anstaltspflege beantragt haben.>Ich
glaube, berechtigterweisefeststellen zu dürfen, !daß Wohl
im großen und ganzen bie miserablen Wohnungs-
Verhältnisse in den fraglichen Familien dazu bei¬
getragen haben — trotzdem die wirtschaftlichen Ver¬
hältnisse noch als annehmbar zu bezeichnen sind —, ob
dieser Wohnungsverhältnisse bei derartigen Krank¬
heiten unter allen Umständen eine Unterbringung in
einer Provinzialanstalt zu verlangen. Aus dem
Grunde können wir es uns als Sozialdemokraten nicht
versagen, mit Rücksichtauf diese außergewöhnlichen
Verhältnisse auch hier seitens des Provinzialverbanoes
der Rheinprovinz außergewöhnlicheMaßnahmen durch
die Bereitstellung von ProvinzialMitteln zur Be¬
hebung der Wohnungsnot zu verlangen.

Die SozialdemokratischePartei hat diese Auffassung
bisher in allen Parlamenten vertreten. Ich bin beauf¬
tragt, namens meiner Parteifreunde im besonderen
darauf hinzuweisen, daß wir die Erledigung der
sozialen Aufgaben, die insbesondere für die breiten
Schichten der werktätigen Bevölkerung heute zu er¬
füllen sind, als eine unserer vornehmstenPflichten an¬
sehen; wir wollen bie Ursachen der sozialen Not an
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der Wurzel erfassen. Aus diesem Grunde hat die
SozialdemokratischePartei auf diesem Gebiete stets die
Initiative ergriffen, sowohl in den Reichs- und Landes»
Parlamenten als auch in den Kommunalverwaltungen
oer Städte und Gemeinden. Weil, wie ich schon er¬
wähnte, wir auch in der Rheinprovinz außergewöhn¬
liche Verhältnisse auf dem Gebiete des Wohnungs¬
wesens haben, sind wir als SozialdemokratischePartei
verpflichtet, auch die Provinzialverwaltung und das
Provinzialparlament zu außergewöhnlichen Maßnah¬
men aufzufordern.

Der Herr Berichterstatter hat erklärt, das finan¬
zielle Ergebnis einer solchen Zinsverbilligung sei der¬
art minimal, daß es sozusagen gar nicht in die Er¬
scheinung trete. Ich möchte versuchen, die Wedenten,
die das Haus auf Grund 'der Ausführungen des Herrn
Berichterstatters nach der Seite vielleicht bekommen
hat, zu zerstreuen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn
wir uns mit dieser Frage befassen, bann heißt es nach
Schürmanns Rechenbuchrechnen, und das haben auch
wir Sozialdemokraten gelernt.

Ich will einmal ein Exempel aufstellen und das
Wohnbedürfnis einer Familie mit zwei Kindern be¬
rechnen. Da darf ich Wohl, ohne große Ansprüche zu
stellen,verlangen, daß sür diese Familie mit zwei Kin¬
dern an Wohnraum eine Küche, zwei Schlafzimmer und
eine Stube bereitgestelltwerden. Wenn nun zwei Kin¬
der vorhanden, bann müssen die Kinder schon eines
Geschlechtes sein, wenn nicht die Stube auch als wei¬
teres Schlafzimmer Verwendung finden soll. Wir
wollen einmal die Baukosten einer derartigen Woh¬
nung überschlagen. Diese Wohnung würde im Zwei¬
familienhaus einen umbauten Raum von 1000 Kubitz
meter bedingen. Berechnen wir mit Rücksicht auf
die heutige Lage auf dem Baustoffmarkt und die Löhne
im Baugewerbe die Erstellungskosten einer derartigen
Wohnung von 1000 Kubikmeter mit 28 Mark für den
Kubikmeter, so ergibt sich, daß die Wohnungen für die
beiden Familien zunächsteinmal an reinen Baukosten
28 000 Mark verursachen.Hierzu wären — auch Durch¬
schnittssätze der Rheinprovinz angewandt — 1000
Quadratmeter Grundfläche zu 3 Mark den Quadrat¬
meter zu rechnen, so daß das Grundstückmit 3000 Mark
zu bewerten wäre. An besonderem Auslagen kämen
noch für Straßenbau, Anschlüsse, Entwässerung, Um-
wehrung usw. für dieses Zweifamilienhaus 2000 Mark
hinzu, so daß an effektiven Baukosten rund 33 000 Mark
aufzubrmnen wären. Das bedeutet an Erstellungs-
losten für die Wohnung einer Familie mit zwei Kin¬
dern einen Aufwand von 16 500 Mark.

Nun, meine Damen und Herren, wollen wir einmal
an die Finanzierung dieses Baues Herangehen und die
allergünstigstenVerhältnisse zugrunde legen. Ich habe
dreierlei Finanzierungen zugrunde gelegt, zunächst die

Finanzierung eines Genossenschaftshauses, dann die
Finanzierung eines Hauses, welches mit Arbeitgeber«
zuschußerstellt ist, und zuletzt die Finanzierung eines
Hauses, welches ein Privatmann entweder mit eigenem
Geld oder mit Geldern aus dritter Hand erstellt.

Wenn ich zunächst einmal den Ertrag errechne, den
ein Genossenschaftshausbedingt, und die allergünstig¬
sten Finanzierungsverhältnisse zugrunde loge, so bedarf
ich, um diese 16 500 Mark auszubringen, zunächst einmal
einer Hauszinssteuerhhpothekin Höhe von 6000 Mark. Zu
den allergünstigsten Bedingungen (1 Prozent Zinsen
und 1 Prozent Amortisation) würden diese 6000 Mark
in einem Jahre einen Ertrag von 120 Mark bedingen.
Hierzu soll die Gemeinde, in der die Genossenschaft
dieses Wohnhaus erstellt, einen weiteren Betrag von
3000 Mark zur Verfügung stellen, und zwar zu dem
heute annehmbaren Zinsfuß von 9 Prozent, also einem
Zinsfuß, der sich wesentlich unter den allgemeinen
Sähen auf dem Geldmarkt bewegt. Diese 3000 Mark
würden so einen weiteren Ertrag von 270 Mark be¬
dingen. An eigenem Geld, welches aus den Genossen-
schaftstreisenaufgewandt wird, habe ich absichtlich einen
hohen Betrag genommen, und zwar wiederum einen
Betrag von 3000 Mark. Weil die Genossenschaften be¬
sonderen Wert darauf legen, ihren gemeinnützigen
Charakter auch dadurch zum Ausdruck zu bringen, daß
sie das von ihren Mitgliebern aufgebrachte Gold zu
Zinssätzen verzinsen, die man lediglich als An¬
erkennungsgebühr für die Hergäbe der Gelder bezeich¬
nen kann, bringe ich für den Betrag von 3000 Mail
einen Wohlfahrtszinsfuß oder einen Anerlennungs«
zinsfuß von meinetwegen 5 Prozent in Ansah. So
bedingen wiederum diese 3000 Mark einen Ertrag von
150 Mark. Es bleibt nun noch ein Rest von 4500 Mark
zu finanzieren, der nach den jetzt vorliegenden Be¬
dingungen mit 12 Prozent verzinst werden müßte, also
einen Ertrag von jährlich 540 Mail bedingte. Meine
Damen und Herren! Bei dieser Verzinsung würde
der Iinsendienst für eine Wohnung einer Familie mit
zwei Kindern in einem Jahre den Betvag von 1080
Mark erfordern. (Abgeordneter Haas: Hört, hört!)
Ich glaube, berechtigt zu sein, zu diesen Zinsen noch
einen Satz von nur 5 Prozent hinzuzuzählen, der für
die Bestreitung der öffentlich-rechtlichenAbgaben und
für eine ganz minimale Rücklagefür Reparaturlusten
erforderlich ist, so daß hier eine Miete von 1134 Mark
jährlich zu erschwingenwäre.

Meine Damen und Herren! Ein weiteres Beispiel,
um die Bedenken zu zerstreuen, die der Herr Bericht«
erstatter in seiner Begründung der Ablehnung des An«
träges ausgeführt hat. Ich nehme einen weiteren Fall
an. Irgendein Arbeitgeber, eine Reichsbehörde, eine
Staatsbehörde oder ein privater Arbeitgeber erklärt sich
bereit, irgendeinem Beamten, Angestellten oder Ar¬
beiter zu einem beabsichtigtenBauvorhaben einen Ar«
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beitgeberzuschußzu geben. Aber auch hier habe ich in
Erwägung gezogen, daß, trotzdem der Arbeitgeber einen
relativ hohen Zuschußgibt, die Gemeinde sich mit billi¬
gen Hypothekenbeteiligt. Ich habe folgende Finanz«'
rung angenommen: Zunächst wieder eine Hauszins-
steuerhypothek zum billigsten Zinsfuß: 1 Prozent
Zinsen und 1 Prozent Amortisation, ergibt wieder
120 Mark, bann ein Arbeitgeberzuschuß in Höhe von
3000 Mark, auch zu 5 Prozent Zinsen plus 1 Prozent
Amortisation ergibt ebenfalls einen erforderlichen Er¬
trag von 160 Mark jährlich. Nun soll wiederum die
Gemeinde mit einer Hypothek von 2000 Mark zu
7 Prozent -- 140 Mark beteiligt werden. Der be¬
treffende Bauherr hätte aus eigenen Mitteln ein Ka¬
pital von 2000 Mark aufzubringen. Da, meine Damen
und Herren, konzedieren wir auch als Sozialdemo-
traten diesem privaten Bauherrn, daß er bas auf¬
gebrachte Geld in ber Gesamtfinanzierung zum Spar¬
kassenzinsfuß verzinst. Wir haben baher diese 2000
Mark eigenes Geld mit einem Zinsfuß von 7 Prozent
angesetzt,so daß für dieses eigene Geld ein jährlicher
Ertrag von 110 Mark erforderlich ist. Dann bleibt bel
dieser Finanzierung wiederum ein Nest von 3500 Mark
übrig, der Wickerum mit 12 Prozent -^ 420 Mark zu
verzinsen wäre, iso daß bei diesem Bauvorhaben mit
Ar'beitgeberzuschußein jährlicher ZinseUdienstvon 1040
Mark Plus 5 Prozent für öffentlich-rechtlicheLasten,
also eine jähriche Miete von 1092 Mark erforderlich
wäre.

Dasselbe Bild finden Sie bei einer dritten Finan¬
zierung. Ich gehe davon aus, daß lediglich eine Haus-
zinssteuerhypothel zu ben geringsten Zinssätzen zur
Verfügung gestelltwird, daß die Gemeinde eine weitere
Hypothek zur Verfügung stellt und daß es irgendeinem
Bauherrn möglich ist, entweder aus eigenen Geldern
oder aber durch die Unterstützung von Anverwandten
usw. aus dritter Hand Naugelder zu einem Zinsfuß zu
bekommen, der sich auch lediglich in dem Nahmen bewegt,
in dem die Sparkasse die Spareinlagen verzinst. Es
müßte aber dem Betreffenden möglich sein, mit den eige¬
nen Geldern und den Geldern aus dritter Hand einen
Betrag von 5000 Mark zu 7 Prozent aufzubringen. In
diesem Falle würde, wenn sich >die Gemeinde mit 3000
Mark beteiligt, immer noch ein Nest von 2500 Mark
zu 12 Prozent verbleiben, so baß auch in «diesem Falle
mit einem 5prozentigen Zuschlag zu bem Iinsendienste
es erforderlich wäre, einen jähvlichen Ertrag von 1092
Mark aufzubringen. (Abgeordneter Haas: Hört, hört!)

Meine Damen uud Herren! Wenn ich die in diesen
drei Finauzierungsplänen Ihnen vor Augen geführten
Aufkommen zusammenstelleund den Durchschnitt er¬
rechne, so tomme ich bei ber allevwohlwollenbstenBe¬
rücksichtigungder Möglichkeit ber Aufbringung der
Erträge zu dem positiven Ergebnis, daß hier ein Durch¬
schnitt an jährlicher Miete von 1106 Mark aufgebracht
werden muß. (Hört, hört! links.)

Meine Damen und Herren! Wenn wir nun einmal
ganz objektiv die Dinge weiter verfolgen und von der
Tatsache ausgehen, baß in Frickenszeiten im Nahmen
der Kosten ber Lebenshaltung im allgemeinen die
Miete ein Fünftel der gesamten Kosten des Haushalts
ausmacht, so würde meine Rechnung bedeuten, daß für
die Bestreitung dieser Wohnungskosten bas jährliche
Einkommen einer solchen Familie, wenn ihr Existenz¬
minimum nicht gefährdet werden soll, wenn sie auch
für die übrigen Wckürfnissedes Lebens, die unbedingt
bestritten werden müssen — Kleidung un>d Nahrung —,
die erforderlichen Einkünfte behalten will, logischer¬
weise 110« mal 5 --- 5530 Mark betragen. (Hört, hört!
links.) Nun, meine Damen und Herren, möchte ich
an Sie die Aufforderung richten: Nennen Sie mir
innerhalb der Hand- und Kopfarbeiterschaft, inner¬
halb der Beamtenschaft, soweit sie in den unteren und
mittleren Gruppen besoldet wird, eine Kategorie, bie in
der Lage ist, einen derartigen Betrag jährlich aufzu¬
bringen, um bas blanke Wohnbckürfnis der Familie
zu befriedigen. Sie werden mit mir darüber einig sein,
daß das bei den heutigen Löhnen und Wirtschafts¬
verhältnissen im allgemeinen geradezu ein Ding der
Unmöglichkeitist.

Weil wir auch als Provinzialverband im Provin-
zialparlament bie Pflicht unb Schuldigkeithaben, diesen
außergewöhnlichenVerhältnissen — ich wiederhole mich
absichtlich — unsere Aufmerksamkeitzu schenken, können
Sie m. E. nicht umhin, dem sozialdemotratischenAn¬
trage die Aufmerksamkeitzu schenken, die ihm gebührt.
Wen» Sie das tun, so erfüllen Sie damit lediglich
eine Verpflichtung, die Sie sowohl auf der äußersten
Rechtenund in der Mitte des Hauses als auch auf der
äußersten Linken täglich in Ihren Reden und Schriften
den Teilen der Bevölkerung gegenüber übernehmen,
die heute bercchtigterweisedurch bie Unmöglichkeitder
Befriedigung ihres Wohnbedürfnissesunruhig werden;
bann befriedigen Sie die Leute, denen Sie täglich wie¬
derholen, daß Sie sich ständig in allen Korporationen
dafür einsetzen wollen, daß ihren berechtigtenWünschen
nach Befriedigung des WohnbedürfnissesRechnung ge¬
tragen wirb. (Abgeordneter Haas: Sehr richtig!)

Ich lege Wert darauf, aber auch folgendes zum
Ausdruck zu bringen: Wir sind uns als Sozialdemo-
kratische Partei vollständig darüber klar, daß nicht
allein die Befriedigung des Wohnbedürfnisses — das
haben wir während bes 69. Provinziallandtages bei
ben großen Vorlagen, ich erinnere an den Bau der
Schnellbahn, wiederholt zum Ausdruck gebracht —,
sondern auch volkswirtschaftlicheMomente uns veran¬
lassen, mit erhöhter Aufmerksamkeitdiesen Dingen zu
folgen. Wir sind uns klar darüber, daß unter allen
Umständen dafür gesorgt wecken muß, bas Bauhand¬
werk und das Baugewerbe als eines der wichtigsten
Schlüsselgewerbeder deutschenVoltswirtschaft zu be.
schäftigen. (Abgeordneter Haas: Sehr wahr!) Durch
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eine intensive Belebung des Vaumarltes können all
die wirtschaftlichenKlippen, die auf Grund der trauri¬
gen finanziellen und wirtschaftlichen Verhältnisse im
allgemeinen heute noch zu umschiffensind, viel besser
umgangen werden, als wenn wir uns auf Grund
irgendeiner falschen Auffassung diesen bitteren Not¬
wendigleiten verschließen. Aber, meine Damen und
Herren, wir sind uns auch als Sozialdemokraten dar¬
über klar, daß die heutigen Verhältnisse auf dem Woh¬
nungsmarkt uns als Sozillldemolratische Partei aus
staatspolitischen Erwägungen zwingen, eine derartige
Wohnungspolitit zu betreiben. (Zustimmung bei den
Sozialdemokraten.) Wir sind uns darüber klar, daß
wir in einem republikanischenStaatswesen eines Ar¬
beiters, eines Angestellten bedürfen, der Rückgrat und
Ueberzeugung hat und der mit Herz und Nieren an
der demokratischenStaatsform hängt. Wenn wir den
für eine solche Staatsform erforderlichenStaatsbürger
erziehen wollen, dann müssen wir den Hebel an die
Wurzel des Uebels der heutigen Zustande legen und
zunächst einmal dafür sorgen, baß die Arbeiterschaft
eine menschenwürdigeUnterkunft und menschenwürdige
Wohnungen erhält. (Sehr richtig! bei den Sozial¬
demokraten.) Wenn wir das tun, erfüllen wir eine
große staatspolitische Aufgabe. Ich sehe voraus, daß
die übrigen Parteien des Hauses sich dieser Auffassung
nicht verschließen und aus den von mir angeführten
Gründen auch dem Antrage der Sozialdemolratischen
Partei in der nunmehr abgeänderten Form zustimmen
werden.

Meine Damen und Herren l Wir haben Ihnen, wie
ich schon andeutete, den Antrag in abgeänderten Form
überreicht, und zwar beantragen wir, unter Zurück¬
ziehung der beiden letzten Sätze, den so geänderten
Antrag dem Provinzialausfchuß zu überweisen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir
haben lediglichdiese beiden letzten Sätze fallen lassen,
um Ihnen und der Verwaltung in irgendeiner Weise
eine Brücke zu schlagen, damit Sie den Antrag nicht
ohne weiteres ^6 acw legen. (Sehr gut! bei den
Sozillldemotraten.) Wir sind uns darüber klar, daß
auch der Antrag in seiner früheren Form sowohl
finanzpolitischals auch verwaltungstechnischdurchführ¬
bar gewesen wäre. (Sehr richtig! links.) Wir haben
diesen gleitenden Zinssatz in unseren Urantrag aus
dem Grunde hineingebracht,weil wir uns darüber klar
sind, daß ein Steigen oder Fallen des Reichsbant-
diskonts, wenn auch nicht von heute aus morgen, sich
auch bei der Lohn» und Gehaltsbildung der Lohn- und
Gehaltsempfänger auswirken wird. Um hier mit Rück¬
sicht auf die Spanne, die die Wohnung in den Kosten
der «ebenshMung im allgemeinen einnimmt, für die
Kosten der Lebenshaltung die gleiche Spanne zu be¬
halten, hatten wir zunächst beantragt, den Zinssatz so
festzusehen,daß er sich jeweils 4 Prozent unter dem
Reichsbankdiskont bewegt. Aber wir haben diesen

Passus fallen gelassen, um dem Provinzialausschuß die
Möglichkeit zu geben, den berechtigten Wünschen der
Sozialdemolratischen Partei, hinter denen — das
möchte ich ausdrücklichbetonen — auch ein großer Teil
der Wähler steht, die in Ihrem Lager sind, entsprechen
zu können, um dann, wie ich eingangs meiner Aus¬
führungen schon sagte, dahin zu kommen, daß in abseh¬
barer Zeit eine spürbare Linderung auf dem Woh»
nungsmarlte eintritt.

Meine Damen und Herren! Ich darf in diesem
Zusammenhang noch besonders darauf aufmerksam
machen,daß wir als RheinischerProvinziallandtag im
vorigen Jahre wohl den Anfang gemacht haben, durch
die Vereitstellung von Mitteln der Landesbanl als
Provinzialverband etwas in der Wohnungsfürsorge zu
tun. Aber, meine Damen und Herren, nachdem wir
lediglichdie Gelder zu einem meiner Auffassung nach
augenblicklich unerträglichen Zinsfuß bereitgestellt
haben, hat die Einstellung des RheinischenProvinzial-
landtllges Schule gemacht. Ich möchte mich verbessern:
In der Provinz Brandenburg ist der Antrag den um¬
gekehrten Weg gegangen. (Abgeordneter Hoffmann:
Hört, hört!) Ein Bericht in der „Zeitschrift für Woh¬
nungswesen" besagt darüber folgendes: „Der Bran-
denburgische Provinzialausschuß hat beschlossen, beim
Brandenburger Provinziallandtag eine Vorlage ein¬
zubringen, die die Vereitstellung eines Vauzwischen-
treditfonds für die minderbemittelte Bevölkerung be¬
zweckt. Die Mittel sollen auf dem Anleihewege be¬
schafft werden unter Uebernahme eines Teils der
Iinsenlast auf den Provinzialetat. Hierdurch wird es
möglichwerden, den Zinssatz für diese Zwischenkredite
auf 6 Prozent festzusetzen."Sie sehen, daß wir in der
Rheinprovinz nicht mehr Schrittmacher sind, sondern
bereits von der Provinz Brandenburg überholt
werden. (Abgeordneter Hoffmann: Hört, hört!) Es
wäre recht bedauerlich,wenn der RheinischeProvinzial¬
landtag einen gegenteiligen Standpunkt einnähme.
(Landeshauptmann Dr. Horion: Was hat der Landtag
in Brandenburg denn beschlossen?)Der Herr Landes¬
hauptmann fragt, was denn der Brandenburgische
Provinziallandtag beschlossen habe. Das habe ich noch
nicht gehört; ich habe im Augenblicknur diese Notiz
aus der Zeitschrift für Wohnungswesen vorliegen.
Aber ich sehe voraus, daß, wenn der Provinzial-
cmsschuß in Brandenburg dem Provinziallandtag der
Provinz Brandenburg eine solche Vorlage macht, der
Provinziallandtag diese Vorlage annehmen wird.

Meine Damen und Herren! Ich habe mich der Auf¬
gabe der sozialdemolratischen Fraktion entledigt. Ich
habe noch eins hinzuzufügen. Wir wollen diese Frage
heute nicht grundsätzlich lliiren. Der Herr Landes¬
hauptmann hat ia auch schon in seinen Ausführungen
zum Etat gesagt, daß er Bedenkenhabe, die Wohnungs-
fürsorge auf die Provinzialverwaltung zu über¬
nehmen. Wir wollen heute diese grundsätzlicheFrage
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der Uebernahme der Wohnungsfürsorge auf den Pro-
vinzialverband nicht anschneiden, sundern wollen die
Entscheidung darüber der weiteren Entwickelung in
der Zukunft überlassen. Aber wir sind uns darüber
klar, daß es sich hier um eine außergewöhnliche Nut¬
lage handelt, die uns als Provinzialverwaltung und
Pruvinziallandtag verpflichtet,außergewöhnlicheMaß¬
nahmen zu ergreifen. Das können wir nur, wenn wir
größere Beträge aus öffentlichenMitteln für die Be¬
friedigung des Wohnungsbedürfnisses bereitstellen, als
es bisher d^r Fall gewesen ist. (Abgeordneter Hoff-
nnrnn: Sehr richtig!)

Ich hoffe, daß Sie sich diesem berechtigten Antrage
der Sozialdemokratischen Partei nicht verschließen
werben. Ich kann Ihnen die Versicherung geben, daß
Sie damit helfen werden, die Wohnungsnot eines
großen Teiles ider rheinischen Bevölkerung zu beseiti¬
gen, um deren Beseitigung wir schon seit Jahren
kämpfen und um deren Beseitigung wir noch Jahr¬
zehnte kämpfen müssen, wenn es in dem Schnecken¬
tempo weitergeht wie bisher und wenn trotz aller
Neben und Schreibereien nicht mehr praktische und
Positive Arbeit zur Beseitigung der Wohnungsnot
geleistet wird. (Beifall.)

VorsitzenderDr. Iarres : Zur Geschäftsordnung
Herr Dr. Hagen.

Abgeordneter Dr. Hagen: Ich bitte den Herrn
Präsidenten, Punkt 2 der Tagesordnung bis zum
Schluß der heutigen Sitzung zu vertagen. Der 1. Fach¬
ausschuß wird sich zwischenzeitlich mit der Sache noch¬
mals beschäftigen,weil «der Herr Vorredner doch eine
Reihe von durchaus beachtlichenAusführungen ge-

^ macht hat.
Vorsitzender Dr. Iarres: Es wird beantragt,

diesen Punkt 2 zu vertagen und zwischenzeitlichden
l. Fachausschußmit der Angelegenheit zu befassen. Es
wird zweckmäßig sein, diesem Vorschlage zu folgen. —
Ich höre leinen Widerspruch dagegen. Die Beschluß¬
fassung über Punkt 2 wird vertagt. Ich nehme an,
daß es möglich sein wird, den Fachausschuß während
der Furtsetzung unserer Beratungen zusammen-
zuberufen. Halten Sie das als Vorsitzender des 1. Fach¬
ausschussesfür möglich?

Abgeordneter Dr. Hagen: Ich werde versuchen,
gleich den Fachausschuß zu versammeln. Ich glaube,
daß wir in kurzer Zeit fertig werden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Dann möchte ich Sie
bitten, diese Berufung zu veranlassen.

Punkt 2 ist vorläufig vertagt.
Punkt 3: Antrag des 1. Fachausschusses

zu dem Antrage des Abgeordneten San¬
ders u. a. auf Zurverfügungstellung an-
«emessener Mittel für das gewerbliche
Kreditwesen seitens der Landesbank.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Hoff.

Abgeordneter Hoff: Herr Abgeordneter Sanders
hat dem Hause folgenden Antrag unterbreitet:

„Der Pruvinziallandtag wolle dem Verwaltungs¬
rat der LllUdesbankempfehlen, in Ergänzung der
von Reich und Staat eingeleiteten unzureichenden
Kreditaktionen weitere angemesseneMittel für das
gewerblicheKreditwesen nach Maßgabe ihrer Liqui¬
dität zur Verfügung zu stellen."
Der 1. Fachausschuß tritt dem Antrage des Herrn

Abgeordneten Sanders bei.
VorsitzenderNr. Iarres: Wortmeldungen liegen

nicht vor. Es ist so beschlossen.
Punkt 4: Antrag des 5. Fachausschusses

zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialllusschusses, betreffend Beteiligung
des Provinzilllverbandes an mehreren
großen Landestulturprojelten im Re¬
gierungsbezirk Düsseldorf.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Schroer-
Hochhalen.

Abgeordneter Schruer - HochMen: Meine Damen
und Herren! Der Fachausschuß5 bittet Sie, die Vor¬
lage unverändert anzunehmen.

Wegen der Regulierung der unteren Wupper waren
von der Stadt Leichlingen noch einige Wünsche vor¬
gebracht worden, die beider nicht erfüllt werden
konnten, weil die rechtlichen Grundlagen noch nicht
gegeben sind. Die Verwaltung hat aber versprochen,
eine Vorlage dieserhalb im nächstenJahre zu machen.

Dann hat der 5. Fachausschußdem Herrn Landes¬
hauptmann folgendes vorzutragen:

Die Landeskulturämter, die die Zusammenlegung
der Parzellen in den Gebirgstreisen besorgen, sind
zur Zeit mit Arbeit derartig überhäuft, daß die Zu¬
sammenlegungen voraussichtlich erst in 15 Jahren
beendet sein werden. Dieses Tempo muß natürlich
bemängelt werden, denn gerade die kleinen und klein¬
sten Betriebe in der Nheinprovinz leiden sehr unter
der heutigen schlechten Konjunktur, und es ist für sie
eine Frage der Lebensmöglichkeit,daß die Zusammen¬
legung in einem schnellerenTempo erfolgt.

Dann hat der 5. Fachausschußnoch der Erwartung
Ausdruck gegeben, daß bei Bewilligung von Mitteln
zu BodenUerbesserungenaller Art, wie bisher so auch
in der Zukunft, die ärmeren, gebirgigen Teile der
Provinz vorzugsweise bedacht werden.

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Es ist so beschlossen.

Punkt 5: Antrag des 5. und 1. Fach¬
ausschusses zu dem Antrage der sozial-
demokratischen Fraktion, betreffend
Einsetzung einer Million Marl jährlich
in den Haushalt zwecks Kultur von Oed»
land und Schaffung landwirtschaftlicher
Domänen und Forsten für die Provinz.
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Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Schüler.
Abgeordneter Dr. Schüler: Meine Damen und

Herren! Der von der sozialdemotratischen Fraktion
eingebrachteAntrag, eine Million Marl jährlich in den
Haushalt der RheinischenProvinzialverwaltung zwecks
Kultur von Oedland und Schaffung landwirtschaft¬
licher Domänen und Forsten für die Provinz einzu¬
sehen, tonnte in dieser Form die einstimmigeAnnahme
des 5. Fachausschussesnicht finden. Man war der
Ansicht, daß alles Oedland, das sich dazu eignet, aber
auch nur dieses, der Kultivierung zugeführt werden
müsse. Die Meinungen waren aber sehr verschieden
in der Beantwortung der Frage, ob und inwieweit sich
die Provinz an dem Erwerb und der Bewirtschaftung
solchen Oedlandes beteiligen soll. Meiner Ansicht nach
hat die theoretische Erörterung dieser Frage leine
große Bedeutung, aus dem einfachenGruude, weil die
Provinz erst in jedem einzelnen konkreten Falle eine
Entschließung fassen kann und danach die Verhältnisse
beurteilen muß.

Der 5. Fachausschuß hat dann einstimmig den
Antrag beschlossen, der Ihnen in Drucksache 64 (iu der
Mitte) vorliegt.

In der gestrigen Sitzung des 1. und 5. Fach¬
ausschusses kam man wieder auf den Antrag der
sozialdemotratischen Fraktion zurück und beschloß,
hinter das Wort „soll" einzusetzen: „Entweder für
eigene Zwecke des Provinzialverbandes oder". Der
jetzige Antrag des 1. und 5. Fachausschusses lautet also:

„Der 1. und 5. Fachausschußschließen sich der im
Antrage lder SPD. gegebenen Anregung, möglichst
weitgehend vorhandenes, geeignetes Oedland zu
kultivieren, an.

Das so gewonnene Kulturland soll entweder für
eigene Zwecke des Provinzialverbandes oder zur
Schaffung, Erhaltung und Stärkung selbständiger
landwirtschaftlicher Existenzen ^m Benehmen mit
Oberpräsident, Landwirtschaftskammer und Siede-
lungsgesellschaft„Rheinisches Heim" dienen.

Der Provinziallandtag wolle den Provinzial-
ausschußermächtigen,zunächst bis zu 1 Million Mark
zu dem gedachtenZweck flüssig zu machen."
VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr

Abgeordneter von Stedman.
Abgeordneter von Stedman: Meine Damen

und Herren! Die Fassung, die Ihnen jetzt vorliegt,
stellt die Zweckeder Provinzialverwaltung in den
Vordergrund. Ich halte es aber für bringend not¬
wendig, daß nicht die Zwecke der Provinzilllverwaltung
bei der Oedlandtultivierung in den Vordergrund ge¬
stellt werben, sondern die Zwecke der Landwirtschaft.
Die Landwirtschaft muß den Standpunkt vertreten,
daß es m erster Linie darauf ankommt, möglichstbald
Land zu beschaffen, um landwirtschaftliche Existenzen
selbständigzu machen. (Abgeordneter Krawinlel: Sehr
richtig!)

Ich bitte daher, daß die Fassung dahin umgeändert
wird, daß als erster Punkt die Schaffung selbständiger
landwirtschaftlicher Existenzen in den Vordergrund
gestellt wird, daß also „entweder" und „oder" ver¬
tauscht werden und an die zweite Stelle die Bedürf¬
nisse der Provinzialverwaltung treten. (Zuruf des
Abg. Hoffmann: Nein, erst die Provinz!) Ich erbitte
dazu die Genehmigung des Landtages.

Vorsitzender Dr. Zaires: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren!
Wir sollten uns meiner Ueberzeugung nach nicht dar¬
über streiten, ob die Interessen der Provinzialverwal¬
tung oder aber die Interessen der Landwirtschaft in
den Vordergrund zu stellen sind, sondern wir sollten
uns auf den Standpunkt stellen: Vor allen Dingen ist
die Ernährung des Volkes in den Vordergrund zu
stellen, und die Ernährung des Volkes fördern wir auch
dann, wenn wir in erster Linie den Besitz bei unseren
Provinzialanstlllten vermehren.

Ich habe in meiner Gtatsrede dargelegt, daß wir
heute start 2000 Morgen im Besitz der Provinz haben,
daß wir aber noch 2tN0 Morgen gebrauchen, um die
Anstaltsinsassen ernähren zu können. (Abgeordneter
Hoffmann: Hört, hört!) Für eine Vermehrung des
Landbesitzes der Provinz zu sorgen, ist daher nach
meiner Auffassung die Pflicht der Provinzialverwal¬
tung und auch jedes einzelnen Provinziallandtags-
Abgeordneten. Ich bin der Meinung, über den Inter¬
essen der einzelnen Berufsschichtenmüssen einem Ab¬
geordneten die Interessen der Allgemeinheit, in diesem
Falle die Interessen der Insassen unserer Anstalten,
stehen. (Sehr richtig!)

Aus diesen Gründen bitte ich Sie: Nehmen Sie den
Antrag so an, wie ihn Fachausschuß5 und 1 beschlossen
haben.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Freiherr von Loe.

Abgeordneter Freiherr von Loe: Meine Herren!
Wir hatten voriges Jahr schon grundsätzlichzu dieser
Frage Stellung genommen. Der Kollege Haas geht
insofern irrig, als er meint, es wäre an sich die Auf¬
gabe der Provinzialverwaltung, landwirtschaftliche
Produkte zu erzeugen, um die Ernährung des Volkes
zu bereichern. Es ist noch sehr die Frage, ob das auf
diesem Wege der Fall sein würde. Wir sind der Ansicht,
daß durch eine freibäuerliche Arbeit draußen viel eher
die Menge der Produkte vermehrt wird, als wenn das
Land in kommunale Hände übergeführt wird. Die
private Wirtschaft wirtschaftet immer besser und inten¬
siver als die öffentliche Wirtschaft. (Abgeordneter
Krawinlel: Sehr richtig!)

Ich meine aber, auch von feiten des Hauses liegt
kein Interesse vor, nun der Provinzialverwaltung die
allgemeine Befugnis zu geben, Güter für sich zu er¬
werben. Es gehört zum Etatsrecht des Hauses, daß
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wir darüber beraten und beschließen, wenn die Provinz
Güter kaufen oder Land für ihre Anstalten sich an¬
schaffen will. Anders würden wir in die Dispositions¬
rechte ldes Hauses selbst eingreifen.

Es ist richtig, an sich der bäuerlichen Wirtschaft zu
helfen. (Abgeordneter Krawinkel: Sehr richtig!) Wir
sind alle dafür, daß mindere Terrains kultiviert werden,
um dem Ackerbau zugeführt zu werden. Aber das
richtige ist, sie in die freibäuerliche Hand zu geben.

Ich möchte noch einen anderen Grund anführen,
den auch die Herren von der Linken vielleicht würdigen.
Jedes Jahr werden erhebliche Teile des freibäuerlichen
Landes für öffentlicheZwecke in Anspruch genommen.
Es verschwindendurch die Ausdehnung der Industrie¬
städte erhebliche landwirtschaftlicheProtmltionsflächen
von der Bildfläche. Wenn die Provinz sich einen Fonds
sichert, um wieder neue Agrarflächen zur Ernährung
zu schassen, so kann man das nur unterstützen, aber
mit der Maßgabe, daß das Land auch in die Hand der
Kleinbauern überführt wird. lZuruf des Abg. Stein-
büchel: Ihre Freunde enteignen ja die Kleinbauern!)
Das ist nicht der Fall; bei uns geht die Sache umgekehrt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort wird nicht
mehr begehrt. Es ist folgender Abänderungsantrag
von Herrn von Stedman gestellt worden:

In dem Absatz 2 des Vorschlages des 5. Fach¬
ausschussessoll es heißen:

„Das so gewonnene Kulturland soll entweder zur
Schaffung, Erhaltung und Stärkung selbständiger
landwirtschaftlicher Existenzen im Benehmen mit
Oberipriisident, Landwirtschaftskammer und Siede-
lungsgesellschaft „Rheinisches Heim" oder für die
eigenen Zwecke des Provinzialverbanbes dienen."
Im übrigen ist der Antrag des Ausschussesnicht

abgeändert worden.
Ich lasse zunächstüber den Abänderungsantrag ab¬

stimmen und bitte diejenigen, die dafür sind, sich zu
erheben. — Das ist die Mehrheit.

Im übrigen sind gegen den Vorschlag des 5. Fach¬
ausschusses, dem der 1. Fachausschußbeitritt, leine Ein¬
wendungen mehr erhoben worden. Ich stelle die An¬
nahme mit der eben beschlossenen Abänderung fest.

Punkt 6: Antrag «des 1. und 5. Fach¬
ausschusses zu dem Bericht und Antrag
des Provinzialausschusses, betreffend
Erhöhung des Stammkapitals der Ge¬
meinnützigen Siedelungs-Gesellschaft
ni. b. H. „Rheinisches Heim" in Bonn.

Für den 1. Fachausschuß ist Berichterstatter Herr
Abgeordneter Hoff (Zuruf Hoff: Ich verzichte!), für
den 5. Fachausschuß Herr Abgeordneter Dr. Schüler.
(Zuruf Dr. Schüler: Verzichte!) Die beiden Herren
Berichterstatter verzichten.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Kemmann.

Abgeordneter Kemmann: Meine Damen und
Herren! Auf die Siedelungsgesellschaft „Rheinisches
Heim" haben der Provinziallandtag und der Provin¬
ziälausschuß nur einen ganz geringen Einfluß, wenn
man überhaupt von einem Einfluß sprechen kann. Das
Statut der Siedelungsgesellschalftsieht einen derartigen
Einfluß nicht vor. Es ist aber durchaus wünschens¬
wert, daß bei der großen Beteiligung der Provinz der
Provinziallandtag oder der Provinziälausschuß auch
einen maßgebenden Einfluß erhält. Ich habe deshalb
den Wunsch, daß das Statut dahingehend geändert
werde, daß der Provinziälausschuß ferner in maß¬
gebender Weise an der ganzen Tätigkeit beteiligt wird.

VorsitzenderDr. Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Ich stelle fest, daß der Punkt 6
nach dem Antrage angenommen ist.

Punkt 7: Antrag des 5. und I. Fach¬
ausschusses zu dem Bericht und Antrag
des Provinzialausschusfes, betreffend
Uebernahme der Bürgschaft für Saat¬
gut! redite bis zur Höhe von 14)4 Milli¬
onen Mark.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Heuser.
Abgeordneter Heuser: Meine Damen und

Herren! Die beiden Ausschüssebeantragen unverän¬
derte Annahme. Dazu hat aber der Fachausschuß 5
mich beauftragt, Ihnen folgendes zu sagen:

Der Ausschußwar einmütig der Auffassung, daß es
einer sehr großen Anzahl rheinischer Landwirte, vor¬
nehmlich denjenigen, die in dem wirtschaftlich schlech¬
teren Teile der Provinz wohnen, Wohl nicht möglich
fein wird, an dem Fälligkeitstage ihre Verpflichtungen
zu erfüllen. Der Ausschuß hat mich beauftragt, auch
von dieser Stelle aus an den Herrn Oberprästdenten
die Bitte zu richten, in diesen Fällen an zuständiger
Stelle für eine Hinausschiebung des Fälligkeitstermins
sich einzusehen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wort¬
meldungen liegen nicht vor. Ich darf ohne Abstimmung
feststellen, daß Sie dem Antrage der beiden Fach¬
ausschüsse Ihre Zustimmung gegeben haben.

Wir kommen zu
Punkt 6: Antrag des 5. Fachausschusses

zu dem Bericht und Antrag des Provin¬
zialausschusfes, betreffend nachträg¬
liche Genehmigung einer am 15. Dezem¬
ber 1924 von dem Provinziälausschuß
zwecks Aufhebung der Entschädigung im
Falle der sogenannten Dürener Rinder-
lrankhe^it beschlossenen Aenderung der
Viehseuchenentschädigungssatzung für
die Rheinprovinz.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Stedman.
lZuruf des Abgeordneten von Stedman: Verzichte!)



132 69. Rheinischer Piovinziallllndtag, 6. Sitzung am 17. Juni 1925.

Der Berichterstatter verzichtet. Wortmeldungen
liegen nicht vor. Auch hier ldarf ich ohne besondere
Abstimmung die Zustimmung des Landtages feststellen.

Wir kommen zu
Punkt 9: Antrag des 5. Fachausschusses

zu dem Antrage der Arbeitsgemein¬
schaft, betreffend Aenderung der Vieh-
seuchen-Gntschädigungssatzung für die
Rheinprovinz.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter vonStedman.
Abgeordneter von Stedman: Meine Damen

und Herren! Der 5. Fachausschuh hat sich mit dem
Antrage der Arbeitsgemeinschaft eingehend beschäftigt.

Es handelt sich um folgendes: Ueberall im Lande
tauchen Klagen darüber auf, daß in gewissen Fällen
Vieh, das durch die Maul- und Klauenseuchebzw. deren
Folgetrankhciten gefallen ist oder abgeschlachtet werden
mußte, nicht entschädigt werden kann. Die heutigen
Satzungen verbieten das. Wir wünschen aber, daß,
wenn die Finanzlage irgendwie tragbar ist, die Satzun¬
gen dahin umgeäudert weriden, daß auch Vieh, das zum
Beispiel an Blutvergiftung infolge von Vereiterung
des Maules und der Klauen eingeht, auch wenn es
vierzehn Tage oder drei Wochen später ist, als der
Seuchengang offiziell beendigt ist, in die Viehseuchen¬
entschädigung einbezogen wird.

Der Antrag der Arbeitsgemeinschaft stellt in dieser
Beziehung lediglicheine Anregung dar, da es zunächst
nicht möglich ist, die finanzielle Tragweite sowohl wie
die technische Vorarbeit zu übersehen.

Der Fachausschuß hat feststellen können, daß die
Provinzialverwaltung dem Antrage nicht abgeneigt
gegenübersteht und daß sie dem Antrage nähertreten
will, sobald die Finanzlage und technische Tragweite
geprüft worden ist. Gs steht bereits in Aussicht, daß
demnächst eine Konferenz zwischen der Landwirtschafts-
lllmmer, dem Gehe'imrat Lothes und sonstigen Vete¬
rinären stattfindet, die zu der Frage Stellung nehmen
und die technischenund finanziellen Einzelheiten prüfen
sollen.

Der 5. Fachausschuß empfiehlt dem Provinzial-
landtag, den Antrag unverändert anzunehmen.

Stellvertretender VorfitzenderEberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Schrocr-Hochhalen.

Abgeordneter Sch r o e r - Hochhalon: Meine Damen
und Herren! Wie notwendig es ist, daß die Vieh-
seuchen-Entschädigungssatzunggeändert wird, habe ich
un 5. Fachausschußbereits erläutert. Ich möchte aber
hier im Plenum nochmals auf den Fall aufmerksam
machen, der gerade in unserem Kreise bei einem Land¬
wirt Tillmann Pesch passiert ist.

Meine Damen und Herren! Dieser Landwirt Till¬
mann Pesch hat das Vergnügen, drei Stück Rindvieh
beim letzten Viehseuchenfallauf Anordnung des Tier¬
arztes abgeschlachtet zu sehen und nicht entschädigt zu

werden. Nachdem ich die Akten bei Herrn Landesrat
Westermann eingesehenhabe, muß ich erklären, daß der
Fall so liegt, daß er unbedingt zu den Fällen zählen
müßte, die unter die Entschädigungsfälle Maul- und
Klauenseuche fallen. Aber die Ansichten des Kreis¬
veterinärs und des ihm bei der Regierung übergeord¬
neten Herrn gehen hier auseinander. Der Herr Kreis¬
veterinär hat zwar sein Gutachten so abgefaßt, daß viel¬
leicht eine Entschädigung nach dem Paragraphen des
Gesetzes nicht möglich ist. Aber in seinem weiteren
Bericht bittet er darum, daß der Landwirt entschädigt
wird, und er führt dafür eine ganze Menge Gründe
an. Ich möchte doch den Herrn Landeshauptmann
bitten, sich dieses Falles einmal besonders anzunehmen.

Ich habe hierzu einen Antrag formuliert, der
folgendermaßen lautet:

„Der Provinziallandtag wolle den Provinzial-
ausschuß ersuchen,die Entschädigungsalten üucr den
Seuchenfall des Pächters Tillmann Pesch einzufor¬
dern und unter Hinzuziehung praktischer Landwirte
den Fall einer Nachprüfung zu unterziehen."

Meine Damen und Herren! Im Provinzial-
ausschuß habeu wir zwei praktische Landwirte: den
Landesükonomierat Völlig und den Oekonomierat
Kemnmnn. Ich möchte den Herrn Landeshauptmann
bitten, vielleicht auch den Landwirt der Provinz, den
Herrn Landesverwaltungsrat Föhrenbach, hinzuzu¬
ziehen, der doch scdenfalls in der letzten Zeit praktische
Erfahrungen in den eigenen Anstalten der Provinz
genügend hat sammeln können. Gleichzeitigmöchte ich
auch bitten, Herrn Freiherrn von Loe als Sach¬
verständigen für diesen Fall zn gewinnen.

Es ist mir nichts daran gelegen, einen einzelnen
Fall herauszustreichen. Es gibt mehrere Fälle in der
Provinz, die nach Ansicht der praktischen Landwirte
entschädigt wecken müßten. Aber dieser Fall zeigt
besonders, daß hier wieder eine Folgekrankheit kon¬
struiert wird, weil eitrige Entzündungen an den
Klauen entstanden sind und dadurch die Blutvergiftung
hervorgerufen worden ist. Ich mache aber ausdrücklich
darauf aufmerksam,daß der Kreistierarzt erst nach zehn
Tagen erschienen ist, nachdem er durch die Polizei-
Verwaltung bestelltwar, uud daß zehn Tage vollständig
genügen, daß sich eitrige Entzündungen bilden können.
Nach unserer Ansicht ist also die Krankheit der Maul-
und Klauenseuchenicht so beachtet worden, wie sie hätte
beachtet werden müssen.

Ich unterbreite den Antrag dem Hause und bitte
die Herren Landwirte, die ich genannt habe, sich zur
Verfügung zu halten. Ich hoffe, daß dann ein großer
Streitfall aus der Welt geschafftwird.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Ich darf
den eben gestelltenAntrag zur Verlosung bringen:

„Der Provinziallandtag wolle den Provinzial-
ausschuß ersuchen,die Entschädigungsakten über den
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Seuchenfall des Pächters Tillmann Pesch einzufor¬
dern und unter Hinzuziehung PraktischerLandwirte
den Fall einer Nachprüfung zu unterziehen."
Dieser Antrag steht zur Erörterung.
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bauknecht.
Abgeordneter Bauknecht: Meine Damen und

Herren! Ich möchte lediglich zu den letzten Anträgen
Stellung nehmen, und zwar im Interesse unserer Ver¬
waltung. Wenn wir seitens des Landtages auf der¬
artige Einzelfälle eingehen und dementsprechendbe¬
stimmte Angelegenheiten nach einem kurzen Referat
dem Provinzialansschuß überweisen würden, so hätte
das die praktische Konsequenz,daß wir jeden einzelnen
Fall, der zufällig durch einen Abgeordneten, vielleicht
sogar entgegen den gesetzlichenBestimmungen, hier ver¬
treten wird — die gesetzlichen Bestimmungen, die zur
Zeit bestehen, lassen den Fall nicht anders erledigen —,
behandeln müssen. Wir könnten dann, da die einzelnen
Verhältnisse den meisten unbekannt sind, leicht zu einem
Beschluß kommen, der für die Verwaltung von den
unheilvollsten Konsegnenzenwäre. Ich möchte bitten,
daß nicht Fälle, die zufällig von einem Abgeordneten
aufgegriffen werden, mit dem vielleicht die Betroffenen
in naher Beziehung stehen, hier eine andere Behand¬
lung erfahren als Fälle, wo analog dem Gesetze ver¬
fahren wird und der einzelne sich damit abfinden muß.

Ich möchte >bei dieser Gelegenheit eine andere Frage
mit einsiechten, die auch im 5. Fachausschußbehandelt
worden ist. Es ist dort auch über die Tuberkulosefrage
des Rindviehs gesprochenworden. Es ist gleichzeitig
bekannt geworden, daß von nahezu einer Million Stück
Rindvieh nur 50 000 versichert sind. Wir haben da
eine ähnliche Erscheinung wie bei den Hagelschlllg-
vcrstchernngen. Es ist immer wieder bei den Land¬
wirten die Beobachtung zu machen, daß sie leider der¬
artige Versicherungskostenscheuen. Wir sind meiner
Ansicht nach geradezu dazu verpflichtet,den Landwirten
dringend zu raten, die Versicherungen,die für sie zweck¬
mäßig und auch nur mit verhältnismäßig gelingen
Kostenverbunden sind, doch zu benutzen, um sich selbst
zu schützen. Der Provinziallandtag wird sich meiner
Ansicht nach — ich möchte dies hier bezüglich der Hagel¬
schäden sagen, die gestern allerdings im Falle Meisen¬
heim praktisch erledigt worden sind — alle Schäden in
Zukunft genau ansehen müssen, weil wir sonst leicht in
die Lage kommen, Schäden, gegen die sich der Landwirt
selbst schützen kann, zu vergüten.

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Das Wort
hat der Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine Damen
und Herren! Ich glaube kaum, daß es möglich ist, einen
solchen Einzelfall hier zu erledigen oder auch besondere
Weisungen für die Behandlung eines Ginzelfalles über
die gesetzlichen Vorschriften hinaus zu treffen (Abge¬
ordneter Haas: Sehr richtig!), denn was dem einen

recht ist, ist dem andern billig. Es ist nicht einzusehen,
warum nicht sämtlicheFälle unter Zuziehung eines
großen Kollegiums entschieden werden sollen. Ich gebe
aber gerne die Zusichern»«,daß ich die Akten des vor¬
liegenden Falles nochmals einsehen werde. Wenn der
Antragsteller mit der Entschädigung nicht zufrieden ist,
so kann er sich ja ohne weiteres beim Provinzial-
ausschuß dagegen beschweren. Dann wird die Sache
dem Proinzialausschuß vorgelegt. Das ist das einzige,
was im Augenblick zugesagt werden kann. Damit wird
sich wohl auch der Herr Antragsteller zufrieden geben.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Schroer.

Abgeordneter Schroer- Hochhalen: Meine Damen
und Herren! Nachdem der Herr Landeshauptmann
nur zugesicherthat, daß er diesen Spezialfall prüfen
will, habe ich ja das, was ich mit meinem Antrage er¬
reichen wollte, erreicht. Ich wollte, daß die Sache unter
Hinzuziehung von PraktischenLandwirten erneut ge¬
prüft wird.

Was Herr KollegeBauknecht ausgeführt hat, dürfte
doch wohl nicht ganz stimmen. Ich habe natürlich nur
diesen Spezialfall hier angeführt, weil mir die anderen
Fälle, deren es noch so und soviele in der Provinz gibt,
nicht so bekannt sind wie dieser. Hier habe ich die
Alten eingesehen und, Herr Kollege Bauknecht, ich
möchte Sie bitten, sich auch einmal die Akten geben zu
lassen. Wenn Sie dann sehen, wie die Veterinäre sich
selbst über den Fall streiten, werden Sie einsehen, daß
es doch nicht so ist, wie Sie es ausgeführt haben.

Ich bitte, das nicht den Herren der Wissenschaft zu
überlassen, sondern zur Regelung solcher Fälle auch die
praktische Landwirtschaft heranzuziehen.

Herr Kollege Bauknecht, die Landwirtschaft sollte
sich mehr gegen Schäden versichern. Meine Herren!
Wenn die Folgekrankheiten in die Entschädigungs-
satzung nicht einbezogcn werden und die Sache weiter
so gehandhabt wird wie bisher, so wäre ich gezwungen,
einen Antrag zu stellen, die Entschädigung für die
Klauenseuche,wie sie setzt ausgeübt wird, fallen zu
lassen. Sie wirkt ja so demoralisierend wie keine andere
Ordnung, die wir bisher gehabt haben.

Wir haben doch nun die Dürener Krankheit gehabt.
Meine Damen und Herren! Die Dürener Krankheit
war auch nach dem Paragraphen nicht unterzubringen.
Das werden Sie doch auch Wohl zugeben. Aber es ist
ein Ruhmesblatt für die Verwaltung gewesen, daß da
die Allgemeinheit eingetreten ist. Ich meine, auch hier
soll die Vernunft herrschenund nicht allein der Para¬
graph. Der Paragraph stürzt uns hier ins Unglück.
Mit der Ordnung, wie sie bis jetzt vielfachgehandhabt
wird, können wir nichts erreichen.

Herr Bauknecht, lassen Sie sich, bitte, die Akten
geben, und ich bin überzeugt, daß Sie derselben Mei¬
nung sind wie wir.
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Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Wenn ich
den Herrn Redner richtig verstanden habe, ist er bereit,
seinen Antrag zurückzuziehen.(Abgeordneter Schroer:
Ja, weil mir der Herr Landeshauptmann die Zusage
gegeben hat.) Der Antrag ist zurückgezogen. Es liegt
nur noch der Antrag »des Fachausschussesvor. Gin¬
wendungen sind nicht erhoben. Ich stelle die Annahme
des Antrages des Fachausschussesfest.

Wir kommen zu
Punkt IN: Antrag des 5. Fachausschusses

zu dem Haushaltsplan, betreffend Vieh¬
seuchen-Entschädigungen für das Rech¬
nungsjahr 1925.

Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeord¬
neten von Stedman, das Wort. lZuruf von Stedman:
Verzichte!)Der Herr Berichterstatter verzichtet. Wider¬
spruch ist nicht erhoben. Ich stelle die Annahme des
Antrages fest.

Wir kommen zu
Punkt 11: Antrag des 5. und 1. Fach¬

ausschusses zu dem Bericht und Antrag
des Piovinzialausschusses, betreffend
Bereitstellung außerordentlicher Mittel
für die Unterstützung von Wasser¬
leitungsanlagen im Rechnungsjahr 1925.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Heuser. (Ab¬
geordneter Heuser: Verzichte!) Der Herr Bericht¬
erstatter verzichtet. Auch hier >darf ich ohne Abstimmung
feststellen, daß dem Antrage entsprechendbeschlossen ist.

Punkt 12: Antrag des 5. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Provin¬
zialausschusses, betreffend die Errich¬
tung von landwirtschaftlichen Schulen
in Alt enlirchen, Heinsberg un dBopvard.

Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten
Albers, das Wort.

Abgeordneter Albers : Sehr geehrte Damen und
Herren! Zur Orientierung darf ich Wohl aus die Druck¬
sache 27 verweisen, derzufolge in den Kreisen Alten-
lirchen und Heinsberg landwirtschaftlicheSchulen über¬
nommenun>d in Boppard eine neu errichtet werden soll.

Der Fachausschuß 5 empfiehlt unveränderte An¬
nahme des Vorschlages.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Wort¬
meldungen liegen nicht vor. Auch hier stelle ich die
Annahme des Antrages fest.

Wir kommenzu
Punkt 13: Antrag ,des 5. Fachausschusses

zu dem Antrag der Arbeitsgemeinschaft,
betreffend Einrichtung von Obst- unH
Gemusebaulursen an den landwirt¬
schaftlichen Schulen.

Das Wort hat derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Albers: Sodann befaßte sich der

Fachausschuß5 mit einem Antrage der Arbeitsgemein¬

schaft wegen Einrichtung von Obst- und Gemüsebau¬
kursen an den landwirtschaftlichen Schulen.

Ich habe noch darauf hinzuweisen, daß diese Reu¬
einrichtungen durchaus keine Konkurrenzunternehmen
der bis jetzt bestehenden Provinziallehranstalten sein
sollen. Die Provinzillllehranstalten vermitteln nicht
nur eine theoretische,sondern auch eine praktische Aus¬
bildung und haben demgemäß einen zweijährigen Lehr¬
gang. Diese neuen Einrichtungen sollen vorwiegend
für Söhne von solchen Landwirten sein, die nicht in der
Lage sind, die geldlichen Opfer zu bringen bzw. sie
so lange aus ihrem Betriebe zu entfernen.

Der 5. Fachausschuß empfiehlt die Annahme dieses
Antrages.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wider¬
spruch ist nicht erhoben. Ich stelle die Annahme des
Antrages fest.

Punkt 11: Antrag des 5. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan der Provinzilll¬
lehranstalten für Weinbau, Obstuau und
Landwirtschaft in Trier, Kreuznach und
Ahr Weiler für das Rechnungsjahr 1925.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Bergweiler.
Abgeordneter Bergweiler: Meine verehrten

Damen und Herren! Die 5. Fachkommissionempfiehlt
Ihnen die unveränderte Annahme des Etats der Wein-
bauschulen.

Diesmal erfordern die Weinbauschulen einen Pro-
vinzialzuschuß von 199 000 Mark, was früher nie der
Fall war. Dies kommt einesteils von den schlechten
Ernten, die der Weinbau in den letzten drei Jahren
hatte, und von den niedrigen Weinpreisen, zu denen
die Verwaltung gezwungen war, ihre Weine zu ver¬
kaufen. Die im vorigen Jahre noch vorhandenen Wein¬
vorräte sind zum größten Teil verlauft worden, und
zwar die 1922er pro Halbstück - 6N0 Liter zu 385 Mark
^- zirka 65 Pfennig pro Liter, und die 1923er zu
565 Mark pro Stück -- 15 Pfennig pro Liter. Zirka
90 Fuder 5 1000 Liter 1921er und einige Reste aus
früheren Jahren lagern noch in Kreuznach, Trier und
Uhrweiler, die zur Zeit wohl unverkäuflich sind. Wenn
man dieselben verkaufen wollte, wäre ein höherer Preis
wie für die 1923er wohl nicht zu erzielen. Das ist noch
lange nicht der Gestehungspreis. Aus diesen Zahlen,
meine Damen und Herren, können Sie die erschreckende
Notlage ersehen, in die der deutscheWeinbau haupt¬
sächlich durch den fast ein Jahr in Kraft befindlichen
spanischen Handelsvertrag in der Hauptsache ge¬
raten ist.

Die Provinzialvevwaltung hat in ihrem Bericht,
Drucksache Nr. 1, Nr. 21, auch selbst auf die überaus
ungünstige Konjunktur, die im Weinbau zur Zeit
herrscht, hingewiesen. Darauf werde ich noch bei un¬
serem folgenden Antrag zurückkommen.
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Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wort¬
meldungen biegen nicht vor. Widerspruch ist nicht er¬
höben. Ich darf hie Annahme des Antrages feststellen.

Wir kommen zu
Punkt 15: Antrag des 5. Fachausschusses

zu der Entschließung des Abgeordneten
Dr. Heß und andere zur Notlage des
Winzerstandes.

Das Wort hat derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Bergweiler : Meine verehrten

Damen und Herren! Dem 5. Fachausschuß lag der
Ihnen bekannte Antrag auf Befürwortung zur Ab¬
änderung des spanischenHandelsvertrages vor, unter¬
zeichnet von Heß und Genossen.

Der 5. Fachausschuß hat sich nun einstimmig auf
folgenden Wortlaut geeinigt, den er Ihnen zur An¬
nahme empfiehlt:

„Der 69. Rheinische Provinziallandtag erwartet
von der Reichs- und Staatsregierung, daß sie mit
größtem Nachdruckalles tut, um >die so überaus
ernsten Gefahren zu bannen, in die der W'inzerstand
durch den spanischen Handelsvertrag geraten ist.
Wenn er auch die vom Reichstag und der Reichs¬
regierung vorgesehene Kreditaktion als dankens¬
wertes Entgegenkommen anzuerkennen bereit ist, so
kann er darin nach Lage der Sache die Rettung des
deutschen Winzers nicht erblicken,weil sie die Ge¬
fahrenquelle gar nicht trifft. Die Rettung ist viel¬
mehr nur denkbar durch eine Abänderung des Han¬
delsvertrages, und zwar ehe sich die diesjährige
spanische Ernte auf dem deutschenWeinmarkt fühl¬
bar machen kann. Eine dementsprechendeZusage
seitens der Reichsregicrung liegt vor. Der Pro¬
vinziallandtag vertraut, daß diese Zusage auch ge¬
halten wird."
Meine verehrten Damen und Herren! Vorhin habe

ich Ihnen dargelegt, daß die Provinzialvcrwaltung im
letzten Jahre gezwungen war, die 1922er und 1923er
Ernten ihrer Weingüter unter Selbstkostenpreis zu
verkaufen. Gestatten Sie mir nun, fetzt die Ihnen vor¬
liegende Entschließung des 5. Fachausschussesnoch mit
einigen Worten näher zu begründen.

Die kleinen und mittleren Winzer im ganzen deut¬
schen Weinbaugebiet sind hauptsächlichdurch den spani¬
schen Handelsvertrag in eine trostlose Lage geraten.
Die 1921er und 1922er Ernten waren quantitativ gut,
der 1921er Jahrgang qualitativ und quantitativ der
beste seit dreißig Jahren. Diese beiden Jahrgänge
haben die kleinen und mittleren Winzer, die gewöhnt
sind, ihre Weine im ersten Jahre zu verkaufen, um
Geld zu bekommen, in der Inflationszeit zu Schleuder-
Preisen, unser Geld in Göldmark umgerechnet, ver¬
kauft; sie konnten sich im nächsten Jahre kaum ein Faß
mehr für ein Fuder Wein kaufen, um den neuen Wein
fassen zu können. Durch die Inflation haben die kleinen

und mittleren Winzer all ihre Betriebsmittel verloren.
Andere Einnahmen als vom Wein hat der kleine und
mittlere Winzer nicht. Nach einer einwandfreien
Statistik, die mir vorliegt, lagerten am 23. Mai dieses
Jahres an der Mosel noch 38 720 Fuder Wein 5 1000
Liter, und in den Monaten Dezember 1924, Januar
und Februar 1925 wurden in Deutschland allein für
30,1 Millionen Mark fremde Weine eingeführt, was
einer Menge von 52 840 Fuder entspricht,also fast das
doppelte Quantum, als im Jahre 1924 an der Mosel
gewachsen ist, allein in drei Monaten. Sie fragen
jedenfalls verwundert: Wo ist denn der fremde Wein
geblieben? Der ist verschwundendurch den unglück¬
seligen Werschnittparagraphen, den wir im Weingesetz
haben, wonach 49 Prozent ausländischer Wein, Ver¬
schnitten mit 51 Prozent deutschemWein, unter der
Deklaration als deutscherWein verkauft werden kann.
Durch den Versailler Vertrag ist Deutschlana die Meist-
bcgünstigungsklausel aufgezwungen worden, und alle
die Vorzüge, die Spanien eingeräumt sind, gehen auto¬
matisch auf Frankreich und Italien über. Kaum ein
Produkt in Deutschland ist so mit Steuer belastet wie
der Wein. Ein Drittel des Preises beim Konsumenten
muß als Weinsteuer, GeträNkestenerund drei- bis vier¬
malige Umsatzsteuer bezahlt werden. Dazu kommt,daß
in den Hotels und Weinrestaurants die Weinpreise oft
mehr als 4—500 Prozent höher sind als beim Winzer,
da am Essen die Wirte meistens nichts verdienen und
der Wein die Gesamtunkosten des Betriebes tragen
muß. Die 10 Prozent Trinkgeld, die der Kellner heute
bekommt, um die Flasche dem Gast aufzutragen, machen
mitunter mehr aus, als der Winzer für den Wein
bekommt. (Abgeordneter Dr. Heß: Sehr richtig!)

Der Landrat des Kreises Berncastel hat bef dem
Finanzamt des Kreises Berncastel vor einigen Wochen
festgestellt,daß 80 Prozent aller Steuern durch den
Gerichtsvollzieherim letzten Jahre 'beigetriebenwerden
mußten, trotzdem die Winzer kein Ginkommen haben.
(Abgeordneter Dr. Heß: Hört, hört!) Die wenigen
Weine, die verlauft werden, werden unter dem Ge-
stchungspreis abgegeben. Die Schulden haben in er»
schreckendem Maße zugenommen. Was das bei dem
dreifachen Zinsfuß gegen früher bedeutet, brauche ich
wohl nicht weiter auszuführen. Die Weinbergspreise
sind um die Hälfte und noch mehr gegenüber der Vor¬
kriegszeit gesunken,und dafür findet sich kein Käufer.

Die deutsche Regierung hat nun die Ratifikation
des spanischenHandelsvertrages verlangt, und hätte,
wie in den Zeitungen zu lesen war, aus der Ablehnung
eine Kabinettsfrage gemacht. Darauf hat der Abge¬
ordnete Scholz namens der Deutschnationalen Volks¬
partei, des Zentrums, der Deutschen Volkspartei, der
Wirtschaftlichen Vereinigung und der Bayerischen
Volkspartei die Ihnen bekannte Erklärung im Reichs¬
tag abgegeben, die mir hier vorliegt, auf die ich aber
nicht eingehen will.
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Die südlichen Länder, Spanien, Frankreich und
Italien, ernten ganz andere Quantitäten Wein als
wir, auf die Mäche gerechnet, und haben lange nicht
die hohen Baukosten wie wir. Wenn der von uns ge¬
forderte Zoll von mindestens 60 Mark nicht erreicht
wird, der noch lange nicht die Gestehungskostenbei uns
erreicht, geht der deutsche Winzerstand und damit ein
paar Millionen Menschenmit ihren Frauen und Kin¬
dern und die mit dem Weinbau zusammenhängenden
Existenzen zugrunde. (Abgeordneter Heß: Sehr richtig!)

Diese paar Millionen deutscheWinzer mit ihren
Frauen und Kindern, die der Verzweiflung nahe sind,
erwarten vom RheinischenProvinziallandtag, baß auch
er seine warnende Stimme erhebt, damit der spanische
Handelsvertrag so, wie von den Parteien und von
der Regierung versprochenworden ist, abgeändert wird,
idamit nicht das Glockengeläute der Iahrtausendfeier
dasGrabgoläute für die schon zweitausendjährigeWein-
lultur im Rheinlande sein wird. Die Poesie des
Rheines hängt zusammen mit dem deutschen Wein.
Weinbau und Rheinlande sind auf Gedeih und Verderb
miteinander verbunden. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
Hat Herr Abgeordneter Vauknecht.

Abgeordneter Baulnecht: Meine Damen und
Herren! Schon in der Tatsache,daß der Herr Bericht¬
erstatter bekanntgegeben hat, daß der 5. Fachausschuß
einstimmig diese neu vorgelegte Entschließung ange¬
nommen hat, ist enthalten, daß auch meine politischen
Freunde dieser Entschließung zustimmen

Es ist bekannt, daß die Frage des spanischenHan¬
delsvertrages nicht allein oder auch nur im wesent¬
lichen von dem Gesichtspunktedes Winzerstandes aus
zu betrachten ist, sondern daß diese Frage mit dem
Abschluß von Handelsverträgen Deutschlands zu¬
sammenhängt. Davon hat leider der Herr Bericht¬
erstatter kein Wort gesprochen. Dadurch bekommt die
Sache natürlich ein einseitiges Aussehen. Ich sagte
schon: Die wesentlichenGesichtspunktezur Beurteilung
dieser Frage hängen leider nicht davon ab, wie gut
oder schlecht gegenwärtig der Winzerstand steht.

Ich will ohne weiteres einräumen: Auch meine poli¬
tischen Freunde sind durchaus mit den sachlichen Aus¬
führungen des Herrn Berichterstatters bezüglich des
Winzerstandes einverstanden. Uns ist sehr Wohl be¬
kannt, daß die Kleinwinzerschaft nicht erst heute oder
gestern, sondern auch in früheren Jahren, zum Teil

x ^ ^"l K"^' nach schlechten Ernten außer-
oroenMch notleidend gewesen ist, und wir sind sehr
wohl darüber unterrichtet, daß kleine Winzer an der
Mosel an der Uhr usw. zum Teil heute in Gzistenz-
verha ni en leben die an die schlechtesten Existenz-
verhaltmsse der Arbeiterschaft erinnern. Aus allen
Wesen Gesichtspunktenbeurteilen und entscheidenwir
unsere Stellungnahme zu bem Winzerstande. Wir

lassen uns in dieser Beziehung von keiner anderen
Partei übertreffen.

Aber, meine Damen und Herren, es ist doch wesent¬
lich, einmal von dieser Stelle aus zu beleuchten,unter
welchen allgemeinen Gesichtspunkten eigentlich der
gegenwärtige Stand des spanischen Handelsvertrages
anzusehen ist. Ein Handelsvertrag ist ein Geschäft nach
dem Grundsatz: Was gebe ich und was bekommeich
dafür? Es ist ein gegenseitiger weltwirtschaftlicher
Ausgleich. Wenn ein Reich oder ein Staat mit einem
anderen Staate einen Handelsvertrag abschließenwill,
so kann dieser Vertrag nur hinsichtlich des Ausgleichs
der wirtschaftlichen Bedürfnisse, derjenigen Produkte,
die der eine zum anderen auszuführen und der andere
einzuführen hat, mit dem Mitkontrahenten getätigt
werden. Somit ist es ganz selbstverständlich,daß da
und dort einzelne Wirtschaftsgruppen durch den Ab¬
schluß solcher Handelsverträge tatsächlich geschädigt
werden können. Das muß, so bitter es ist, in dieser
Form zunächst einmal in Rechnung gestellt werden,
und schließlich muß man sich auch damit abfinden.

Durch den langjährigen Krieg, wo wir unter voll¬
ständiger Blockade lebten, und seine Nachwirkungen
waren unsere Verbindungen, die wir früher durch
Handelsagenten und Konsuln im Auslande hatten, auf
acht bis zehn Jahre vollständig abgeschnitten worden.
Für uns Deutschekommt "daher bei dem Abswluß von
Handelsverträgen auch das große Moment in Betracht,
daß wir wieder allgemein ins Geschäft kommenmüssen.
Unsere wirtschaftlicheLage und unsere Ausfuhr sind
Ihnen schon durch die Etatsrede des Herrn Landes¬
hauptmanns bekannt. Der Herr Landeshauptmann
hat uns mitgeteilt, daß die deutsche Handelsbilanz mit
über zwei Milliarden passiv ist. Was das bedeutet, ist
Ihnen allen bekannt. Solange wir eine Handelsbilanz
haben, die derart passiv ist, die uns zwingt, von der
Substanz des Reiches zu leben, müssen wir unter allen
Umständen bestrebt sein, dieses Minus im Reichshaus-
hlllt und der gesamten Wirtschaft des DeutschenReiches
auszumerzen. Dazu ist nach der übereinstimmenden
Meinung aller Sachverständigen und der Reichs¬
regierung das Instrument der Handelsverträge das
Gegebene.

Ich will damit sagen: Unsere Wirtschaftslage ver¬
bessert sich, wenn wir in der Lage sind, günstige Han¬
delsverträge abzuschließen,und das wünschen wir. Auch
wird unsere politische Lage gebessert, wenn wir größere
Massen in der Industrie beschäftigen können, wenn
diese unglückseligengroßen Ziffern der Erwerbslosig¬
keit und der Grwerbslosenunterstützung wegfallen.
Gleichzeitig erzielen wir damit nicht nur eine Steige¬
rung des Steuerertrages auf allen Gebieten und eine
Verbesserung unseres Haushalts, sondern, was allen
Ständen und insbesondere auch «der Landwirtschaft
wieder zugute kommt, eine Steigerung der Konsum¬
fähigkeit des Volkes in seinen breiten Schichten. Je
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mehr Mittel zur Bedürfnisbefriedigung in den brei¬
testen Schichten der Bevölkerung sich befinden, desto
besser schneidetder Mittelstand, die kleinen Geschäfts¬
leute und die Industrie ab. Es ist nicht ausgeschlossen,
daß mit den gleichen Zahlungsmittelmengen künftig ein
größerer und stärkerer Umsatz innerhalb der gesamten
Volkswirtschaft vorgenommen wird und das Wirt¬
schaftsleben stärker pulsiert.

Ich möchte nun aber mit einigen Bemerkungen
darauf eingehen, Mie bisher schon der Abschluß des
spanischen Handelsvertrages auf unsere Verhältnisse
gewirkt hat. Wir haben in der Zeit von 1913 bis
zum ersten Halbjahr 1924 einen Rückgang in der Aus¬
fuhr im Monatsdurchschnitt von fast 12 Millionen
auf fast 6,5 Millionen, also eine Verringerung unserer
Einfuhr nach Spanien, dem Werte nach, ohne Berück¬
sichtigung der Geldentwertung, um die Hälfte gehabt.
Die Menge der deutschen Ausfuhr ging noch viel
stärker, fast um 71 Prozent, zurück. Die Differenzie¬
rung, der wir damals ausgesetztwaren, hat zur Folge
gehabt, daß die französische Ausfuhr in derselben Zeit,
wo die deutsche Ausfuhr um 71 Prozent abnahm, um
87 Prozent zugenommen hat.

Nun kommt das Entscheidende, worauf wir doch
Wert zu legen bitten: Seit Abschluß des spanischen
Handelsvertrages hat sich die Einfuhr von Spanien nach
Deutschland im ersten Halbjahr 1924 von 52,5 Millionen
auf 53,7 Millionen vermehrt. Das ist eine Steigerung
der Ausfuhr von Spanien um nur 2 Prozent. Da¬
gegen hat sich die Ausfuhr Deutschlands nach Spanien
in derselben Zeit von 10 Millionen auf 50,5 Millionen
vermehrt. Das ist eine Steigerung unserer Ausfuhr
um 27 Prozent.

Dann noch eins, was insbesondere den bergischen
Abgeordneten und auch den Abgeordneten der Schwer¬
industrie bekannt sein wird: Die deutsche Maschinen¬
ausfuhr nach Spanien hat sich allein um 54 Prozent
vermehrt.

Es ist also ganz klar, daß eine Ablehnung des spani¬
schen Handelsvertrages in industrieller Hinsicht eine
außerordentliche Schädigung unserer deutschenVolks¬
wirtschaft wäre.

Ich habe es immerhin begrüßt, daß auch die Ver¬
treter der Landwirtschaft im 5. Fachausschuß der Ab¬
änderung der Entschließung, wie sie nunmehr dem
Vrovinziallandtag vorliegt, zugestimmthaben. Es wird
jetzt nicht mehr die Kündigung des Handelsvertrages
verlangt, sondern, wie es in der Entschließung heißt,
eine Abänderung, um die Gefahren zu bannen, um den
Winzerstand zu retten.

Ich bitte Sie, dem Antrage, wie er vom 5. Fach¬
ausschuß vorgeschlagen ist, dem alle Kreise zustimmen
können, Ihre Zustimmung zu geben, um die Reichs¬
regierung dahin zu beeinflussen,daß sie den Winzern
hilft.

Eine scharfe, mit Kündigungsantrag ausgesprochene
Entschließung, der ein erheblicherTeil des Rheinischen
Provinziallandtages nicht zustimmen könnte, wird
sicherlich nicht die Bedeutung haben, als wenn wir ein¬
stimmig in der Lage sind, der Reichsregierung die Not¬
lage der rheinischenWinzer in dieser Weise zur Kennt¬
nis zu bringen.

Stellvertretender VorsitzenderEllerle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Knab.

Abgeordneter Knab : Meine Damen und Herren!
Ich beabsichtige nicht, über Einzelheiten hier im Hause
Ausführungen zu machen, weil durch die Verhand¬
lungen im Reichstage das Für und Wider aller Inter¬
essentenoder Gegner des spanischen Handelsvertrages
reichlich bekannt geworden ist. Auch die beiden Herren
Vorredner — Herr Vergweiler vom Zentrum und
Herr Bauknecht von der Sozialdemokratie — haben ja
alles Für und Wider erwogen. Ich kann hier nur die¬
selbe Stellung einnehmen, die unsere Fraktion im
Reichstage zum spanischen Handelsabkommen ein¬
genommen hat. Wir waren der Ansicht, daß dieses
Abkommen grundsätzlich geändert werden muß, um
dem Winzerstande zu helfen. Wir glauben nicht, daß
durch irgendwelche Verbesserungen an dem bestehen¬
den Handelsvertrage den Winzern in der großen
Masse eine Hilfe gewährt werden kann. Wir sehen
höchstens eine Möglichkeit insofern, als die Groß¬
produzenten unter der Winzerschaftvielleichtnoch mehr
eine Qualitätszüchtung der Weine treiben und sich da¬
mit noch in etwa auf dem Markte behaupten können.
Dagegen werden die Weinen Winzer, deren einziger
Ertrag ihre Traube ist, die sie entweder genossenschaft¬
lich oder sonstwie verwerten, mit einer kleinen Abände¬
rung des bestehenden Handelsvertrages nicht ihre Exi¬
stenz gesichertsehen. (Sehr richtig I bei den Kommu¬
nisten.)

Deshalb würde ich es außerordentlich bedauern,
wenn die Antragsteller von feiten des Zentrums auf
eine Abstimmung über ihren Urantrag verzichten
würden. Ich meine, wenn Sie hier vorgeben, auch die
Interessen der kleinen und mittleren Winzer zu ver¬
treten, dann müssen Sie im Interesse der Beteiligten
auch verlangen, daß eine Klärung darüber hier im
Hause herbeigeführt wird, wie der Rheinische Provin-
ziallandtag, innerhalb dessen Grenzen Wohl der Haupt¬
teil des deutschenWeinbaues liegt, sich darüber aus¬
spricht, ob er eine grundsätzlicheAenderung bzw. eine
Kündigung des bestehenden Handelsvertrages für not¬
wendig hält. Wir würden, falls die Antragsteller dar¬
auf verzichten, diesen Antrag aufgreifen (Abg. Haas:
Hört, hört!) und beantragen, daß zunächst über den
Urantrag abgestimmt wird, und zwar so, wie es im
Provinzialausschuß geschehenist, in drei Abschnitten,
nämlich beim ersten Teil bis zu dem Wort „trifft", beim
zweiten Teil bis zu dem Wort „kann" und beim dritten
Teil bis „gehalten wird".
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Ich habe im Ausschußschon angeführt, daß wir uns
dem letzten nicht anschließenkönnen, denn die Reichs¬
regierung hat keine Zusage bezüglich einer grundsätz¬
lichen Abänderung oder Kündigung des spanischen
Handelsabkommens gemacht. Infolgedessen wäre der
letzte Sah in der Entschließung überflüssig. Derselbe
Satz ist aber auch in der abgeänderten Entschließung
des 5. Fachausschussesenthalten. Aus dem Grunde
beantragen wir auch, daß, wenn der erste Antrag in
der Urform abgelehnt wird, über den Abänderungs-
antrag des Fachausschussesebenso in drei Teilen ab¬
gestimmt wird, auch über den letzten Sah: „Gine ent¬
sprechende Zusage seitens der Reichsregierung liegt vor.
Der Provinziallandtng vertraut, daß diese Zusage auch
gehalten wird." Soweit wir unterrichtet sind, hat die
Neichsregierung nicht eine Zusage gegeben, die sich
inhaltlich mit dem zweiten Absatz des abgeänderten
Antrages decken würde. Der Inhalt des Absatzes 1
und 2 in der abgeänderten Form geht u. E. viel weiter,
als die Reichsregierung gewillt ist, eventuell durch Ver¬
handlungen Abänderungen am spanischen Handels¬
vertrag vorzunehmen. Wir haben auch nicht in diese
Reichsregierung oder den Reichstag das Vertrauen
geseht, daß sie wirklich den Handelsvertrag so abändern
werden, daß damit die Gxistenzmöglichkeitder kleinen
und mittleren Winzer am Rhein und seinen Neben¬
flüssen gewährleistet wird. Wir haben den Gindruck
und haben das öffentlich zum Ausdruck gebracht, daß
diese Negierung vorwiegend auf die großindustriellen
und die 'Finanzinteressen des deutschenUnternehmer¬
tums eingestellt ist, daß ihr diese Interessen schwer¬
wiegender erscheinenals die Interessen der betroffenen
Winzerschichten. Infolgedessen wird die Reichs¬
regierung nicht bereit sein, eine wesentliche Abände¬
rung des spanischen Handelsvertrages vorzunehmen,
und darauf muß es doch gerade im Interesse der
kleinen Winzer ankommen.

Aus den Gründen möchten wir wünschen, daß sich
in diesem Hause eine Mehrheit für den Antrag in der
Urform findet, wie er von den Abgeordneten Heß,
Schmitz,Bergweiler, Lönartz ufw. gestellt worden ist.
(Zuruf des Abg. Haas: Päpstlicher als der Papst!)
Ich habe Sie nicht verstanden, Sie müssenetwas deut¬
licher reden. (Zuruf des Abg. Haas: Der Stenograph
hat es verstanden!)

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter von Stedman.

Abgeordneter von Stedman: Nach Nachrichten,
bie mir von der Mosel zugekommensind, sollen dort
Falle vorgekommensein, daß kleine Winzer sich Dar¬
lehen von Erwerbslosen haben geben lassen müssen,die
aus der Erwerbslosenunterstützung gezahlt worden
sind. Ich glaube, es dürste wohl kaum ein Beispiel
geben, das die Notlage und die vollkommene Ver¬
drehung aller wirtschaftlichenVerhältnisse so charakte¬
risieren kann wie diese Nachricht.

Gin Wort an Herrn Baulnecht. Herr Vauknecht
hat ausgeführt, die landwirtschaftlichen Vertreter im
5. Fachausschuß hätten darauf verzichtet, die Kündi¬
gung des spanischen Handelsvertrages zu fordern.
Meine Herren! Von einem Verzicht in diesem Sinne
kann gar keine Rede sein. Wir halten daran fest, daß
die Zusage der Regierung eingehalten wird. Die Zu¬
sage der Regierung geht dahin: Wir werden zunächst
verhandeln, und, wenn die Verhandlungen zu keinem
Ziel führen, dann werden wir kündigen. Diese Forde¬
rung hat auch die Landwirtschaft im 5. Fachausschuß
nachdrücklichvertreten. Wenn diese Forderung der
Kündigung aus dem Antrage des 5. Fachausschusses
nachherherausgelassen worden ist, so geschah das ledig¬
lich deshalb, weil das die einzige Möglichkeitwar, einen
gemeinsamen Beschluß des 5. Fachausschussesherbei¬
zuführen. Darüber darf kein Zweifel herrschen: Wir
verlangen nach wie vor, daß, wenn die Verhand¬
lungen zu keinem Ziele führen, dann die Regierung
auch den Handelsvertrag kündigt.

Ich bitte, den Antrag des 5. Fachausschussesin
seiner vorliegenden Gndfassung anzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderGberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Dr. Heß.

Abgeordneter Dr. Heß: Meine Damen und
Herren! Herr Abgeordneter Knab hat die Freund¬
lichkeit gehabt, einen von uns gestellten Antrag, den
wir später fallen ließen, wieder aufzugreifen. Ich bin
ihm sehr verbunden sür diese Liebenswürdigkeit, die
ganz zweifellos nur darin ihren Ursprung hat, daß
Herr Knab den Winzern helfen will, und nicht etwa
so zu erklären ist, als wenn Herr Knab durch die
Wiederaufnahme unseres Urantrages hier im Hause
irgeudwie Verwirrung anrichten wollte, was ihm auch,
soviel ich weiß, nicht liegt. (Heiterkeit. Zuruf des Abg.
Knab: Denselben Antrag haben wir gestern gestellt!)
Nun hat er angeregt, daß wir dann wieder auf den Boden
des von ihm wieder aufgenommenen Zentrumsantrages
treten. Wir werden das nicht tun, und zwar deshalb
nicht, weil wir uns davon überzeugt haben, daß der
Antrag, wie er setzt vorliegt, noch besser ist als der
Urantrag, den wir gestellt haben. (Heiterkeit.) Wenn
wir, die wir aus dem Weingebiet kommen und denen
man zugeben muß, daß sie von der Sachlage etwas
verstehen, der Meinung sind, daß der Antrag, so wie
er jetzt vorliegt, der bessere ist und Herr Knab ein so
warmes Herz für die Winzer an den Tag gelegt hat,
so mute ich ihm zu, daß er »un seinerseits bereit sein
wird, auf den Boden des von uns für besser gehaltenen
Antrages zu treten. <Heiterkeit.)

Meine Damen und Herren! Die Worte, die hier
gestrichen worden sind, sind nach unserer Ueberzeugung
entbehrlich, um so entbehrlicher, als damit erreicht
worden ist, daß nun das Haus sozusagen geschlossenauf
den Boden dieses Antrages gebracht worden ist, dessen
Idee für uns von so großer Bedeutung ist.
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Wenn es nun dazu kommensollte, daß wir auf die
wertvolle Mithilfe der Kommunisten in diesem Augen¬
blick verzichten müßten, so tut uns das zwar außer¬
ordentlich leid; wir können aber wirklich nichts daran
ändern. (Heiterkeit.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Knab.

Abgeordneter Knab: Ich darf dem Herrn Abge¬
ordneten Heß versichern, daß wir nicht ihm zuliebe
oder den Leuten zuliebe, die er vorwiegend vertritt, den
Zentrumsantrag unter Streichung des letzten Absatzes

! wieder aufgegriffen haben. (Abgeordneter Steinbüchel:
^ Agitationsbedürfnis!) Ja, wissen Sie, Herr Stein¬

büchel, wenn die Stellungnahme Ihrer Reichstags¬
fraktion nicht lediglichauf die Angst vor der Quittung
der Massen zurückzuführen war, dann weiß ich über¬
haupt nichts mehr. Sie haben noch nicht einmal
gewagt, für oder gegen den spanischenHandelsvertrag
zu stimmen. Sie haben sich dadurch gerettet, daß sie
sich der Stimme enthielten. Sie haben damit auch die
Rechtsregierung gerettet, gegen die Sie angeblich in
der ganzen Frage in Opposition stehen. Sie haben
weder dafür, noch dagegen gestimmt, und Sie
würden sich auch hier der Stimme enthalten, wenn
der Antrag in der ursprünglichen Form zur Ab¬
stimmung gestelltwürde. Sie denken setzt schon daran:
Es wird zum Spätherbst gewählt, gerade um die Zeit,
wo die Trauben eingebracht werden, und dann kann
es geschehen, daß die Trauben für uns sehr hoch hängen
und sehr sauer sind, namentlich in den Kreisen Koblenz
und Trier. (Heiterkeit.) Deshalb wollen Sie sich durch
das Kompromiß um die Frage wieder herumdrücken.
Sie wollen nicht dagegen stimmen, weil Sie damit
rechnen,daß Ihnen setzt ein großer Teil der kleineren
Winzer seine Stimme geben wird. Sie wollen aber
auch nichtdafür stimmen,weil Sie sich sagen: Dann
verderben wir uns die Koalitionsmöglichkeitenmit den

«Vertretern der industriellen und Handelskreise. So
' schaukelnSie nach zwei Seiten wie Buridans Esel

(Heiterkeit); ich will den Vergleich nicht weiter aus¬
führen. Von feiten der Sozialdemokratie soll man also
nur ganz still sein betreffs „Agitationsbedürfnis".

Wir haben den Anrag auch deshalb nicht wieder
aufgenommen, weil er vom Zentrum gestellt war,
sondern nur deshalb, um uns die Mühe zu sparen, noch
einmal denselben Antrag zu schreiben,denn der Zen¬
trumsantrag in seiner Urform hat in den ersten beiden
Teilen nichts anderes beantragt als das, was unsere
Neichstagsfraltion ebenfalls beantragt hat. Wir nehmen
letzt das Zentrum und seine Freunde beim Wort.
Herr Heß und seine Genossen haben den Antrag
gestellt, um nach außen hin den Eindruck zu erwecken:
Wir werden setzt den Winzern helfen. Deshalb läßt
Man im RheinischenProvinziallandtag einen flammen¬
den Protest in der Form einer Entschließung los. Es
scheint setzt aber, daß Herr Heß und seine Genossen

Angst vor der eigenen Courage bekommenhaben und
denken:Es ist besser, wenn wir kompromisseln.

Eine solche nichtssagende Erklärung brauchen Sie
gar nicht erst anzunehmen. Das ist doch schon hundert¬
mal von den Interessentenkreisen zum Ausdruck ge¬
bracht worden. Sie sagen doch selbst in Ihrem An¬
trage: „Eine entsprechendeZusage seitens der Reichs¬
regierung liegt vor." Trotzdem nehmen Sie noch eine
Entschließung an. Wenn die Reichsregierung die Zu¬
sage gemacht hat, ist das doch vollständig überflüssig.

Nicht zugesagt hat aber die Reichsregierung eine
grundsätzlicheoder wenigstens eine wesentlicheAende¬
rung des spanischenHandelsvertrages. Da könnte es
die Aufgabe des Provinziallandtags sein, das setzt von
der Reichsregierung zu fordern und zu sagen, daß der
Rheinische Provinziallandtag im Gegensatz zu der
Mehrheit des Reichstags der Auffassung ist, daß eine
grundsätzliche Aenderung des spanischen Handels¬
abkommens notwendig ist. Eine Entschließung in der
letzten Form besagt eigentlich nichts anderes als das,
was auch bereits von anderer Seite gesagt worden ist
und was die Neichsregierung nach Ihren Ausführun¬
gen ja auch bereits zugesagt hat.

Aus den Gründen nehmen wir den Antrag auf, auch
wenn Herr Heß sagt, Sie könnten ihm unter den Um¬
ständen nicht zustimmen. Gerade deshalb, Herr Heß,
nehmen wir ihn auf (Abgeordneter Dr. Heß: Ah so!
Heiterkeit), um Sie beim Wort zu nehmen. Sie haben
es selbst beantragt, und nun lassen Sie Ihren Antrag
fallen. Sie können darüber lachen, Herr Heß, Sie
können aber das eine nachher nicht hinwegdiskutieren:
Sie haben einen Antrag, der wirklich etwas Wesent¬
liches verlangte, fallen gelassen, um ein Kompromiß
schließen zu können. Daß dieses Kompromiß auf Kosten
der kleinen und mittleren Winzer geschlossenwird, wird
die Erfahrung zeigen. Dann können Sie sich später
hinstellen und sagen: Wir haben die Interessen der
Winzerschaft vertreten. Weshalb wir das tun und
was für eine grundsätzliche Stellung wir zu der
Winzerfrage haben, das ist unsere Angelegenheit. Da
lassen wir uns vom Zentrum und von anderen
Fraktionen nichts hineinreden.

Stellvertretender VorsitzenderGberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Bauknecht.

Abgeordneter Banlnecht: Meine Damen und
Herren! Wir können nicht einsehen, daß die Kommu¬
nistische Partei immer das letzte Wort haben soll
lbeiterkeit), insbesondere nicht, wenn alles durchein¬
ander geredet wird und Meinungen vorgebracht
und Behauptungen aufgestellt werden, die mit den
Tatsachen gar nichts zu tun haben.

Herr Kollege Knab hatte die Freundlichkeit, zu
behaupten, unsere Fraktion hätte im Reichstag zu der
Frage keine Stellung genommen. Ich möchte ihn
bitten, einmal das Stenogramm des Reichstages vom
29. Mai d. I. durchzulesen, wo Herr Abgeordneter
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Hilferding zu den zoll- und handelspolitischenFragen
eingehendStellung genommenhat. MbgeordneterHaas:
Sehr richtig! Zuruf des Abg. Knab: Wie war es denn
mit der Abstimmung?) Wie das mit Ihrer Behauptung,
Herr Knab, übereinstimmt, überlasse ich Ihnen, Wenn
Sie die Behauptung aufstellen, die Suzialdemokratische
Partei hätte keine Meinung zu den Dingen gehabt, so
empfehle ich Ihnen, wie gesagt, diese Nede nachzulesen.
(Zuruf des Abg. Knab: Haben Sie denn abgestimmt?)
Sie werden dann überzeugt sein, daß Sie mit dieser Be¬
hauptung im Unrecht sind, und Sie werden weiter
davon überzeugt sein, daß ich die Ueberzeugung habe,
daß das leichtfertige Redensarten sind. Mit solchen
Redensarten operiert man in der Öffentlichkeit nicht.
Wenn man in dieser Weise solche Dinge in die Welt
hinausschleudert, so ist das grober Unfug. (Zuruf
des Abg. Knab: Reden Sie doch nicht!)

Wenn man weiter behauptet, die Sozialdemo¬
kratische Partei hätte dazu keine Stellung genommen,
so weiß der KollegeKnab auch ganz genau, warum die
Sozialdcmokratische Partei an der Abstimmung im
Reichstag nicht teilgenommen hat. Sollen wir denn
a>ls Sozialdemokraten den Deutschnationalen, der
größten Partei der gegenwärtigen Regierung, die
Kastanien aus dem Feuer holen? Sollen wir den
Deutschnationalen das, was sie bei den Wahlen und in
ihrer Agitation nach außen hin versprochenhaben, ab¬
nehmen? Sollen wir die gegenwärtige Regierung, in
der wir nicht fitzen, stützen? Reden Sie doch kein so
dummes Zeug!

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Herr Ab¬
geordneter Bauknecht, ich darf Sie darauf aufmerksam
machen, daß ein Abgeordneter kein dummes Zeug
redet. (Zuruf eines Sozialisten: Besonders Herr Knab
nicht! Heiterkeit.)

Abgeordneter Bauknecht (fortfahrend): Ich
mache weiter auf folgendes aufmerksam: Herr Kollege
Knab kommt hier ins Plenum und will geschäfts¬
ordnungsmäßige Manöver durchführen. Anders kann
ich es nicht nennen. Die kommunistische Fraktion hat
einen Sitz in der 5. Fachkommission. Sie hat diesen
Sitz weder im vorigen noch in diesem Jahre benutzt,
um irgeudwie sachlich an den Veratungen der 5. Fach¬
kommissionteilzunehmen. Parlamentarisch liegen die
Dinge folgendermaßen: Wer Praktische parlamentarische
Arbeit leisten will, geht in die Kommissionen und
versuchtdort, in seinem Sinne die Entschließungen zu
beeinflusse:!. Wenn die kommunistischeFraktion auf
dieses Recht — und es ist tatsächlichein Recht — ver¬
zichtet und dann in dieser Weise hier Reden halten
will, so weiß man genau, zu welchem Zwecke es
geschieht.

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Dr. Heß.

Abgeordneter Dr. Heß: Meine Damen und
Herren! Ich stehe setzt nicht hier, weil ich Wert darauf

lege, das letzte Wort zu haben. (Heiterkeit.) Darauf
legen wir nie Wert, ganz abgesehen davon, daß man
es in einer politischenUnterhaltung mit Kommunisten
doch nicht bekommt. (Heiterkeit.)

Aber auf zweierlei möchte ich doch aufmerksam
machen. Dem Herrn Abgeordneten Knab ist das inter¬
essante Geständnis entwischt, daß er unseren Antrag
bloß deshalb aufgenommen hat, weil wir ihn fallen
gelassen haben. Das ist es eben, was ich in meinen
ersten Worten angedeutet hatte. Er tut es lediglichaus
Agitationsbedürfnis. Aber glauben Sie nicht, daß
Sie mit einem solch kleinen Mittelchen in Winzcrkreisen
etwas erreichen. Die Winzer sind nicht dumm genug,
sich ausgerechnet auf die bedeutungsloseste Partei in
Deutschland stützen zu wollen. (Heiterkeit.)

Sie haben ferner die Frage aufgeworfen, warum
wir denn überhaupt mit dieser Sache hierhergekommen
wären. Alles, was in dem Antrage stände, sei an
anderen Stellen längst besorgt und erledigt. Die Frage
setzt mich baß in Erstaunen. Wenn der Rheinische
ProvinziallllNdtag sich mit der Frage nicht beschäftigt
haben würde, so würde das eine Unterlassungssünde
gewesen sein, die kein Mensch in der ganzen Welt
verstanden hätte. Gerade weil wir Rheinischer Pro-
vinziallandtag sind, deshalb haben wir die Aufgabe,
uus der rheinischen Winzer als eines der ältesten
Bernfs- und Kulturstände innerhalb unserer Provinz,
besonders anzunehmen. Deshalb haben wir den Antrag
gestellt. Jetzt darf ich Wohl annehmen, Herr Knab, daß
auch Sie und Ihre Freunde mit für den Antrag
stimmen werden.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
z,hat Herr Abgeordneter Knab. (Heiterkeit.)

Abgeordneter Knab : Meine Damen und Herren!
Ich muß wieder etwas richtigstellen, zunächst einmal
dem Herrn Vanknecht gegenüber. Ich habe behauptet,
daß die Sozialdemokratie zu dem spanischenHandels¬
vertrage im Reichstag keine Stellung eingenommen
habe, weil sie sich der Abstimmung enthalten hat.
Meine Herren! Man kann zu einem Projekt reden,
soviel man will. Aber in einem Parlament — das
müssen Sie als parlamentarisch eingestellte Vertreter
doch wissen — muß man nachher doch seine Stellung¬
nahme auch durch die Abstimmung zum Ausdruck
bringen. Es kommt nicht auf das Reden an, sondern
darauf, daß man nachher bei der Abstimmung die Ver¬
antwortung für das Für und Wider übernimmt. Aber
die Sozialdemokratie hat sich aus den Gründen, die ich
vorhin angeführt habe, von der Abstimmung gedrückt.
Sie hat weder für noch gegen den Handelsvertrag
gestimmt. Infolgedessen dürfen Sie doch nicht sagen,
Sie hätten eine klare Stellung in der Sache ein¬
genommen. (Zurnf des Abg. Bauknecht: Sehr klar!)
Ich habe gesagt: Sie haben nicht gegen den Handels¬
vertrag gestimmt, weil Sie eine Koalition nach rechts
und mit den Industrie- und Handelsvertretern nicht
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unmöglich machen wollten. Sie haben nicht dafür
gestimmt, weil Sie bei der Annahme des Handels¬
vertrages befürchteten, die Winzer könnten Ihnen
Ihre Stellungnahme übelnehmen. Sie rechnen doch
damit, daß die Winzer eines Tages zu Ihnen kommen.
Die kleinen und mittleren Winzer rechnen Sie auch zu
den Kreisen, auf deren Interessenvertretung Sie einen
Anspruch habe», genau wie die übrigen Parteien.

Herr Bauknecht sagte weiter, wir hätten keine Ur¬
sache, Kritik zu üben, weil im vergangenen Jahr im
5. Fachausschußunser Vertreter nicht anwesendgewesen
wäre. Das stimmt nicht, Herr Bauknecht. Im ver¬
gangenen Jahr war unser Vertreter im 5. Fachausschuß
anwesend. In diesem Jahr ist er im letzten Augenblick
verhindert worden, dorthin zu kommen. Wenn wir das
gewußt hätten, hätten wir einen Vertreter als Ersatz
hingeschickt; es wäre vielleicht mit beratender Stimme
jemand zugelassen worden. Es ging aber nicht, weil
wir das erst erfuhren, als die Nusschußsitzungen bereits
im Gange waren und das Plenum dazu uicht mehr
Stellung nehmen konnte. Aber der Provinzial-
llusschnß hat ja als letzte Instanz zu der Entschließung
Stellung nehmen müssen. Da hat unser Vertreter
nicht gefehlt. Da war ich auch im vergangenen Jahr,
als wir zum ersten Male eine Entschließung gegen die
Annahme des Handelsvertragsabkommens im Pro-
viuzialllusschuß vorliegen hatten, anwesend und habe
mich auch für die Entschließung ausgesprochen. Auch
in diesem Jahre, nachdem der Handelsvertrag ange¬
nommen worden ist, habe ich im Provinzialausschuß
während dieser Tagung unsere Stellungnahme dazu
Präzisiert und beantragt, daß über den Urantrag Heß
und Genossen in der Dreiteilung abgestimmt würde.
Sie können uns also nicht den Vorwurf machen, daß es
an uns gelegen hätte, daß wir uns nicht über die
Sache orientiert hätten und infolgedessen auch hier
keine Ursache hätten, Kritik an der Stellungnahme
Ihrer Partei zu üben.

Herr Heß glaubt feststellen zu können, ich hätte das
recht gute Geständnis gemacht,wir hätten den Antrag
nur deshalb wieder aufgenommen, weil das Zentrum
ihn fallen gelassen hätte. Ich habe ihm eben schon
Aufklärung gegeben, daß Ihr Antrag in den beiden
ersten Abschnitten nichts anderes besagt, als was wir
im Reichstag in unseren Reden bereits beantragt und
bei der Abstimmung zum Ausdruck gebracht hatten.

Im Zusammenhang damit sagen Sie: Die Winzer
rechneten nicht ausgerechnet auf die KPD., die bedeu¬
tungsloseste Partei usw. Meine Herren! Die Winzer
würden nicht in diese Klemme hineingekommensein,
wenn außer unserer „bedeutungslosen" Partei auch die
Sozialdemokratische Partei sich gegeu das Handels¬
abkommen ausgesprochen hätte. Von Ihrer Partei
hing es im Reichstage ab, die Annahme des Handels-
bertragsabkommens unmöglich zu machen,und es war
nur die Abstimmungsenthaltung der Sozialdemokralie,

die die Annahme des spanischen Handelsvertrages
möglich gemacht hat.

Nun sagt Herr Bauknecht, wir könnten doch von
der SPD. nicht verlangen, daß sie für die deutsch-
nationale Regierung die Kastanien aus dem Feuer
hole. Wie meinen Sie das, Herr Bauknecht? Wenn
Sie gegen das Handelsabkommen gestimmt hätten,
würden Sie doch nicht die Kastanien für die Rechts¬
regierung aus dem Feuer geholt haben, sondern im
Gegenteil, diese Rechtsregierung wäre im Reichstag in
die Minderheit geraten und hätte die politischenKon¬
sequenzen ziehen müssen, während Sie so der Regie¬
rung das Fortwursteln auf Kosten der Arbeiterschaft
erst ermöglicht haben. So steht die Frage. Hätten Sie
aber für das Handelsabkommen gestimmt, so hätten
Sie für die Regierung gestimmt, und so war es im
Endeffektdasselbe,was Sie auch heute tun. So haben
Sie durch Ihre Stimmenthaltung der Regierung
Luther, die Sie im Lande draußen als die mon¬
archistische Regierung darstellen, die bekämpft werden
müßte, durch Ihre Stimmenthaltung die weitere
Existenz ermöglicht. Durch die Stimmenthaltung der
l3a Sozialdemokraten ist es gelungen, daß eine geringe
Mehrheit von ^«0 Abgeordneten zustande kam. Hätte
nur die Hälfte Ihrer Abgeordneten gegen den Handels¬
vertrag gestimmt, so wäre die Annahme des Handels¬
vertrages im Reichstage bei der Besetzung des Hauses
unmöglich gewesen. Diese Tatsache können Sie nicht
hinwegdiskutieren.

Wenn die Herren vom Zentrum für sich die Ver¬
tretung der Winzerinteressen in Anspruch nehmen, so
sage ich: Das Zentrum hat zum größte» Teil auch für
die Annahme des Handelsvertrages gestimmt. (Zuruf
des Abg. Dr. Heß: Nein, das ist nicht richtig; da sind Sie
im Irrtum!) Das Zentrum hat in seinem industriellen
und Hllndelsflügcl für die Annahme gestimmt, und es
haben auch die christlichenGewerkschaftsvertreter der
Zentrnmspartei im Deutschen Reichstag für die An¬
nahme gestimmt; das ist festgestellt. Jedenfalls hat das
Zentrum die Abstimmung an sich freigegeben, uud es
ist auch ein großer Teil der Zentrumsstimmen gewesen,
der sich für das Handelsabkommen ausgesprochenhat.
Infolgedessen können Sie uns, Herr Heß, gar keinen
Vorwurf machen, denn Ihre Partei hat durch die
bejahende Stimme mit dazu beigetragen, daß der Han¬
delsvertrag angenommen worden ist. Aehnlich liegt
die Sache bei den Demokraten und den Rechtsparteien,
die auch in dieser Frage gespalten waren. Es gibt
außer unserer Partei keine einzige Partei im Reichs¬
tage, die geschlossen gegen das Handelsvertrags-
abkommenaufgetreten ist und geschlossen ihre Stimme
dagegen abgegeben hat. Prophezeien Sie nicht in die
Zukunft hinein, ob wir bei den Winzern Erfolg haben
werden. Sie haben auch prophezeit, als die Kommu¬
nisten und Sozialisten zum ersten Male auftraten: Die
werden keinen Erfolg bei den Arbeitern haben. Ueber-
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lassen Sie es der Zeit und unserer Arbeit! Wir
werden uns in Mieren Jahren einmal wiedersprechen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das
Schlußwort hat der Herr Berichterstatter.

Abgeordneter Bergweiler: Meine verehrten
Damen und Herren! Was die Vertreter der 5. Fach¬
kommission veranlaßt hat, diesen abgeänderten Antrag
dem Provinzialausschuß zu empfohlen,waren lediglich
taktischeGründe, um eine einheitliche Stellungnahme
des Provinziallandtages zu erreichen. Wir sind der
Ansicht, daß durch die fallen gelassenenWorte „grund¬
sätzlich" und „Kündigung" nichts an dem Antrage ge¬
ändert ist; es ist nur eine kleine Abschwächungim
Ton. Was mich und meine Freunde bewogenhat, dem
zuzustimmen, war der Grund, daß wir nicht störend
in die zur Zeit schwebenden Verhandlungen unserer
Reichsregierung mit Spanien eingreifen wollen. Auch
in Berlin — ich war damals bei den Verhandlungen
zugegen — hat man das Wort „Kündigung" in der
Entschließung, die Herr Abgeordneter Scholz für die
Regierungsparteien dort abgegebenhat, fallen gelassen.
Die Resolution, die Ihnen jetzt die 5. Fachkommission
zur Annahme vorschlägt, deckt sich mit der Erklärung,
die die Regierungsparteien im Reichstag abgegeben
haben, durchaus. Ich habe vorhin das Hohe Haus nicht
weiter Hinhalten wollen und die Erklärung nicht ver¬
lesen. Aber nach der Diskussion, die entstanden ist,
möchte ich feststellen,daß diese Erklärung sinngemäß
mit unserer Resolution übereinstimmt. Die Erklärung
wurde abgegeben von der Deutschnationalen Volts¬
partei, der Deutschen Volkspartei, dem Zentrum, der
Wirtschaftlichen Vereinigung und der Bayerischen
Volkspartei. Sie lautet:

„Die Hinter der Regierung stehenden Parteien
sind der Ueberzeugung, daß in dem vorliegenden
Handelsabkommen mit Spanien nicht das erreicht
wird, was für die Bedürfnisse der deutschenWirt¬
schaft notwendig ist. Insbesondere ist nicht die tat¬
sächliche Meistbegünstigung für Deutschland erreicht
worden. Auf der anderen Seite sind den Vertrags-
gegnern Vergünstigungen eingeräumt worden, die
schon jetzt zu schweren Beeinträchtigungen der deut¬
schen Wirtschaft, insbesondere des deutschen Wein¬
baues, geführt haben und weiter zu solchen führen
müssen. Die Beeinträchtigungen sind für unfere
Wirtschaft geradezu unerträglich. Unter Abwägung
aber der politischen Momente, die dafür sprechen,
insbesondere keinen vertragslosen Zustand mit
Spanien eintreten zu lassen und daher das Ab¬
kommen nicht abzulehnen, sind die in der Regierung
vertretenen Parteien bereit, wenn auch unter Ueber¬
windung schwersterBedenken, dem Abkommen ihre
Zustimmung zu geben. Ein Teil der Abgeordneten
der hinter der Regierung stehendenParteien glaubt
icdoch trotzdem, dem Abkommen in seiner gegen¬
wärtigen Form nicht zustimmenzu können. Auch die

Mehrheit kann ihr Einverständnis nur vertreten,
wenn sie sicher ist, daß die Regierung sofort in neue
Verhandlungen mit Spanien eintritt, mit dem Ziele
einer durchgreifendenVerbesserung der jetzigen Gin¬
nahmen. Vor allen Dingen muß die volle Meist¬
begünstigung erzielt werden."
Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Ich darf

den Herrn Berichterstatter bitten, sich an seinen Bericht
zu halten. Was er jetzt vorgelesen hat, steht jedenfalls
nicht im Einklang mit der Aufgabe des Bericht¬
erstatters.

Abgeordneter Berg Weiler: „Wenn die aufzu¬
nehmenden Verhandlungen mit Spanien nicht den »r-
hofften Erfolg erzielen sollten, müßte allerdings die
Regierung daraus die Konsequenzenziehen." — Das ist
doch die Kündigung. — „Wir erwarten außerdem von
der Negierung, daß sie die für die deutschen Winzer im
Falle der Annahme des Vertrages zugesagten Erleich¬
terungen, Gewährung langfristiger Kredite und
Steuererleichterungen, sofort in die Tat umsetzt."

Noch auf eine Bemerkung lies Herrn Abgeordneten
Knab muß ich zurückkommen. Herr Knab sagte, das
Zentrum hätte — ich weiß nicht, ob er sagte: ganz oder
in der überwiegendenMehrheit —dafür gestimmt. Das
Zentrum hat 32 Stimmen mit Nein und 26 Stimmen
mit Ja abgegeben.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Auch das
letztere gehört nicht mehr zur Aufgabe des Bericht¬
erstatters.

Die Erörterung ist geschlossen. Wir kommen zur
Abstimmung. Die kommunistischeFraktion hat den
Antrag in seiner ursprünglichen Form, wie er in den
Fachausschuß hineingegeben worden ist, hier wieder
aufgegriffen. Ich bin deshalb gezwungen, darüber ab¬
stimmen zu lassen.

Es ist nun von Herrn Knab weiter beantragt, daß
die Abstimmung in drei Teile zerlegt wird. Ich werde
über den ersten Teil zunächst abstimmen lassen und
werbe ihn verlesen:

„Der 69. Rheinische Provinziallandtag erwartet
«von der Staats- und Reichsregierung, daß sie mit
größtem Nachdruckalles tut, um die so überaus
ernsten Gefahren zu bannen, in die der Winzerstand
'durch den spanischen Handelsvertrag geraten ist.
Wenn er auch die vom Reichstag und der Reichs¬
regierung vorgesehene Kreditaltion als dankens¬
wertes Entgegenkommen anzuerkennen bereit ist, so
kann er darin nach Lage der Sache die Rettung des
deutschenWinzerstandes nicht erblicken,weil sie die
Gefahrenquellen gar nicht trifft."
Ich bitte diejenigen, die so beschließen wollen, sich zu

erheben. — Das ist die Mehrheit.
Der zweite Satz lautet:

„Die Rettung ist vielmehr nur denkbar durch eine
grundsätzlicheAbänderung ober aber durch die Kün¬
digung des Handelsvertrages, und zwar ehe sich die
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diesjährige spanische Ernte auf dem deutschenWein¬
markt fühlbar machenkann."
Ich bitte diejenigen,die so beschließen wollen, sich zu

erheben. — Das ist die Minderheit.
Der letzte Abschnitt lautet:

„Gine dementsprechende Zusage seitens der Reichs-
regierung an den Reichstag liegt vor. Der Provin-
ziallandtag vertraut, daß diese Zusage auch gehalten
wird."
Ich bitte diejenigen,die so beschließen wollen, sich zu

erheben. — Das ist ebenfalls die Minderheit.
Dann kommen wir zur Abstimmung über den

Antrag des Fachausschusses. Ich bitte, wenn ich mich
irren sollte, mich zu berichtigen.

Der erste Teil des Urantrages stimmt Wohl auch im
Wortlaut mit dem ersten Teil des Antrages überein,
wie er vom Fachausschußdem Provinziallandtag vor¬
gelegt worden ist. Darüber brauche ich also nicht mehr
abstimmen zu lassen. Ich darf feststellen,daß dieser
Teil angenommen ist und wir nun über den zweiten
und dritten Teil des vorliegenden Antrages des Fach¬
ausschusseszur Abstimmung schreiten können.

Abgeordneter Bauknecht: Ich glaube, was der
Herr Vorsitzende gesagt hat, ist nicht ganz richtig. Wenn
ich nicht irre, steht auch schon im ersten Teil das Wort
„grundsätzlich". (Widerspruch.)

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Nein, das
Wort „grundsätzlich" steht erst im zweiten Abschnitt.

Ich lasse abstimmen. Ich bitte diejenigen, die
folgendem zustimmen wollen, sich zu erheben:

„Die Rettung ist vielmehr nur denkbar durch eine
Abänderung des Handelsvertrages, und zwar ehe sich
die diesjährige spanischeErnte auf dem deutschen
Weinmarkt fühlbar machenkann."
Ich darf Wohl die einstimmige Annahme feststellen.
Der letzte Abschnitt lautet:

„Eine dementsprechende Zusage seitens der Reichs¬
regierung liegt vor. Der Provinziallandtag ver¬
traut, daß diese Zusage auch gehalten wird."
Ich bitte diejenigen, die so boschließenwollen, sich

zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Dann darf ich
wohl feststellen, daß der Antrag des Fachausschusses
sonach unveränderte Annahme gefunden hat. (Abge¬
ordneter Dr. Heß: Richtig!)

Wir kommen zum nächsten Punkt der Tages¬
ordnung.

Punkt 16: Antrag des 5. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan des Rittergutes
Desdorf für das Rechnungsjahr 1925.

Der Berichterstatter, Herr von Stedman, verzichtet.
Widerspruch ist nicht erhoben. Ich stelle die unver¬
änderte Annahme des Antrages des 5. Fachausschusses
fest.

Punkt 17: Antrag des 5. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan der landwirt¬

schaftlichen Angelegenheiten für das
Rechnungsjahr 1925.

Dazu ist ein gemeinsamer Antrag der Zentrums-
fraktion und der Fraktion der Arbeitsgemeinschaft
folgenden Wortlauts eingegangen:

„Die deutsche Volkswirtschaft ist durch die Folgen
des Krieges und die fortwährenden außenpolitischen
Ginwirkungen in den letzten Jahren von einer Krisis
zur anderen gelangt, die sich im besetzten Gebiete
mit besonderer Schärfe auswirkt.

Zur Neubelebung von Gewerbe und Industrie
sowie zur Steuerung der immer bedrohlicherwerden¬
den Arbeitslosigkeit hat der 69. Provinziallandtag
trotz der Schwierigkeiten der Geldbeschaffungdrei
Verkehrsprojekte von größter Auswirkung ange¬
nommen.

Neben den Sorgen des Wirtschaftslebens besteht
die nicht minder dringliche Frage, die Ernährung
der an Städten und Industriezentren reichen Provinz
sicherzustellen. Diese ist besonders gefährdet ange¬
sichts der durch Mißernten und ertraglose Wirtschaft
vor die Katastrophe gestelltenLandwirtschaft.

Wenn der 69. Provinziallandtag die gewaltigen
Leistungen der ihm vorgelegten Verkehrsprojekte
unter Anspannung der äußersten Leistungsfähigkeit
der Provinz seinerseits übernommen hat, so sind
damit seine Möglichkeitenerschöpft, und er muß vom
Reich erwarten, daß es dem Wirtschaftsleben den
Schutz gegen den erdrückendenWettbewerb des Aus¬
landes gewährt, den es nötig hat, um sich wirtschaft¬
lich entwickeln und seine volkswirtschaftlichenAuf¬
gaben der Allgemeinheit gegenüber erfüllen zu
können.

Der 69. Provinziallandtag verlangt deshalb einen
ausreichenden Zollschutz für Landwirtschaft und In¬
dustrie, der allen Zweigen der Wirtschaft die erfor¬
derliche Hilfe gewährt, sowie angesichts des gänzlich
zusammengebrochenen landwirtschaftlichen Kredit¬
wesens die baldigste Schaffung eines freiwirtschaft¬
lichen Kreditinstituts der ländlichen Geldbeschaffung."

Dieser Antrag ist, wie mir der Herr Präsident mit¬
geteilt hat, nicht zur Verteilung gelangt. Es war daher
die Möglichkeitder Beratung in den Ausschüssennicht
gegeben. Ich glaube, die Geschäftsordnung dahin aus¬
legen zu sollen, daß wir unter diesen Umständen von
einer Abstimmung über diesen Antrag absehen müssen.
lZuruf des Abg. Haas: Auch von einer Beratung!) Gs
wird wohl kaum möglich sein, bei der Beratung des jetzt
aufgerufenen Punktes zu verhindern, daß die Redner
auf alle diese Dinge eingehen, die hier in dem Antrage
niedergelegt sind. Das kann der Vorsitzendenicht ver¬
hindern. Aber wir werden davon Abstand nehmen
müssen, über diesen Antrag nachher abzustimmen.

Ich höre keinen Widerspruch und stelle daher Ihr
Ginverständnis mit meiner Auffassung fest. Wir
werden demgemäß Verfahren.
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Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter von Stodman.

Abgeordneter von Stedman: Meine Damen
und Herren! Als Berichterstatter des 5. Fachausschusses
habe ich zu dem Etat der landwirtschaftlichen An¬
gelegenheiten einige Ausführungen zu machen.

Der Ü. Fachausschußhat den Wunsch ausgesprochen,
daß die Beteiligung der Provinz an landwirtschaft¬
lichen Ausstellungen bei der Vergebung von Preisen
wie überhaupt die ganze Unterstützung, die die Provinz
den landwirtschaftlichen Angelegenheiten zukommen
läßt, bei Gelegenheit von Ausstellungen etwas mehr in
die Erscheinung treten möchte. Er schlägtvor, daß die
Verleihung von Preisen seitens der Provinz in Zu¬
kunft dadurch auch öffentlich mehr zum Ausdruck
kommt, daß entweder der Herr Landeshauptmann oder
ein Stellvertreter, ein Beauftragter der Provinzial-
verwaltung, die Preise bei dieser Gelegenheit öffentlich
verteilt und überreicht.

Weiter hat sich der 5. Fachausschuß mit der Frage
der Tuberkulosebekämpfungbeim Rindvieh eingehend
beschäftigt und dabei feststellenmüssen, daß von den
zirka 95U00U Stück Rindvieh in der Nheinprovinz nur
etwa 50UUU Stück dem Tubertulosetilgungs-Verfahren
angeschlossen sind. Der 5. Fachausschußvertritt dem¬
gegenüber die Meinung, daß es notwendig ist, dieses
Tilgungsverfahren weiter auszudehnen, da es nicht im
Interesse der Landwirtschaft, sondern im weitestgehen-
den Maße auch im Interesse der milchkonsumierenden
Bevölkerung liegt, daß die Tuberkulose des Rindviehs
nach Möglichkeitverschwindet. Der 5. Fachausschußist
sich selbstverständlichklar darüber, daß ohne eine wei¬
tergehende, ausreichendere Bereitstellung von Mitteln
eine solche Bekämpfung nicht erfolgen kann. Die Pro-
vinzialverwaltung hat uns nachgewiesen,daß aus dem
Titel VI, 2, noch Mittel des laufenden Jahres für die
Zwecke der Tuberkulosevertilgung bereitgestellt werden
können. Wir halten es aber im Interesse der Land¬
wirtschaft und der übrigen Vevölterungsteile für not¬
wendig, daß die gesamte Etatssumme für die Tuber¬
kulosebekämpfung im nächsten Etatsjahr bedeutend
heraufgesetztwird.

Weiterhin hat der 5. Fachausschuß sich dahin ge¬
äußert, daß es notwendig sei, die Landwirtschaft dar¬
auf aufmerksamzu machen, soweit als möglichvon den
bestehenden Versicherungen,in erster Linie natürlich auch
den Provinzialversicherungen, Gebrauch zu machen.
Dabei muß ich aber erwähnen, daß der 5. Fachausschuß
ausdrücklichanerkannt Hat, daß die Notlage der Land¬
wirtschaft es dieser zur Jetztzeit ungeheuer schwierig
macht, die Beiträge für weitere Versicherungen aufzu¬
bringen.

Der 5. Fachausschuß empfiehlt die unveränderte
Annahme 'des Haushaltsplans für landwirtschaftliche
Angelegenheiten.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Zur Ge¬
schäftsordnung Herr Abgeordneter Esser.

Abgeordneter Esser-Guskirchen: Der Herr Vor¬
sitzende hat eben die Ansicht geäußert, daß über die
von der Zentrumsfraktion und der Fraktion der Ar¬
beitsgemeinschafteingebrachte Entschließung nicht ab¬
gestimmt werden könnte. Nach der Geschäftsordnung
ist das nicht richtig, s 13 der Geschäftsordnung be¬
stimmt die geschäftliche Behandlung ») der Haushalts¬
pläne, b) der Eingaben, und sagt bezüglich der Ein¬
gaben folgendes: Eingaben können nur verhandelt
werden, wenn sie bis zum Ablauf des auf die Eröff¬
nung des Provinziallllndtages folgenden Tages ein¬
gegangen sind. Der Vorsitzendeüberweist sie dem zu¬
ständigen Fachausschuß." Jetzt kommt die Behandlung
sonstigerVorlagen und Anträge; da heißt es ausdrück¬
lich: „Ueber die geschäftliche Behandlung sonstiger Vor¬
lagen, Eingaben oder Anträge wird vom Provinzial-
landtag bestimmt. Anträge, deren Annahme eine in den
Haushaltsplänen oder in einer Vorlage des Provin-
zialausschusses nicht vorgesehene Mehrbelastung der
Provinz oder eine Verminderung der Einnahmen zur
Folge haben würden, müssen in dem Ausschuß beraten
werden, zu dessen Zuständigkeit die allgemeine Finanz-
Verwaltung gehört." Die Bestimmung, daß die Vor¬
lagen und Anträge in den Fachausschüssen vorberaten
werden müssen, bezicht sich also nur auf solche An¬
träge, die eine Ginwirkung auf den Haushalt der
Provinz haben. Das ist bei dieser Entschließung nicht
der Fall. Der Provinziallandtag hat darüber zu be¬
stimmen, ob über diesen Antrag abgestimmt wird oder
nicht.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Meine
Damen und Herren! Ich kann mich mit dem Herrn Ab¬
geordnetenGsscr in eine Erörterung über die Auslegung
der Geschäftsordnung setzt nicht einlassen. Ich glaube,
ich bin dazu nicht mehr berechtigt, weil ich vorhin
ausdrücklich meine Auffassung über die Behandlung
der Angelegenheit dem Hohen Haufe unterbreitet habe.
(Abgeordneter Haas: Sehr richtig!) Ich habe aus¬
drücklich ohne Widerspruch feststellendürfen, daß Sie
die von mir geäußerte Auffassung als richtig angesehen
haben. Da von keiner Seite Widerspruch erfolgt ist,
muß angenommen werden, daß das Haus so, wie ich es
vorgetragen habe, beschlossen hat. Eine nachträgliche
Aenderung halte ich geschäftsordnungsmäßlgnicht mehr
für zulässig. (Sehr richtig! links.)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Völlig zur Sache.
Abgeordneter Völlig: Meine Damen und

Herren! Wir bedauern, daß es aus rein formalen
Gründen und vielleicht nach der Geschäftsordnung nicht
möglich ist, über den gemeinsamen Antrag der Ar¬
beitsgemeinschaftund des Zentrums, der eben verlesen
worden ist, abzustimmen.

Meine Damen unb Herren! Herr Abgeordneter
Haas sprach bei feinen Ausführungen zum Haushalts-
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plan einleitend von einem Knistern, welches man im
Gebälk der Wirtschaft vernehme. Ich stimme ihm darin
zu und sage, daß es bei der Landwirtschaft bereits ein
Krachen ist. Dann hat Herr Haas die Zollvorlage
behandelt; dabei ist er merkwürdigerweise über die
industriellen Zölle mit einer Handbewegung hinweg¬
gegangen. Dagegen fand er recht unfreundliche Worte
gegen den von der Landwirtschaft mit Recht verlangten
Zollschuh. Er sagte, dieser Iollschutz bedeute einen
Raubzug auf die Taschen der Armen und Aermsten;
so ungefähr hieß es. Meine Damen und Herren! Un¬
freundliche Worte! Ich meine, wenn man auch einer
Vorlage ablehnend gegenübersteht, ist es doch nicht
notwendig, in der Begründung so scharfe Worte zu
finden. Abgeordneter Krawinkel: Sehr richtig!) Ich
werde diesen Weg meinerseits nicht gehen, fondern mich
bemühen, in rein sachlicher Weise zu dieser großen
Frage Stellung zu nehmen.

Meine Damen und Herren! Ich nehme zu dieser
Frage nicht vom landwirtschaftlichen, sondern vom
volkswirtschaftlichenStandpunkte aus Stellung, da
diese Frage eine eminent volkswirtschaftlicheist. Ich
wünsche nicht eine einseitige Produzentenpolitik, da¬
gegen verlange ich eine starke Produktionspolitil, deren
volkswirtschaftlicheAuswirkung der Allgemeinheit von
Nutzen ist. (Abgeordneter Krawinkel: Sehr gut!)

Wie liegen die Dinge denn? Vor dem Kriege bestand
ein ziemlich gleichmäßigerZollfchuhfür industrielle und
landwirtschaftlicheProdukte. Der Zoll auf industrielle
Produkte ist bestehen geblieben; der Zoll auf land¬
wirtschaftliche Produkte ist bei Beginn des Krieges
suspendiert worden. Bei der Bedeutung, welche die
Landwirtschaft im deutschenVaterlande hat, ist m. E.
ein Aufbau unseres Wirtschaftslebens ohne eine kräf¬
tige Mitwirkung der Landwirtschaft unmöglich. Sie
ist auch in diesem Augenblickenoch die stärkste Produ¬
zentin. Die landwirtschaftliche Produltion in ihren
Hauptzweigen: Getreide, Vieh, Fleisch, Milch und tie.
rische Produkte hat einen Iahreswert von ungefähr
12 Milliarden Mark. Sie übertrifft damit den Wert
der Produktion an Kohle, Eifen, Erzen und Stahl zu¬
sammengenommen. Wenn ich Ihnen weiter sagen
darf, daß in der Landwirtschaft nach der letzten Zäh¬
lung 18 Millionen Verufszugehörige sind, und baß
unter diesen 18 Millionen ? Millionen selbständige
landwirtschaftlicheArbeiter sich befinden, dann weiden
Sie sich sagen müssen, daß es nicht gleichgültig ist, ob
in einer intensiven Landwirtschaft diese große Zähl
von Arbeitern beschäftigtweiden kann, oder ob man
den Lebensnerv der Landwirtschaft, ihre wirtschaftliche
Existenz unterbindet und große Massen der Arbeiter
aus der Landwirtschaft heraus auf den industriellen
Markt zur Beschäftigung kommen und bort die Ar¬
beitslosigkeit, die von uns allen, und auch von den
Arbeitslosen — das Vertrauen habe ich zu dem größten
Prozentsatz — beklagt wird, vermehren.

Meine Damen und Herren! Eine kaufkräftige Land¬
wirtschaft ist aber auch die beste Abnehmerin für die
Industrievrodukte. In der Vorkriegszeit hat die Land¬
wirtschaft im Jahre 1913 für 5 Milliarden Mark indu¬
strielle Erzeugnisse aufgenommen.

Nun, meine Damen und Herren, kommt sofort die
Frage, die überhaupt das Entscheidendefür die Be¬
urteilung ist: Intensive oder extensiveLandwirtschaft.
Ich umreiße mit ein Paar Worten diese Begriffe. In¬
tensive Landwirtschaft: Ein landwirtschaftlicher Be¬
trieb, eingestellt auf den starken Verbrauch von Kunst¬
dünger, auf die Nutzbarmachung der Fortschritte in
der Technik, eine ganze Reihe von Maschinen und Ge¬
räten anschaffendund eine große Zähl von Arbeitern
lohnend beschäftigend. Auf der anderen Seite die
extensiveLandwirtschaft: Einschränkung auf allen Ge¬
bieten, wenig Düngerverbrauch, wenig Maschinen,
wenig Arbeitskräfte. Meine Herren! Das ist das Bild
der intensiven und der extensivenLandwirtschaft. Im
Augenblickesteht die Landwirtschaft vor der Entschei¬
dung, 0b sie weiter intensiv wirtschaften kann, ob sie
die Wirtschaft noch intensiver gestalten kann oder ob
sie zur extensivenWirtschaft übergehen muß. Ich sage
ausdrücklich:„muß", denn, wenn die heutigen Verhält¬
nisse bleiben,wird sie zwangsweisezur extensiven Wirt¬
schaft gebracht werden. (Abgeordneter Krawinkel: Sehr
wahr!) Der Stolz des Landwirts besteht hauptsäch¬
lich in der intensiven Wirtschaft. Nun, meine Herren,
malen Sie sich aus, was geschehenwird, wenn die Land¬
wirtschaft zur extensivenWirtschaft kommt. Dann wird
zunächstdie Abnahme der industriellen Erzeugnisse sich
wesentlich verringern. In dem extensiven Betriebe
wird gegenüber dem intensiven Betriebe nicht die
Hälfte der Arbeiter mehr beschäftigt werden können.
Dadurch werden große Schwierigkeiten auf dem Ar¬
beitsmarkt entstehen. Und wie wird die Einwirkung
auf die Handelsbilanz sein? Unsere Handelsbilanz ist,
wie Sie alle wissen, passiv. Ist es da gleichgültig, ob
die Landwirtschaft im Jahre 1913 allein an Getreide,
zu dem heutigen Preise umgerechnet,für 3,8 Milliarden
erzeugt hat und ganz bestimmt im Jahre 1924 ins¬
gesamt 5 Millionen Doppelzentner Getreide aller Art
weniger produziert hat wie 1913, ob für 1 Milliarde
Getreide setzt aus dem Auslande eingeführt werden
muß und ob unsere Handelsbilanz sich um diese
1 Milliarde Passiver gestaltet?

Meine Damen und Herren! Die Frage entsteht ja
immer: Kann der Inlandsbedarf an Nahrungsmitteln
durch die Inlandserzeugung gedeckt werden? Eine alte
Streitfrage. Wir waren vor dem Kriege so weit, daß
91 Prozent des Bedarfs an Fleisch, Milch, Butter usw.
durch das Inland gedecktwurden und baß 85 Prozent
des Brotbedarfs vom Inlande gedeckt wurden. Wenn
Sie die Entwicklung der Landwirtschaft — jetzt komme
ich zu dem entscheidenden Punkte — unter der Wirkung

10
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eines angemessenenZollschuhesvon 1900 bis 1913 ver¬
folgen, so ergeben sich folgende Zahlen:

Die Steigerung der Ernteerträge beim Moggen ging
von 14,1 Millionen Doppelzentner im Jahre 1900 auf
19,2 Millionen Doppelzentner im Jahre 1913. Eine
Steigerung von rund 35 Prozent. Die Erzeugung an
Weizen stieg von 18,7 Millionen auf 23,7 Millionen
Doppelzentner, also um 2? Prozent, die Kartoffel-
erzeugung von 126 auf 159 Millionen Doppelzentner,
eine Steigerung von 26 Prozent. Diese Steigerung
hat stch, wie ich eben schon fagte, unter einem ange¬
messenenZollschutzvollzogen. Wenn Sie die Jahre,
die rückwärts liegen, wo der Zollschutz teils in dieser,
teils in jener Höhe bestand, wo die Landwirtschaft
sogar zum Teil ohne Schutz dastand, bezüglich der
Steigerung der Ernteerträge verfolgen, dann finden
Sie, daß diese Steigerung in den vorangegangenen
zwei Jahrzehnten nicht die Hälfte von dem betragen
hat, was sie in diesemZeitraum ausmachte.

Meine Damen und Herren! Ist es möglich, durch
intensive Wirtschaft den Inlandsbedarf zu decken? Ich
antworte mit einem glattenIa, wenn die Vorbedingun¬
gen dafür gegeben weiden. Die wirtschaftlichen Exi¬
stenzbedingungen, die wirtschaftlichen Möglichkeiten
müssen gegeben wevden, und nur nochmals eine Steige¬
rung in zehn oder zwölf Jahren, wie wir sie von 1900 bis
1913 hatten, und das ganze Problem ist gelöst. Dabei
darf man nicht achtlos an folgender Tatsache vorüber¬
gehen: Der landwirtschaftlich genutzte Boden hat die
Produktiouskraft der Vorkriegszeit noch nicht wieder
erlangt. Wir haben acht bis neun Jahre hindurch
lange nicht so düngen, lange nicht den Acker so in
Kultur bringen können, wie wir es in der Vorkriegs¬
zeit gewöhnt waren. Wollen wir heute die Ernte der
Vorkriegszeit wieder erreichen, dann müssen wir an
Dünger, Gespannarbeit und Handarbeit viel mehr auf¬
wenden als vor dem Kriege. Meine Damen und
Herren! Nie Landwirtschaft ist ein Betrieb, der nur
einmal im Jahre erntet. Sie muß infolgedessenihre
Netriebsform auf eine etwas längere Sicht einstellen.
Sie verlangt stabile Verhältnisse, weil sich bei ihr die
Auswirkung der Wirtschaft nicht von heute auf morgen,
sondern immer etwas später zeigt.

Es wird fo viel behauptet: Der Landwirtschaft kann
es gar nicht so schlecht gehen. Ich gebe unumwunden
zu, daß die Landwirtschaft in der Inflationszeit den
größten Teil ihrer Schulden abgestoßen hllt. Aber,
wieviel Schulden hat sie in den 1^ Jahren kontrahiert,
seitdemwir wieder eine stabile Währung haben? (Ab¬
geordneter Krawinkel: Sehr richtig!) Gs ist er¬
schreckend,meine Damen und Herren, wenn Sie hier
eine Zahl hören, die auch mich, der ich mitten in den
Dingen stehe, überrascht hat: Bei der Landesbank der
Rheinprovim besteht eine Iinsverpftichtung der Land-
Wirtschaft,die das 2,4fache der Vorkriegszeit ausmacht.

(Hört, hört!) In 1^ Jahren ist diese Schuld auf¬
genommen worden, lind die Aufwertung, meine
Damen und Herren? Sie wird Gesetz werden, so un¬
gefähr, wie sie jetzt aus dem Ausschußherausgekommen
ist. Das bedeutet für die Landwirtschaft der Rhein¬
provinz eine Aufwertung der alten Hypotheken auf
15 Millionen. Nun, meine Damen und Herren, stellt
man doch eins nicht genügend in Rechnung: Der Land¬
wirt der Vorkriegszeit war nicht nur Schuldner, und
hatte Hypothekenauf seinen Besitz aufgenommen; sein
Betriebskapital hatte er auf seine Banken und Spar¬
lassen gebracht; da war er Gläubiger, und das hat er
genau so Perloren wie es jeder andere auch verloren
hat. Das Bedauerliche ist, daß die große Zinsenlast, die
für die aufgenommene Schuld aufzubringen ist, nicht
für Kapitalien zu tragen ist, die produktiv in der Land¬
wirtschaft angelegt worden sind. Nein, diese Kapita¬
lien haben vorwiegend dazu gedient, die Fehlbeträge
der Landwirtschaft in den beiden letzten Jahren zu
decken.

Nun, die Frage an jeden, der es mit der Volks¬
gemeinschaft und der Volkswirtschaft ernst nimmt:
Können diese Dinge so weiter bestehen bleiben? Da,
meine Damen und Herren, kommt man gleich zu der
Frage: Wie kann der Landwirtschaft geholfen werden?
Da liegt eine übereinstimmendeAnsicht der Landwirt¬
schaft vor; sie ist geschlossen in diesem Punkte. Daran
ändert nichts, daß der Reichsbund der kleinen Land¬
wirte — ich kenne seine Zahlen nicht —, der vielleicht
Betriebe von 1^ oder 2 Morgen hat — auf einem
anderen Standpunkt steht. Der bäuerlicheBetrieb, der
vielleichtmit 8 oder 10 Morgen beginnt, steht in seinen
ganzen Schichten geschlossen auf dem Boden: Nur ein
angemessenerZollschutz kann uns aus dieser schwierigen
Lage befreien.

Es wird gesagt: Der Zollschutz, vor allem auf Ge¬
treide, nutzt ja nur den Großagrariern. Meine Damen
und Herren! Diese Ansicht ist falsch. Ich lasse den
Großagrarier mit einem Besitz von l00 Hektar be¬
ginnen. Dann haben die Großagrarier 3,8 Prozent
der ganzen landwirtschaftlich genutzten Fläche. Lassen
Sie ihn aber mit 50 Hektar beginnen — bei rheinischen
Verhältnissen kann man das —, dann hat er im ganzen
9,6 Prozent der bewirtschafteten Fläche. Der Groß¬
agrarier, meine Damen und Herren, der heute bei
200 Morgen eine große Familie ernähren soll, muß
dabei sein. Er gehört — wenn Sie in das Buch der
Landesbank hineinsehen — zu denen, die nicht die
geringsten Schulden aufgenommen haben. (Sehr
richtig! rechts.)

Die Landwirtschaft steht, wie gesagt, geschlossen auf
diesem Standpunkte. Die Wissenschaftler,auch die der
Landwirtschaft nahestehenden — ich referiere ganz
objektiv —, nehmen teilweise einen anderen Stand-
Punkt ein. Sie können nicht leugnen, daß der Auf-
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schwung der Landwirtschaft unter der Schutzzollgesetz¬
gebung ein ganz gewaltiger war. (Sehr wahr! rechts.)
Aber Sie sagen: Die Verhalnisse haben sich seitdem so
grundlegend geändert, daß man darauf nicht mehr
fußen kann. Meine Damen und Herren! Das zu be-
weifen, ist außerordentlich schwierig. Bei den Verhand¬
lungen im Reichswirtschaftsrat mußte man trotz all
der wissenschaftlichen Sachverständigen zum Schlüsse
erklären: Eine bestimmte Meinungsrichtung einer
Mehrheit oder selbst einer Minderheit können wir nicht
zum Vortrag bringen; wir können nur die einzelnen
Gutachten der WissenschaftlerIhnen vortragen.

Nun noch eins: Volkswirtschaftler aller Richtung
in allen Parteilagern, mit stärkster Unterstützung aus
dem Parteilager der Linken, sagen: Ohne einen aus¬
reichenden Schuhzoll ist der Landwirtschaft nicht zu
helfen. Ich glaube, man kann die übereinstimmende
Meinung von 90 Prozent aller Volkswirtschaftler —
soweit ich die Dinge habe verfolgen können: aus allen
Lagern — dahin zusammenfassen,daß sie sagen: Ohne
Zollschutz ist der Landwirtschaft nicht zu helfen.

Meine Damen und Herren! Auch ich sage: Ein
Zoll wird immerhin eine gewisse Verteuerung der
Lebenshaltung, wenigstens vorübergehend, herbei¬
führen. Ueber das Ausmaß dieser Verteuerung be¬
stimmte Zahlen zu nennen, vermag niemand, außer
auf dem Gebiete der Brotversorgung. Wenn der Zoll
in den Brotpreisen ganz zur Auswirkung gelangt —
aber erfahrungsgemäß wird jeder Zoll von drei
Gruppen getragen, er kommt nie im Brote voll zur
Auswirkung, das haben auch die Zeiten von 1900 bis
1913 gezeigt —, wird er für eine fünfköpfige Familie
Pro Tag 10 Pfennig ausmachen. (Hört, hört! rechts.)
Wie hoch die Belastung der Zölle auf die tierischen
Produkte sein wird, ist im Augenblick nicht mit Be¬
stimmtheit zu sagen. Ungewisse Zahlen möchte ich nicht
nennen, deshalb nenne ich lieber keine Zahlen.

Die Frage steht nicht etwa so: Wenn wir ruhig
alles beim Alten lassen und die Landwirtschaft einmal
ruhig ihrem Schicksal überlassen, dann sparen wir die
Belastung des Werbrauchers, und wir sehen, wie es
weitergeht. Nein, die Landwirtschaft steht am Scheide¬
wege, sie wird ohne Zollschutz gezwungen sein, extensiv
zu wirtschaften. Und, meine Damen und Herren, die
extensive Wirtschaft ist für den einzelnen in Vielen,
vielen Fällen nicht einmal eine schlechte Wirtschaft.
Versagen Sie der Landwirtschaft den notwendigen
Schutz, dann werden alle die unangenehmen Folgen ein¬
treten, die ich vorhin bereits auführte: In großen
Mengen werden Arbeiter aus der Landwirtschaft ent¬
lassen werden müssen, die Zahl der Arbeitslosen wird
steigen, die Abnahme der industriellen Produkte wird
auf mehr als die Hälfte zurückgehenund die Handels¬
bilanz wird, statt aktiver zu werdeu, sich immer passiver
gestalten. Daran ändert auch nichts, wenn die Indu¬
strie eine etwas stärkere Ausfuhr hat und sie die De¬

visen, die sie bei der Ausfuhr hereinbekommt,auf der
anderen Seite bei dem Einkauf von Nahrungsmitteln
wieder ausgibt. (Sehr wahr! rechts.) Darum, meine
ich rein volkswirtschaftlich, rein allgemeinpolitisch:
Geben wir der Landwirtschaft den Schutz, dessen sie
bedarf, und die Landwirtschaft wird darin nicht ent¬
täuschen, daß sie ihren Betrieb immer intensiver ge¬
staltet. (Bravo!) Dann wird der Tag nicht mehr
ferne sein, den wir doch alle herbeisehnen,wo auf der
heimischen Scholle der Bedarf der inländischen Be¬
völkerung an Nahrungsmitteln gedeckt werden kann.
(Lauter Beifall rechts und im Zentrum.)

Stellvertretender Vorfitzender Dr. Saaßen:
Meine Damen und Herren! Zu diesem Punkte liegen
noch zwei Wortmeldungen vor. Ich bin gebeten
worden, festzustellen, ob das Haus durchzutagen beab¬
sichtigt oder eine Mittagspause eintreten lassen Will.
(Zurufe: DurchtagenI) Ich stelle fest, daß beabsichtigt
wird, durchzutagen. Dann erteile ich das Wort dem
Herrn Abgeordneten Haas.

Abgeordneter Haas : Meine Damen und Herren!
Der Herr Abgeordnete Völlig hat an die Spitze seiner
Ausführungen den Satz gestellt, daß er keine Inter¬
essenpolitikvertreten wolle; er wolle vielmehr zu vem
Problem der landwirtschaftlichenZölle vom volkswirt¬
schaftlichen Standpunkte aus Stellung nehmen. Wenn
er das in seinen Ausführungen wirklich getan hätte,
hätte er meiner Ueberzeugung nach vor allen Dingen
auch auf die Wirkungen, die durch die landwirtschaft¬
lichen Zölle hervorgerufen werden, eingehen müssen.
(Zuruf: Das hat er doch getan!) Das hat er nicht
getan, ich werde das nachweisen. Vorher möchte ich
aber noch auf das eingehen, was er bezüglich,der
Schulden gesagt hat, die die rheinischeLandwirtschaft
bei der Landesbant in den letzten 1^ Jahren gemacht
hat. Er sagte: Die Zinsverpslichtungen der Landwirt¬
schaft sind bei der Landesbank um das 255fachege¬
stiegen. Mit dieser Zahl kann man gar nichts be¬
weisen. Wir haben in Friedenszeiten eine Zinsenlast
von 5 Prozent im Höchstfalle gehabt und heute haben
wir bei der Landesbant eine Zinsenlast von 12 Prozent.
Diese erhöhte Zinsenlast trifft aber nicht allein die
Landwirtschaft, sondern sie trifft jeden, der den Kredit
der Landesbant in Anspruch nehmen muß. Die Land¬
wirtschaft hat in Friedenszeiten sich auch nicht so starl
an der Kreditabnahme bei der Landesbank beteiligt wie
jetzt. Warum? Weil eben in den letzten 1^ Jahren
fast gar kein flüssigesGeld bei den Kreissparkassenund
den Hypothekenbankenvorhanden war. Die Folge war,
daß die rheinische Landwirtschaft in stärkeremMaße an
die Landesbant Herangehenmußte. Im Frieden konnte
sie Gelder bei den Hypothekenbankenund den Kreis¬
sparkassen aufnehmen, in den letzten 1^ Jahren war
dies in dem Ausmaß nicht mehr möglich. Die Folge
ist, daß sich alles mehr und mehr auf die Landesbank
konzentriert hat. Also eine derartige Bemerkung über

lU»
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die erhöhte Zinsenlast bei der Landesbanl ist meiner
Meinung nach doch etwas leicht gemacht, wenn man
damit beweisen will, wie schlecht es der rheinischen
Landwirtschaft geht.

Ich habe schon gesagt, der Herr Kollege Völlig hätte
vor allen Dingen einmal volkswirtschaftlichdarlegen
müssen, wie der landwirtschaftlicheZoll wirkt. Da ist
typisch — was Herr Kollege Völlig nicht berührt hat,
was aber in der Regierungsvorlage steht —, daß Ver¬
tragszölle eine Belastung des Verbrauchers bedeuten;
das kann nicht bestritten werden. (Zuruf des Abg.
Völlig: Das habe ich nicht bestritten!) Sie haben aber
auch nicht volkswirtschaftlichuntersucht, wie stark die
breiten Massen dadurch belastet werden.

Wenn die Verbraucher belastet werden, so wollen
wir einmal untersuchen, wie es mit diesen Ver¬
brauchern aussieht, ob sie eine weitere Belastung er¬
tragen können und ob es dann letzten Endes auf Kosten
der Verbraucher, der Landwirtschaft gut gehen soll und
gut gehen kann. Ich bestreite es ganz entschieden. (Sehr
richtig! links.) Ich bin der Auffassung, wenn es den
Verbrauchern gut geht und sie hohe Preise zahlen
können, dann wird es der Landwirtschaft am besten
gehen, und nicht, wenn es den Verbrauchern schlecht
und noch schlechter geht.

Herr Kollege Völlig hat schon gesagt, daß die Wissen¬
schaftler fast alle gegen landwirtschaftlicheZölle in der
jetzigen Zeit sind. Professor Sering, der landwirtschaft¬
liche Sachverständige der Vorkriegszeit, hat im Reichs¬
wirtschaftsrat in ausführlichen Darlegungen ausdrück¬
lich gesagt, daß die Krise in der Landwirtschaft nicht
mehr durch das ausländische Angebot, sondern durch
die Veränderungen in der Getreidenachfrage hervor¬
gerufen sei. Die Getreidenachfrage hängt aber zu¬
sammen mit der KaUskrast des Volkes. Sehen wir
einmal zu, wie die Dinge heute liegen.

In der nordwestlichen Gruppe der
Metallindustrie, die für das rheinisch-
westfälische Industriegebiet in Frage
kommt, verdient ein ungelernter Ar¬
beiter jetzt 52 Pfennig pro Stunde, ein
gelernter Handwerker 66 Pfennig pro
Stunde. Das macht, wenn alle Abzüge
davon ab sind, für den Monat bei neun¬
stündiger täglicher Arbeitszeit für den
ungelernten Arbeiter 109 Mark und für
den gelernten Handwerker 139 Mark
aus. Dabei wollen die rhe in isch-west¬
fälischen Arbeitgeber diese Löhne noch
um IN Prozent kürzen. Ueber diese
Lohne kann ich selbst am besten urteilen,
weil mein Gehalt ein Vielfaches dieses
Einkommens beträgt. Diejenigen, die
ein noch besseres Einkommen haben,
müssen sich selbst einmal fragen, was

ihre Frauen sagen würden, wenn sie
ihnen 100 oder 150 Mark pro Monat auf
den Tisch legten und sie davon eine Vier¬
oder fün flapsige Familie ernähren
sollten. Sie würden Ihnen den Vettel
vor die Füße werfen und sagen: Mit dem
Geld kann ich nicht wirtschaften oder ich
muß nur Brot und Kartoffeln auf den
Tisch sehen. Und dieses Brot und diese
Kartoffeln wollen Sie, meine Damen
und Herren, wenn Sie den Ausführun¬
gen der Landwirte folgen, noch ganz ge¬
waltig verteuern. Das kann kein Mensch
verantworten, das ist ganz unmöglich.
Es kommt hinzu, was ich in meiner ersten
Etatsrede bereits gesagt habe, daß der
Aermste der Armen am meisten Vrot und
Kartoffeln braucht und daß die lind er¬
reich st en Familien ebenfalls am meisten
Vrot und Kartoffeln gebrauchen. Die
Folge ist, daß der Vrot- und Kartoffel-
zoll sozial die ungerechteste Belastung
ist, die man überhaupt den Menschen
auferlegen kann. (Abgeordneter Hoffmann:
Sehr richtig!) Aus diesen Gründen frage
ich:WennSie,meineDamenundHerren,
überhaupt noch ein soziales Empfinden
haben, wenn Sie noch christlich denken
wollen, dann können Sie nicht dafür
eintreten, daß es einer bestimmten
Schicht aus Kosten der großen Masse des
Volkes Wohlergehen soll. — Herr Kollege
Krawinkel, Sie können mit den Händen wehren, denn
Ihr Einkommen und das, wovon Sie pro Jahr leben,
ist noch ein Vielfachesmehr als mein Einkommen.

Weiter kommt in Betracht, daß Industrie und Land¬
wirtschaft hier Hand in Hand arbeiten. Die Industrie
sagt: Wir wollen Industriezölle haben, und die Land¬
wirtschaft sagt: Gut, wir sind bereit, Industriezölle zu
bewilligen; aber du, Industrie, mußt uns landwirt¬
schaftliche Zölle bewilligen. So arbeitet man Hand
in Hand auf Kosten der Bevölkerung. Dagegen wenden
Wir uns in beiden Fällen. Wir wenden uns gegen
Industriozölle, wir wenden uns mit aller Schärfe gegen
die landwirtschaftlichenZölle.

Ich habe eben schon dargelegt, was ein Arbeiter im
rheinisch-westfälischen Industriegebiet verdient. Ich
habe noch eine Anzahl andere Beispiele vor mir, die
ich aber nicht alle vortragen will. Ich will nur ein
Beispiel herausgreifen; neben das Beispiel der Arbeits¬
löhne will ich das Beispiel der Arbeitslosen¬
unterstützung setzen. Sie haben im Laufe der
letzten Tage hier so viel von dem Elend der Arbeits¬
losen geredet, das Sie durch Ankurbeln der Wirtschaft,
durch Neuschaffung von Arbeit usw. beheben wollen.
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Gin arbeitsloser Mann bekommt pro
Tag 1,45 Mark. Wenn er verheiratet ist,
bekommt die Frau 54 Pfennig, dazu pro
Kind 38 Pfennig. Das macht für Mann,
Frau und drei Kinder, also für eine
fünftöpfige Familie, pro Tag 3,13 Mark
oder in 25 Arbeitstagen im Monat sage
und schreibe 78,25 Mark.

So, wie es den Arbeitslosen in
Deutschland geht, geht es aber noch
Millionen Sozialrentnern, Kleinrent¬
nern, Kriegsbeschädigten usw. Wir
haben in Deutschland augenblicklich noch
ungefähr 9)4 Millionen Menschen, die
aus öffentlichen Kassen unterstützt wer¬
den. Ich brauche Ihnen da nur einige
wenige Zahlen zu nennen. Wir haben
1500000 Invalidenrentner, 200000 In-
validenwitwen, 1250000 Invalidenwlli-
sen, 100N000 Unfallrentner, 803000
Kriegsbeschädigte über 20 Prozent,
1020000 Halbwaisen, 120000 Kriegs¬
beschädigtenwitwen, 51000 Vollwaisen,
210000 Elternteile usw. Sie alle werden aus
öffentlichen Mitteln unterstützt und sie würden selbst¬
verständlich bei der geringen Unterstützung am aller-
stävksten unter einer Erhöhung der Lebensmittelpreise
zu leiden haben. Es kommt hinzu, daß alle Gemein¬
den, auch der Staat und das Reich gezwungen wären,
bei höheren Ausgaben gleichzeitig auch die Unter¬
stützungssätzezu erhöhen. Aber diese Erhöhung der
Unterstützungssätzewird niemals das ausgleichen, was
auf der anderen Seite diesen Aermsten der Armen ge¬
nommen wird. Trotz alledem wird die Erhöhung der
Unterstützungssätzeeine gewaltige Last für die Kom¬
munen, für den Staat und für das Reich bedeuten. Es
werden Millionen für erhöhte Unterstützungen aus¬
gegeben werden müssen, und, verehrte Anwesenden,das
alles aus Liebe zur Landwirtschaft. (Zuruf des Abg.
Völlig: Wenn die Landwirtschaft zugrunde geht oder
anders wirtschaften muß, was dann?) Darauf komme
ich nachher noch.

Professor Brentano hat in der Vorkriegszeit nach¬
gewiesen,daß bei dem deutschen Zollschuh in der Vor¬
kriegszeit jährlich 900 Millionen der Landwirtschaft
durch den landwirtschaftlichen Schutzzoll zuflössen.
(Hört, hört! links.) Das macht bei einem 7-Mark-Zoll,
Herr Kollege Völlig, Pro 100 Kilogramm Getreide für
eine fünftöpfige Familie 63 Mark pro Jahr aus. Nun
denken Sie einmal an das Ginkommen der rheinisch-
westfälischenArbeiterschaft, das ich Ihnen eben dar¬
gelegt habe, und dann urteilen Sie, ob ein solcher Zoll
noch getragen werden kann, namentlich angesichts der
ungeheuer hohen Steuersätze. Sie werden doch auch
genau so gut wissen wie ich, daß das Deutsche Reich

in den letzten Jahren fast ausschließlich von den
Steuern der Lohn- und Gehaltsempfänger gelebt hat.
70 bis 80 Prozent, in einzelnen Monaten sogar bis zu
90 Prozent der gesamten Steuereinnahmen des Reiches
waren aus dem Arbeitseinkommen der Arbeiter, An¬
gestelltenund Beamten. Wenn Sie da in der Zukunft
noch 03 Mark Belastung pro Jahr drauflegen wollen,
dann ist das volkswirtschaftlichgenau das Gegenteil
von dem, was man tun soll. (Abgeordneter Hoffmann:
Sehr richtig!)

Wie stehen denn heute die Preise? Gin vierpfündi-
des Schwarzbrot kostete im Frieden 35 Pfennig. Heute
haben wir einen Preis von 60 Pfennig. (Zuruf des
Abg. Heuser: Getreidepreise!) Bitte, der Arbeiter
geht nicht zu dem Oetonomierat Wollig und lauft dort
das Getreide, sondern er geht zum Bäcker und kauft
sein Brot und das Brot muß er bezahlen. (Zuruf des
Abg. Heuser: Dafür ist doch aber der Oekonomierat
Völlig nicht verantwortlich!) Ich komme nachher darauf.

Ich bin mit Ihnen einverstanden, wenn wir den
Zwischenhandel möglichst ausschalten. Ich bin mit
Ihnen einverstanden, wenn wir das Genossenschafts¬
wesen stark ausbauen, um einen direkten Verkehr vom
Erzeuger zum Verbraucher zu haben. (Zuruf: Dann
leidet aber der Mittelstand!) Aber, verehrte An¬
wesenden, da stößt man wiederum in den Kreisen des
Zentrums und der Rechten auf den größten Wider¬
stand (Sehr richtig!), nicht in den Kreisen, die links
von Ihnen sitzen. Sie nicken in beiden Fällen. Also,
Herr Kollege Heuser und Herr Kollege Völlig, wirken
Sie da auch einmal mit, dann werden wir schon einig
werden; aber das werden Sie nicht fertig bringen.
Aber noch etwas anderes: Wenn Sie wirklich erreichen
würden, daß man im weitesten Umfange den Zwischen¬
handel ausschaltet, so müssen Sie doch damit rechnen,
daß das volkswirtschaftlichvorläufig nicht geht und
der Verbraucher mit dem Preis rechnen muß, den er
im Laden zahlt. Den Preis habe ich hinsichtlichdes
Brotes bereits angeführt. Ich führe nun auch den
Fleischpreis an, Herr Kollege Völlig. Im Frieden
hatten wir einen Preis von 65 Pfennig bis 90 Pfennig
pro Pfund. Für 65 Pfennig tonnte man gutes
Suppenfleisch kaufen, und für 90 Pfennig hatte man
das feinste Bratenfleisch. Heute kostet in Düsseldorf,
Köln und Essen das Suppenfleisch 1,30 Mark bis 1,40
Mark, und beim Bratenfleisch sind es 1,90 Mark bis
2,— Mark. (Abgeordneter Völlig widerspricht.) Bitte
schön, Herr Kollege Völlig, gehen Sie heute nachmittag
mit mir an den Schaufenstern vorbei. (Zuruf: Ich
gehe mit Ihnen in Köln rund!) Ich war gestern noch
im Fleischerladenund habe mich nach den Fleischpreisen
genau erkundigt. Die Dinge liegen so, daß hier Er¬
höhungen von 100 Prozent und mehr gegenüber den
Friedenspreisen bestehen. (Abgeordneter Hoffmann:
Sehr richtig!) Verehrte Anwesenden! Die Löhne —



150 69. Rheinischer Provinziallllndtll g, L. Sitzung am 17. Juni 1925.

das habe ich eben nachgewiesen — sind in vielen Fällen
noch lange nicht die Friedenslöhne. Auch im Kölner
Industriegebiet haben wir eine ganze Anzahl Arbeiter,
die im Frieden 90 Pfennig bis 1,— Mark pro Stunde
verdienten und heute nur noch 70, 80 und 85 Pfennig
Pro Stunde verdienen. Wo soll das hin? Das muß
doch zu einer immer größeren Verelendung der breiten
Schichten der Bevölkerung führen.

Wir haben bei der Etatsberatung auch darüber
gesprochen, was uns in der Zukunft blüht. Herr
Geheimrat Hagen hat nach meiner Rede bei der ersten
Etatsberatung über unsere künftige Wirtschaftslage
noch viel düsterer gesprochenals ich. Wir alle wissen,
daß wir nach dem vielgepriesenen Dawcsplan, der
sicherlich von uns allen mit Freuden begrüßt worden
ist, vom Jahre 1927 an ungeheure Lasten zu tragen
haben. Jeder Mensch, der sich nur etwas mit Volks¬
wirtschaft befaßt hat, wird wissen, daß wir in abseh¬
barer Zeit in Deutschland niemals wieder in die Lage
kommen, daß die breiten Schichten der Bevölkerung so
existenzfähig sind und so leben können, wie sie im
Frieden gelebt haben. Wir werden also kümmerlicher
leben müssen, und die breiten Massen der unteren
Schichten werden am kümmerlichsten leben. Es ist
volkswirtschaftlichfalsch, wenn man dieses Leben noch
immer mehr verelendet und noch mehr herabdrückt.
Nun verlangen Sie neuerdings außer Getreidezöllen,
Fleischzöllenusw. auch noch Kartoffelzülle, die wir im
Frieden noch nicht einmal gehabt haben. Sie begnügen
sich also nicht damit, daß den armen Massen das Brot
verteuert wird, sondern es sollen ihnen auch noch die
Kartoffeln verteuert werden. Verehrte Anwesenden!
Sie müssen doch einsehen, daß das nicht geht.

Es kommt noch etwas anderes hinzu. Außer diesen
Zöllen wird neuerdings wieder die Ginführung der
Getreideinfuhrscheine verlangt. Die Getreide¬
einfuhrscheine waren in Friedenszeiten eine Prämie
auf die Getreideausfuhr. Wer eine Tonne Getreide aus
Deutschland ausführte, bekam einen Einfuhrschein im
Werte von 50,— Mark. Diese Ginfuhrscheine tonnte
er an der Börse verkaufen, denn man konnte den Zoll
für andere Produkte, die nach Deutschland herein¬
kamen, damit bezahlen. Wohin hat diese Getreide-
llusfuhrprämie geführt? Hören Sie folgende Zahlen:

Im Jahre 1905 betrug die Ge¬
treideeinfuhr nach Deutschland 572186
Tonnen, die Getreideausfuhr 819942
Tonnen. Im Jahre 1908 betrug die Ge¬
treideeinfuhr 347261 Tonnen und die
Ausfuhr 586172 Tonnen. Im Jahre
1910 betrug die Getreideeinfuhr 389508
Tonnen und dieAusfuhr 820007 Tonnen.
(Hört, hört! bei den Sozialdemokraten.) Sie sehen, daß
bei dem getreidearmen Land Deutschland— wir haben
doch während des Krieges gesehen, daß wir uns selbst

nicht ernähren können — die Ausfuhr 500 000 Tonnen
mehr betrug als die Getreideeinfuhr. (Zuruf des Abg.
Heuscr: Das hatte andere Gründe!) Das hatte einzig
und allein den Grund, den Zoll voll zur Auswirkung
kommen zu lassen, um den Preis des Getreides auch
in den besten Erntejahren zu halten. (Zuruf: Ueber¬
produktion!) Bitte schön, auch in der Vorkriegszeit
hatten wir keine Ueberproduktion an Getreide; das ist
durchaus nicht richtig. Die Dinge liegen so: Sie
haben Getreide aus Deutschland ausgeführt, weil Sie
50,— Mark Ausfuhrprämie bekamen. — Herr Völlig,
hören Sie zu. — Bei diesen 50,— Mark Ausfuhr-
Prämie stellte sich in vielen Fällen heraus, daß das
deutsche Getreide im Auslande wesentlichbilliger ver¬
kauft werden konnte als im Inlande, wo man Pro
Tonne 50,— Mark Prämie bekam. Selbst wenn die
Fracht und alles berechnet wurde, war das Getreide
im Auslande billiger zu verkaufen als im Inlande,
und der Landwirt hatte durch die 50,— Mark Ausfuhr-
Prämie doch noch einen größeren Profit. Ich bin jeder
Zeit bereit, Ihnen das rechnerisch einwandfrei an einem
Beispiel darzulegen.

Wozu führen die Getreidepreise weiter? Sie führen
dazu, daß die Wodenpreisesteigen. (Widerspruch.) Ich
will mit Ihnen nicht disputieren. Die Äodenpreise
müssen in dem Augenblick steigen, wo der Landwirt für
feine Produkte einen höheren Preis erzielt. Es ist
etwas ganz Selbstverständliches, daß dann der Boden¬
preis steigt. Wir haben es doch in den letzten Jahren
erlebt. Während der Inflation konnte man keine land¬
wirtschaftlichbenutzten Flächen kaufen. Im vergange¬
nen Jahre, besonders während der ersten Hälfte des
Jahres, konnte man landwirtschaftlichbenutzteFlächen
sehr billig taufen. Das ist heute schon wesentlich
anders geworden. Damit ist doch bewiesen,daß meine
Behauptung richtig ist, daß hohe Getreidepreise, hohe
Ertragspreise, hohe Bodenpreise von selbst bedingen.

Nun überlegen Sie folgendes: In den Jahren 1903
bis 1907, also in fünf Jahren, haben von den Be¬
sitzungen über 2 Hektar ein Drittel ihren Besitzer ge¬
wechselt. (Abgeordneter Hoffmann: Hört, hört!)
Dieser Vesihwechselist jedesmal ein Vorteil für den
Verkäufer. Ich könnte auch da Zahlen anführen, um
wieviel die einzelnen Güter in wenigen Jahren im
Preise gestiegen sind. Der Käufer tauft also das Gut
wieder so viel teurer. Auf Grund dessen kann er nicht
mehr so glänzend wirtschaften wie der vorherige Be¬
sitzer. Die Folge ist: Er schreit nach immer höheren
Getreidezöllen, nach immer höheren landwirtschaftlichen
Zöllen. Er sagt: Mir geht es nicht gut, dabei hat er
für sein landwirtschaftliches Gut einen viel zu hohen
Preis gezahlt. Das sind die Folgen der Steigerung
der landwirtschaftlichenZölle.

Nun wollen wir einmal sehen, was denn eigentlich
eine ganze Anzahl Menschen in den Zeitungen sagen,
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die nicht auf dem Boden der Sozialdemokratie stehen,
und die — das darf ich hinzufügen, Herr Kollege Völlig
— auch nicht zu den Wissenschaftlerngehören, die sich
im Reichswirtschaftsrat, der höchsten Instanz für wirt¬
schaftliche Fragen in Deutschland, geäußert haben. Im
Reichswirtschaftsrat konnte man unter keinen Umstän¬
den eine Mehrheit für landwirtschaftliche Zölle be¬
kommen. Gewiß, es hat hin und her geschwankt, man
konnte sich nicht einig werden; aber die große Mehr¬
heit war gegen die landwirtschaftlichenZölle, der eine
unbedingt, der andere in dieser, der dritte in jener
Frage. Ich habe hier die Berichte mehrerer Zeitungen
bor mir liegen. Am 9. Juli schreibt das Organ der
Voltspartei, „Nie Zeit":

„Eine prompte und direkte Förderung der Preise
für Getreide ist jedenfalls nicht zu erwarten, da die
Preise für ausländisches Getreide zur Zeit höher sind
als die für deutsches, so daß eine Konkurrenz durch
die ausländischeWare im Moment nicht besteht."
Wenn die ausländischen Getreidepreise höher sind

als die deutschen, brauchen wir uns nicht vor den aus¬
ländischenzu schützen, denn dann wird kein ausländi¬
sches Getreide hereingeholt.

Der deutscheAußenhandelsverband sagt in seiner
Entschließung folgendes:

„Gin Hochschutzzolltarif,auch wenn er angeblich
nur zu Verhandlungszwecken aufgestellt wird, wäre
ein verhängnisvoller Fehler. Einerseits würde er für
den inneren Markt statt des dringend notwendigen
Preisabbaues eine Preissteigerung und damit eine
Erschwerung unserer Wettbewerbsfähigkeit auf dem
Weltmarkt bewirten; anderseits wäre er kein geeig¬
netes Instrument für den Abschluß günstiger Han¬
dels- und Tarifverträge. Das von deutscher Seite
gegebene schlechte Beispiel würde alsbald von anderen
Staaten nachgeahmtund übertrumpft werden, soweit
diese ihre neuen Tarife noch nicht fertiggestellt haben."
Der „Berliner Vörsenkurier" sagt folgendes:

„Schutzzölle wären nach Ansicht erfahrener und
erprobter Landwirte jetzt ein großes Uebel (Abgeord¬
neter Hoffmann: Hört, hört!), denn es gibt eine
große Menge Landwirte, die noch nicht das äußerste
hergeben, was an Leistung gegeben werden kann,
und diese Leute, zu denen viele Kriegsgewinnler zu
zählen sind, die sich Güter als Sachwertanlagen ge¬
kauft haben, würden dann in dem jetzigen Dreh
weiter murksen, ohne eine derartig rationelle Be-
triebsführung durchzusetzen, wie sie eben notwendig
ist. (Hört, hört! links.) Wenn wir jetzt schon Schutz¬
zölle bekämen, würde uns das Ausland um so sicherer
überflügeln, denn auch im Auslande wird mit einem
Höchstmaßevon Intelligenz gearbeitet, um die denk¬
bar höchsten Ergebnisse dem Boden abzuringen."
Herr Kollege Völlig, das bezieht sich auf das, was

Sie über die intensive Wirtschaft sagten. (Abgeordneter
Völlig macht einen Zuruf.) Ich zitiere nur, was der

„Berliner Vörsenkurier" sagt. Gr steht uns nicht nahe,
sondern er steht diesen Kreisen lzur Rechten) sehr nahe.
Sie haben gesagt: Zur intensiven Wirtschaft ist viel
künstlicher Dünger notwendig, zur intensiven Wirt¬
schaft sind viele Maschinen notwendig. Ganz unsere
Meinung. Wir sind der Auffassung, daß vor allen
Dingen zu einer rationelleren Wirtschaft übergegangen
werden muß. (Zuruf des Abg. Hcuser: Und die Vor¬
bedingungen?) Sie werden sagen: Die Vorbedingung
ist, daß wir erst einmal eine größere Einnahme be¬
kommen. Ich erinnere Sie an die fetten Jahre des
Krieges und die fetten Jahre der Nachkriegszeitund
der Inflation. Warum haben damals die Landwirte
nicht alles in Maschinen und dergleichen angelegt?
Warum haben die Landwirte nicht vor vier Jahren
im Preußischen Landtage angenommen, was
ihnen der damalige Landwirtschaftsminister Braun
anbot, als er ihnen Kunstdünger auf Kredite, die nach¬
her zu bezahlen waren, geben wollte? Das alles haben
Sie abgelehnt. (Hört, hört! links.)

Ich erinnere Sie weiter daran, was Herr Oekono-
mierat Keiser in der „Deutschen Tageszeitung" am
8. Juni 1924 geschrieben hat:

„Volkswirtschaftlichbetrachtet, wird die Agrarkrise
solange bestehen bleiben, als es nicht gelingt, die
Kaufkraft der großen Menge der Bevölkerung zu
heben und die Preise der landwirtschaftlichen Pro¬
duktionsmittel zu senken."
An einer anderen Stelle sagt er:

„Wenn es gelingt, jene große Zahl überflüssiger
Instanzen, die sich wie Vlutegcl zwischen Produzen¬
ten und Konsumenten gesetzt haben, aus dem Wege
zu räumen, dann würde schließlich auch für die Land¬
wirtschaft wieder die Zeit einer Aufwärtsentwicklung
gegeben sein."
Ich könnte diese Zitate noch wesentlichvermehren.

Sie sehen, daß eine ganze Anzahl Kreise vorhanden
ist, die Ihnen nahesteht und nicht uns, die sich aber
genau so scharf gegen die landwirtschaftlichenZölle aus¬
spricht,wie wir es auch getan haben. (Zuruf des Abg.
Hoffmann: Auch die „KölnischeVolkszeitung"!) Die
„Kölnische Nolkszeitung" hat sich in mehreren Artikeln
ebenfalls scharf gegen die Zölle ausgesprochen.Ich gebe
zu, die „Kölnische Wolkszeitung" hat auch Artikel mit
Namensüberschrift gebracht, die einen anderen Stand¬
punkt vertraten.

Zum Schlüssemöchte ich noch folgendes sagen:
Die Organisationen der Konsumenten — das sind

die Konsumvereine, die Gewerkschaftenaller Richtun¬
gen, die größten Verbraucherorganisationen, die wir
überhaupt haben — haben in den letzten Tagen be¬
schlossen,von jedem Mitglied 10 Pfennig aufzubringen.
Das wird bei den freien Gewerkschaftenallein 800 000
Mark und bei den christlichen und Hirsch-Dunckerschen
Gewerkschafteneine weitere Summe, zusammen rund
1 Million Mark, ergeben. Diese Mittel werden vor
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allen Dingen aufgebracht, um gegen die landwirtschaft¬
lichen Zölle Einspruch zu erheben und die Agitation
dagegenaufzunehmen. Verehrte Anwesenden! Das ist
meiner Meinung nach vollkommenverständlich. Diese
10 Pfennig pro Mitglied sind ein ganz geringer Bruch¬
teil des kargen Lohnes, den den Arbeiter bekommt. Die
62 Mark aber für die fünsköpfigeFamilie, um die diese
Familie durch die Zollerhöhung stärker belastet wird,
ist ein erheblicherProzentsah der Gesamteinnahme des
Arbeiters. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Das
ist ein Raubzug!)

Deshalb bin ich der Auffassung: Die gewerkschaft¬
lichen und Verbraucherorganisationen im allgemeinen
und — ich gehe noch weiter — alle Kommunen und vor
allen Dingen diejenigen, die im Staate die Führung in
der Hand haben, müssen sich gegen die landwirtschaft¬
lichen Zölle wenden. (Beifall links.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter von Stedman.

Abgeordneter von Stedman: Zunächst muß ich
geschäftsordnungsmäßig erwähnen, daß ich seht nicht
als Berichterstatter spreche.

Meine Freunde und ich begrüßen die sehr sachlichen
und treffenden Ausführungen, die Herr Landes-
ölunomierat Völlig hier gemacht hat. Wir stellen
unsere Uebereinstimmung mit seinen Ausführungen
fest.

Auf die Ausführungen, die Herr Abgeordneter
Haas gemacht hat, einiges zur Erwiderung.

Meine Herren! Ich glaube nicht, daß der Pro-
vinziallandtag an sich der Ort ist, wo die ganze zoll¬
politische gegensätzlicheAuffassung unserer Bsvölke-
rungsschichtenzum Austrag gebracht werden kann. Zu
den einzelnen Punkten, die Herr Haas gebracht hat,
glaube ich folgendes sagen zu sollen:

Herr Haas hat davon gesprochen, daß bei den Kreis-
spartassen nicht genügend Geld vorhanden ist, um die
Kreditbedürfnisse der Landwirtschaft zu befriedigen.
Meine Damen und Herren! Das ist sehr richtig. Ich
möchte aber in diesem Zusammenhange auch daran
erinnern, daß es weite Kreise, und leider Gottes auch
Politische Kreise, gibt, die das Sparbedürfnis und den
Spürsinn unserer Bevölkerung künstlich zerstört und
untergraben haben. (Abgeordneter Krawinlel: Sehr
richtig! Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Aber
auf Ihrer Seite! Zuruf des Abgeordneten Knab:
Aufwertung und Inflation!)

Herr Haas sagte dann: Wenn es den Verbrauchern
gut geh^ werde es auch der Landwirtschaft gut gehen.
Meine Damen und Herren! Dagegen ist, glaube ich,
mchts einzuwenden. Aber man darf doch nicht nun den
Spieß umdrehen und sagen: Weil die Kauftraft der
Bevölkerung leider Gottes gesunken ist, muß der Land-
Wirtschafteben soviel abgeknapstwerden. Dann ist die
Landwirtschaft nicht mehr lebensfähig. Was soll denn

die ganze Produktion nützen, wenn die Landwirtschaft
dabei kaputt geht. Heute ist doch aus dem Material,
das uns Herr Bollig hier vorgetragen hat, einwand¬
frei festzustellen,daß die Landwirtschaft in den letzten
Jahren mit einer Unterbilanz gearbeitet hat. Das
kann von niemand bestritten werden. (Sehr richtig!
rechts.) Meine Damen und Herren! Der landwirt¬
schaftliche Werufsstand ist, ebensowenig, wie irgendein
anderer Berufsstand, dazu da, zu produzieren und
dabei Geld zuzusetzen, sondern wir können und müssen
verlangen, daß die Erzeugnisse der Landwirtschaft so
bezahlt werden und solche Preise haben, daß der Be¬
rufsstand lebensfähig bleibt. (Zuruf des Abgeord¬
neten Hoffmann: Das können Sie aber durch Zölle
nicht erreichen!) Meine Damen und Herren! Dar¬
über zu sprechen, wie das zu erreichen ist, hatte ich mir
nicht vorgenommen, sondern ich wollte hier nur dem
das Wort reden, daß man in einem vernünftigen Aus¬
gleich der Gegensätze die Lösung dieser ganzen
Probleme suchen muß. Es hat in meinen Augen
keinen Zweck, auf der einen Seite zu fagen: Wir
verlangen billigeres Getreide, während auf der an¬
deren Seite leider Gottes die Landwirtschaft sagen
muß: Wir müssen durch den Zoll geschützt werden, sonst
gehen auch wir kaputt. Meine Damen und Herren!
Es ist schon so viel im Deutschen Reich zerschlagen
worden, daß es wirklich oer Gipfel alles Unsinns wäre,
die Landwirtschaft auch noch zu zerschlagen. (Abgeord¬
neter Bollig: Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete
Haas hat dann noch von der Lohnsteuer gesprochen
und die Behauptung aufgestellt — übrigens eine Be¬
hauptung, die ich in letzter Zeit häufig gehört habe —,
daß die Lohnsteuer das einzige wäre, wovon das Reich
und die Allgemeinheit heute noch leben. Dem muß
ich von landwirtschaftlicher Seite doch folgendes ent¬
gegenstellen: Unsere landwirtschaftlichen Arbeitskräfte
verlangen heute fast überall in den bäuerlichen Be¬
trieben, daß sie den Lohn abzugs- und steuerfrei be¬
kommen. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Hun-
gerlühne!) Meine Damen und Herren! Wenn unsere
Unternehmer die Steuern und die Beiträge zur Kran¬
kenkasse und zur Invalidenversicherung selbst bezahlen,
dann kann man doch Wohl nicht hergehen und sagen:
Die Arbeiter bezahlen allein die Steuern. Wir tonnen
an unzähligen Beispielen feststellen, daß die Steuer
von den Unternehmern und nicht von der Arbeit-
nehmerschaftgetragen wird. (Lachen links; Zuruf des
Abgeordneten Orlopp: Als ein Teil des Lohnes!)

Meine Damen und Herren! Herr Abgeordneter
Haas hat dann von den großen Ausfuhrziffern in den
letzten Vorkriegsjahren gesprochen. Meine Damen
und Herren! Da möchte ich etwas feststellen,was ich
zufälligerweise aus sicherer Quelle erfahren habe, daß
das Ausland in dem letzten Vorkriegsjahre uns lünst-
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lich mit Mücksicht auf den in Aussicht stehenden Krieg
ausgekauft hat. (Hört, hört!) Ganz sicher hat uns
das Ausland im Frühjahr 1914 hinsichtlich des Hafers
ausgekauft. Meine Damen und Herren! Das ist auch
ein Zeichen dafür, daß es Leute im Auslande gegeben
hat, welche den Krieg früher haben kommen fehen als
wir. (Abgeordneter Krawinkel: Sehr wahr!)

Nun, meine Damen und Herren, lassen Sie mich
ein paar Zusätze zu den Ausführungen des Herrn
Völlig machen, indem ich an seine Forderung auf
intensivste Wirtschaft anknüpfe. Wir haben in der
Rheinprovinz Betriebszweige, welche überhaupt nur
bei allerintensivster Wirtschaft geführt werden können:
unseren Weinbau, unseren Obst- und Gartenbau.
(Sehr wahr! rechts.) Meine Damen und Herren!
Dieser Obst- und Gartenbau kann heute ebensowenig
mehr bestehen wie die übrigen Teile der Landwirtschaft.
Er bildet einen der wichtigsten Teile der Landwirt¬
schaft und vor allen Dingen der intensivstenBetriebe.
Darum möchte ich an dieser Stelle an die Verbraucher¬
schaft einmal einen Appell zugunsten dieser intensivsten
Betriebszweige richten. Dieser Appell lautet folgen¬
dermaßen: Trinkt deutschenWein, eßt deutschesObst
und Gemüse, eßt nicht mit den Augen, sondern wür¬
digt die Qualität unserer deutschenErzeugnisse, auch
wenn lsie vielleichtäußerlich unansehnlicher sind! Spart
am Nationalvermögen und spart die nationalen Mittel
für wichtigere Zwecke als für den Genuß ausländi¬
schen Obstes, ausländischen Weines und ausländischen
Gemüses! Schützt tue nationale Produktion! (Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Knab.

Abgeordneter Knab : Meine Damen und Herren!
Ich habe bereits in meiner Etatsrede in großen Zügen
zu der Zollfrage Stellung genommen. Ich habe dabei
zwischen kleineren, mittleren und größeren Landwirten
und ihrem Interesse an der Zollfrage unterschieden.
Die Vertreter der landwirtschaftlichen Verbände hier
im Rheinland, des Rheinischen Bauernvereins, dessen
Vertreter und Vorsitzender,der Herr Baron Loe, Mit¬
glied dieses Hauses ist, und die Führer der ostelbischen
Iunlerverbiinde, mit denen er im engsten Kontakt
steht, gehen in ganz Deutschland einheitlich vor. Sie
geben bei ihren Forderungen zur Zollvorlage an, daß
die gesamte Landwirtschaft mit ihnen einig sei, daß
es unbedingt Lebensinteressen der Landwirtschaft
seien, die mit der Zollvorlage gewahrt werden müßten.
Auf diesen Standpunkt stellt sich auch Herr Völlig.
Er hat hier im Hause gesagt: Die Landwirtschaft muß
in ihrem Lebensinteresse diese Zölle fordern. Wir
sagen im Gegenteil: Nicht die gesamte Landwirtschaft,
sondern diejenigen, die eine Produktion haben, die
über den eigenen Bedarf hinausgeht, müssen diese
Forderung in ihrem Profitinteresse, um ihres Ge¬
winnes willen, stellen, um, wie Sie ausgeführt haben.

Herr Bollig, ihre Wirtschaft weiter ausbauen und sich
die technischenVoraussetzungen zur Intensivierung
ihres Betriebes schaffenzu können. <Zuruf des Ab¬
geordneten Bollig: Damit die Städter etwas zu essen
haben!) Wir sagen: Die kleinen Landwirte, die nur
den eigenen Bedarf oder sogar noch weniger erzeugen,
haben an der Zollvorlage kein Interesse. Sie, Herr
Bollig, und Herr Baron Loe sind doch ziemlich gute
Kenner der rheinischenVerhältnisse in der Landwirt¬
schaft. Sie wissen doch jedenfalls, daß wir hier mit
mindestens 50 Prozent kleinerer Betriebe zu rechnen
haben. (Zuruf des Abgeordneten Bollig: Woher be¬
kommen Sie Ihre Lebensmittel?) Etwa 30 Prozent
sind mittlere Betriebe. — Ich kann nur im großen
Zahlen nennen, wie sie uns damals im Vorstande
der Rheinischen Landwirtschaftlichen Verufsgenossen-
schaft mitgeteilt worden sind. — Die übrigen Betriebe
sind größere Bauernschaften, und nur eine kleine Zahl
kann man als große Güter in der Rheinprovinz an¬
sprechen. Man kann sagen: Drei Viertel der land¬
wirtschaftlichen Betriebe sind solche, die nicht ihren
Bedarf an Kartoffeln und Getreide erzeugen oder ihn
gerade decken können, die aber darüber hinaus kein
Getreide und keine Kartoffeln auf den Markt bringen.
Die Kategorien der Klein- und Mittelbauern Und zum
Teil sogar gezwungen, ihre Saatkartoffeln im Früh¬
jahr von den Großagrariern zu erwerben. (Zuruf des
Abgeordneten Bollig: Damit hat der Zoll nichts zu
tun!) Sie sind weiter zum Teil gezwungen, Getreide
und Kartoffeln von den Großproduzenten zu nehmen,
wenn ihre Ernte bis zur neuen Ernte nicht ausgereicht
hat. Sie können infolge ihres kleinen Bestandes nicht
dazu übergehen, im Frühjahr bereits ihre Kartoffeln
als Frühkartoffeln für den eigenen Haushalt zu
nehmen. Es ist ferner eine Tatsache, die Sie, meine
Herren von der Landwirtschaft, genau wissen, daß zum
Teil sogar größere Bauern im Frühjahr, wenn sie
nicht viel Frühkartoffeln geseht haben oder sie diese
nicht schon vor der Reife nehmen wollen, gezwungen
sind, sich von Großproduzenten Kartoffeln für den
eigenen Bedarf zu kaufen. Also, soweit der eigene
Bedarf in Frage kommt, sind nicht nur die Arbeit¬
nehmer in den Städten und die Gewerbetreibenden
daran interessiert, daß der Preis durch Zölle nicht
erhöht wird, sondern auch ein Teil der kleineren Land¬
wirte. Aber diese Leute gehen mit Ihnen und Ihren
landwirtschaftlichenVerbänden im großen und ganzen
durch dick und dünn. Es ist nur ein kleiner Teil der
kleinen und mittleren Landwirte, der schon zu dem
Bewußtsein gekommen ist: In Wirklichkeit werden
durch die Gesamtpolitik der landwirtschaftlichen Ver¬
bände unsere Interessen nicht gefördert. Der kleinere
Landwirt der Nheinprovinz erzielt seinen Wirtschafts-
Ueberschuß nicht aus dem Getreide- und Kartoffel-
bau — in den übrigen Teilen Deutschlands ist es genau
so —, sondern durch die Nebenprodukte; ich denke hier
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an die Vieh- und Milchwirtschaft, ich denle an den
Obstertran, der hier im Westenund im Süden Deutsch¬
lands besonders hoch ist. Das sind die Dinge, an denen
der kleine und mittlere Landwirt in erster Linie inter¬
essiert ist und die ihm heute noch die Aufrechterhaltung
seines landwirtschaftlichenKlein- und Mittelbetriebes
ermöglichen. Durch diese Nebenprodukte erhält er die
Mittel, um seinen Betrieb technisch durchzuführen.
Man kann auch heute schon von einer intensiven Be¬
wirtschaftung bei dem kleinen und mittleren betriebe
sprechen. In den vergangenen Jahren des Krieges
und der Nachkriegszeit, mit Ausnahme des Wahres
1923, wo auch den Landwirten das Geld in den Händen
zerronnen ist, war es doch immer das Bestreuen des
größeren Teils der kleinen und mittleren Landwirte,
sofort, nachdem sie Geld für ihre Produkte betommen
hatten, es umzusetzen, indem sie ihre Betriebe
erweiterten. Sie wissen, wieviel Betriebserweiterungen
vorgenommen worden sind, wie weit die Gebäulich-
leiten instand gesetzt wurden, an denen im Kriege nichts
getan worden ist. Wieviel neue Maschinen angekauft
worden sind, dafür liefern die Statistiken über die
Produktion der dcntschen landwirtschaftlichen Ma¬
schinenfabrikenin den Jahren 1919 bis 1922 den besten
Beweis.

Aber noch etwas will ich den Herren sagen:
Die Landwirtschaft hat in den Jahren des Ueber¬

flusses zum Teil Aufwendungen und Anschaffungen
gemacht, die auch eine Reihe von Landwirten verurteilt.
Was man nur kaufen konnte, ist gekauft worden in
den Zeiten, wo man für seine Produkte alle Preise
bekam. Wir kennen ja die Beispiele zu Tausenden,
wo der kleine Landwirt, dessen Stube zu klein war,
um das Klavier hineinzuschaffen, die Wände aus¬
brechenließ. Herr Baron Loe, gehen Sie doch einmal
in die kleinen Bauernwirtschaften und sehen Sie sich
einmal das Inventar an. Man hat Flügel, Klaviere
und alle möglichenLuxusgegenstände angeschafft,weil
man für das Geld sonst unmittelbar leine Verwendung
hatte. Man konnte das Geld nicht Produktiv festlegen,
weil man befürchtete: Durch die Geldentwertung
werden uns die Werte, die wir durch unsere Produktion
schaffen, aus den Händen gezogen. Man hat damals
in einem großen Teil der Landwirtschaft das Kapital
m dem Erwerb von Gegenständen festgelogt, die heute
natürlich einen Ausfall in den landwirtschaftlichen
Betriebsmitteln bedeuten. Oder leugnen Sie das ab?
(Zuruf des AbgeordnetenVöllig: Sonst waren sie ganz
verloren!)

Herr Bollig sprach von den technischenBetriebs¬
mitteln der Landwirtschaft, die unbedingt notwendig
sind um eine intensivere Produttion hier in Deutsch¬
land vorzunehmen. Demgegenüber sage ich: Der
Landwirt konnte damals Maschinen genug erhalten,
zum Teil zu Preisen, die weit unter den heutigen
realen Preisen der landwirtschaftlichen Maschinen

stehen, namentlich in der Inflationszeit. Ls ist damals
von feiten der Verbände wiederholt gesagt worden,
und auch in dem Organ des Herrn Barons von Loe
stand oft der Vorschlag in den eingesandten Artikeln
einzelner Landwirte, der Landwirt möge sein Kapital
in Sachwerten festlegen, die in erster Linie dem Betrieb
in seiner technischen Einrichtung zugute kämen. <3s ist
auch mehrmals von landwirtschaftlicher Seite gerügt
worden, daß überflüssigeSachwerte angeschafftwürden,
für die der Landwirt in seinem Betrieb leine Ver¬
wendung hätte. Hier sind unnützerweise Kapitalien
festgelegt worden, die heute der Landwirtschaft fehlen.
Man hätte dafür ganz gut auch Sachwerte anschaffen
können, die von der Inflation nicht getroffen wurden.
lZuruf des Abgeordneten Völlig: Die Landwirte sind
eben nicht klug genug gewesen!)NehmenSie einmal die
Anschaffung eines Teiles von Düngemitteln oder von
Maschinen an. <Zuruf des Abgeordneten Völlig: Die
waren nicht zu beschaffen!) Ich gebe Ihnen recht, Herr
Völlig, wenn Sie sagen: Sie waren gegen Ende des
Jahres 1922 bis Ende 1923 kaum zu beschaffen. ^Zuruf
des Abgeordueten Bollig: Nein, vorher nicht!) Aber
in den Jahren 1921 und 1922 ist das Angebot an land¬
wirtschaftlichenMaschinen auf dem Inlandmartte hin¬
reichend gewesen. Bezüglich des Düngers liegen die
Dinge nur in etwa anders. Aber Sie erinnern sich auch
daran, daß damals von den Linksparteien im Reich
gefordert worden ist, daß von feiten des Reichs gegen¬
über der Düngemittelindustrie Schritte eingeleitet
würden, um sie zu einer intensiveren Erzeugung zu
veranlassen, weil die Betriebe für die Erzeugung von
Düngemitteln damals nicht ausgenutzt waren. Es sind
diesbezüglich mehrmals Vorschläge gemacht worden.
Soweit ich mich erinnere, sind damals auch von Zen¬
trumsseite Forderungen im Reichstage gestellt worden;
es war, glaube ich, die Zeit, als die Simons-Negierung
den Uebergang hatte. Diese Forderungen gingen be¬
sonders von den christlichenGewerkschafteninnerhalb
des Zentrums deshalb aus, weil ein ganzer Teil der
Düngemittelindustrie in Deutschland lahmgelegt war
und große Aussperrungen von Arbeitern stattgefunden
hatten, und die Betriebe überhaupt nur zu einem
Drittel bis zu einem Viertel im Verhältnis zur Vor¬
kriegszeit produzierten. Damals wurde von der Re¬
gierung verlangt, auf eine intensivere Produktion der
Düngemittelindustrie zu sehen. Aber dem wurde nicht
Rechnung getragen, und heute berufen sich dieselben
Vertreter der Parteien, die damals mit Schuld daran
waren, darauf, daß man da nicht die notwendige
Abänderung vorgenommen hat.

Nun sagen Sie, meine Herren von der Landwirt¬
schaft: Wenn wir Schutzzöllefür die Produtte — wir
wollen ruhig sagen — der Großerzeuger: Getreide
und Kartoffeln haben, dann wird dadurch ein Anreiz
zu weiterer intensiverer Gestaltung des Betriebes
erzielt. Es wird mehr erzeugt und folglich erreicht
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werden, daß wir eines Tages den gesamten Bedarf
an Getreide und Kartoffeln aus der eigenen Pro¬
duktion decken können und das Ausland und sein Markt
nicht mehr in Anspruch genommen zu werden brauchen.
Weiter wird daran die Folgerung geknüpft, daß man
sagt: Gegenwärtig bedeuten zwar die Zölle eine Ver¬
teuerung der Lebenshaltung des Konsumenten; erst
nach einiger Zeit kommt auch die „segensreiche"Aus¬
wirkung für die Konsumenten. Wenn heute dem Pro¬
duzenten Schuhzölle gegeben werden, dann ist später
die Produktion im Inlande so reichlich, daß von selbst
durch das stärkere Angebot auf dem Markte sich die
Preise für die Gctreidearten und die Kartoffeln senken
werden. Wenn man aus dieser Ihrer Darstellung die
Folgerung zieht, dann müßte man sagen: Sie sind an
der Schutzzollpolitikfür landwirtschaftlicheErzeugnisse
aus dem Grunde interessiert, daß eine intensivere
Bodenbewirtschaftung stattfindet, daß die deutsche Pro¬
duktion gehoben wird. An sich ein ideales Ziel, dem
tatsächlich jeder Kommunist ohne weiteres zustimmen
tonnte, was wir auch gerne unseren Arbeitern klar¬
machenwollten. Aber so uneigennützig sind Sie, meine
Herren von der Großagrarierseite doch nicht. Sie
wollen doch keinem Menschen in Deutschland weis
machen, daß Ihr Ziel darauf geht, Zölle zu dem Zwecke
zu schaffen,daß Sie nach einigen Jahren, wenn die
Produktion reichlicher geworden ist, Ihre eigenen
Preise herunterdrücken können.Daran glaubt niemand.
In den vergangeneu Jahren, als überall die Klagen
der Konsumenten kamen, daß ihnen das Geld in der
Hand zerfloß, hat die Landwirtschaft damit gezögert,
ihre Produkte auf deu Markt zu bringen, weil sie ein
gleitendes Geld nicht haben wollte. In den Zeiten
haben wir doch von prominenter Seite, von Führern
der Landwirtschaft gehört: Wir bebauen einfach den
Boden nicht mehr und wir verlangen, daß jede Zwangs¬
bewirtschaftung aufgehoben wird. Ich erinnere an
die Rundschreiben des Neichslandbundes, die an die
einzelnen Verbände ergangen sind, als die Regierung
vorhatte, eine besondere Besteuerung vorzunehmen oder
mit Zwangsmaßnahmen in die Produktion einzugrei¬
fen. Sobald solche Fragen im Parlament auch nur
debattiert wurden, drohten Sie, mit der Produktion
'in der Landwirtschaft auszusehen. Sie forderten sogar
auf, wenn die Arbeiter zu Streiks übergehen wollten,
welche politischenCharakter hatten, die deutschen Städte
nicht mehr zu beliefern. Es ist eine erwieseneTatsache,
haß jenseits der Elbe nach dem Kriege ein großer Teil

. t»es Landes nicht bebaut worden ist, und zwar mit
lbsicht nicht bebaut. Die Großagrarier haben gesagt:
üarum sollen wir denn jetzt mehr produzieren? Die

Gewinnrate an den landwirtschaftlichenProdukten ist
nicht so groß, als wenn wir den Boden nicht bebauen,
nicht düngen, leine technischen Betriebsmittel dafür an¬
schaffen und den ehemaligen Ackerboden zu Weideland
werden lassen und auf das Weideland unser Vieh

treiben. Die Viehunterhaltung beansprucht nicht so
viel Produktionskosten wie das Bebauen des Bodens.
Das in der Viehwirtschaft angelegte Kapital ist viel
rentabler, es bringt uns einen größeren Prosit, als
wenn wir unseren Boden mit Getreide und Kartoffeln
bebauen. Das ist huudertmal von landwirtschaftlicher
Seite gesagt worden. Diese Politik, daß ein Teil der
Großproduzenten ehemaligen urbaren Boden wieder
zu Weideland hat werden lassen, ist mit schuld daran,
daß wir heute mit einer Unterproduktion an landwirt¬
schaftlichenErzeugnissen gegenüber der Vorkriegszeit
in Deutschland zu rechnenhaben. (Zuruf rechts: Wo¬
her kommt das denn?) Sie fragen: Woher kommt das
denn? Ich habe eben schon gesagt: Die Großcrzeuger
in der Landwirtschaft sagten sich: Es ist für uns ren¬
tabler, auf Weideland Vieh zu treiben, als bei den
hohen Produktionskosten den Boden zu bebauen, denn
dann haben wir nur einen geringen, oder, wie Sie
auch manchmal sagten, gar keinen Gewinn.

Hier ist heute vou Herrn von Stedman von der
Arbeitsgemeinschaftund Herrn Völlig gesagt worden:
Wie soll die Landwirtschaft, wenn ihr nicht geholfen
wird, ein Interesse daran haben, zu produzieren?
Meine Herren! Ich erinnere Sie daran, daß wir nicht
hier oder im Reichstag bei der kommendenZollvorlage
die erste landwirtschaftliche Debatte führen, sundern,
seitdem wir ein DeutschesReich und ein Reichsparla¬
ment haben, seitdem die Industrialisierung begann und
mit dem Ausbau der technischen Verkehrsmittel größere
Mengen Auslandsgetreide aus Amerika auf den deut¬
schen Markt geworfen wurden, erlebten wir Jahr für
Jahr in den Reichs- und Staatsparlamenten Debatten
über die Frage des Zollschutzes für die Laudwirtschnft.
Wenn Sie einmal in die Protokolle jener Zeit die Nase
stecke» und das nachlesenwollen, was die prominenten
Führer der Landwirtschaft in Reich und Staat da stets
erzählt haben, so werden Sie finden, daß Sie immer
behauptet haben: Wir arbeiten unter dem Preise, den
wir unbedingt fordern müßten; die Landwirtschaft setzt
an der Getrcideproduktion nur zu. Das ist in diesen
Jahren immer behauptet worden. Die Landwirtschaft
hat andauernd zugesetzt; aber merkwürdigerweise
existiert sie heute noch, und es geht ihr im allgemeinen
in Deutschland recht gut. (Lachen links, Widerspruch
rechts.) Es ist noch kein Landwirt in Deutschland ver¬
hungert, wohl aber sind Arbeiter zu Tausenden ver¬
hungert, und es sind Millionen aus dem Arbeiter- und
Mittelstände uuterernährt, weil ihnen nicht mehr die
notwendigen Lebensmittel zur Verfügung standen. (Ab¬
geordnete Frau Plum: Sehr richtig!) Es sind Zehn¬
tausende von Selbstmorden vorgekommen bei Existen¬
zen, die vor dem Kriege durch jahrzehntelange Arbeit
sich ein kleines Kapital erspart hatten, die selbständig
dastanden. Wieviel Leute sind aus der Bahn heraus¬
geschleudertund in ihrer Existenz vernichtet worden!
Weil sie nicht mehr die geringste Lebensmöglichkeit
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sahen, nahmen sie sich das Leben, oder sie sind ganz
unter den Schlitten gekommen und unter das Lumpen-
Proletariat heruntergcsunken. Man lann von einer
akuten Not in der Landwirtschaft, im allgemeinen be¬
trachtet, nicht sprechen. Ich gebe Wohl zu, daß heute
mancher kleine Landwirt arg zu kraxeln hat, wenn er
sich jetzt Düngemittel, Produktionswerkzeug usw. be¬
schaffenmuß, wenn er die heute abgenutzten Mate¬
rialien ersetzen und größere Summen flüssig machen
muß, um sich diese Mittel zu beschaffen. Aber so akut
liegt die Frage bei den landwirtschaftlichen Groß¬
betrieben noch lange nicht. Aus dem Grunde können
wir nicht anerkennen, daß für sie eine akute Not vor¬
liegt. Ich brauche die Zahlen, die Herr Abgeordneter
Haas angeführt hat, nicht zu wiederholen. Sie wissen
es selbst am besten, meine Herren, weil Sie in Ihren
Parteien doch immerhin auch Leute haben, die Vertreter
von Arbeitnehmerorgllnislltionen sind, sowohl das Zen¬
trum als auch die Arbeitsgemeinschaft. Sie hören auch
die Klagen vom Arbeiter bis zum Beamten hin, und
Sie sind sich darüber klar, daß auch in den Reihen Ihrer
Parteien gegen die Pläne, die die Reichsregierung im
Interesse der Großagrarier vorhat, schon Widerstände
von der Arbeitnehmerseite auftreten. Herr Heuser,
auch Sie im Zentrum bekommen eine einheitliche
Stellungnahme nicht zustande, höchstens nach außen hin,
indem sich Ihre Gewerkschaftsführer ihren obersten
Führern schwarzer Färbung fügen. Aber von wirk¬
licher Einheitlichkeit tonnen Sie nicht sprechen. Sie
tonnen Ihren Zentrumsangestellten und Beamten
nicht die Notwendigkeit dieser Zölle klarmachen; Sie
können wohl etwas Derartiges in der Zeitung schreiben.
Die Massen mnrren dagegen. Sie unternehmen zwar
nichts gegen ihre Parteiführer, die sie über den Löffel
barbieren. Die Führer, die die Massen stch selbst
gewählt haben, werden dazu gebraucht, gegen die eige¬
nen Interessen der Massen zu arbeiten.

Das würde unbedingt die Annahme der Ent¬
schließungbedeuten, die von den Herren Loe usw. vor¬
gebracht worden ist. Nach den Zahlen, die von Herrn
Haas angeführt worden sind und die auch mit den
Berechnungen der Gewerkschaften übereinstimmen,
würde die Annahme der Zollschuhvorlagefür Getreide
eine Kürzung des Lohnes von 4 bis 10 Prozent für
die Nrbeitnehmerschaftbedeuten. lZuruf des Abgeord¬
neten Heuser: Eine Kürzung des Lohnes?) Eine Kür¬
zung des Lohnes sage ich, Herr Heuser. Es ist ganz
gleichgültig,ob man einem Arbeiter, der heute 40 Mark
verdient, durch den Unternehmer den Lohn um
1 Mark kürzt oder ob man durch eine zehnprozentige
Verteuerung der Lebensmittel dasselbe Ziel erreicht.
Er hat nur 40 Mark und er kann damit nicht mehr
soviel kaufen wie vor der Verteuerung. Für die
Arbeiterschaft bedeutet - auf eine einfache allgemein¬
verständlicheFormel gebracht — jede Zollvorlage im
Interesse der großen Landwirte eine Verkürzung ihres

Ginkommens. So steht der Arbeiter dieser Frage
gegenüber. Von diesem Einkommen, das selbst noch
unter dem von kapitalistischorientierten Statistikern
ermittelten Ezistenzminimum steht, das notwendig ist,
um das Leben fristen zu können, sollen seht noch weitere
Abstriche gemacht werden. Geben wir selbst einmal
theoretischzu, was die Herren Völlig und Varon Loe
gesagt haben, daß nach einer gewissen Zeit die Senkung
tummen würde. Aber wie groß ist denn diese gewisse
Zeit? Das können Jahre sein, und in diesen Jahren
bedeutet das wieder eine ganz unerträgliche Last für
die Arbeiterschaft. Wir sind überzeugt, auch wenn nach
Jahren tatsächlichdie eigene Produktion den gesamten
Innenbedarf decken würde, dann werden die Herren
von der Großagraricrseite wieder Maßnahmen von der
Regierung verlangen, um sie vor einem Senken der
Lebensmittelpreise auf dem Innenmartt zu schützen.
Oder glauben Sie, wir muteten Ihnen zu, Sie wären
so ideal, daß Sie da keine Maßnahmen gegen eine
Senkung treffen würden?

Ich will Ihnen ein einfaches Beispiel sagen, Herr
Heuser. Der Reichstag hat jetzt den spanischenHan¬
delsvertrag angenommen. Sie werden sehen, bei den
Großhändlern und Kleinhändlern, die den spanischen
Wein umsetzen, wird sofort das Bestreben einsetzen, den
Preis für den Wein im Konsum so hoch zu halte», wie
es nur eben möglich ist, damit, wenn die volle Aus¬
wirkung des spanischen Handelsvertrages im Herbst
kommt, sie nicht an den Weinvorräten und den Ab¬
schlüssen, die bereits im Auslande getätigt sind, Ver¬
luste erleiden. Wir sind überzeugt, daß genau so auch
die Großproduzenten der Landwirtschaft rechtzeitig
wieder Gegenmaßnahmen von der kapitalistisch-bür¬
gerlich eingestellten Regierung fordern würden, um
einer Senkung des Getreidepreifes im Inlande vor¬
zubeugen.

Nun sagen Sie zum Teil mit Recht: Der Landwirt
hat nicht eine Steigerung des Preises seiner Produtte
in dem Verhältnis durchgemacht,wie der Kaufpreis im
Kleinhandel ist. Das stimmt zum Teil. Es gibt eine
Neihe von Produkten, wo der Landwirt mindestens
50 Prozent mehr gegenüber dem Vortriegspreis erhält.
Es gibt aber auch Produkte — darunter fällt auch ein
Teil des Getreides, vornehmlich das Brotgetreide, wo
der Landwirt nicht den Preis erhält, den er, geinessen
an der allgemeinen Teuerung der Lebensbedingungen,
gegenüber der Vorkriegszeit erhalten müßte. Sie haben
gesagt: Daran ist der Zwischenhandelschuld. Es würde
zu weit sichren, da Zahlen vorzubringen. Aber, meine
Herren, wenn Sie heute durch unsere Städte und
Dörfer gehen und einmal vergleichen,was in der Vor¬
kriegszeit an Geschäftenvorhanden war und was heute >
vorhanden ist, dann können Sie feststellen, daß in
Deutschland heute mindestens doppelt so viel Klein¬
handelsgeschäfteund mindestens dreimal soviel Lebens¬
mittel-Großhandelsgeschäfte vorhanden sind wie in der
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Vorkriegszeit. In kleinen Straßen, wo früher nur ein
Händler saß — wenigstens bei uns in Köln ist es so —,
sitzen heute vier oder fünf Händler. Wir sind uns
alle darin einig, daß die gesamte Kaufkraft der Konsu¬
menten abgenommen hat. Aber die Gesamtzahl der
Händler, die am Lebensmittelhandel verdienen, hat sich
verdoppelt, an manchen Orten verdreifacht. (Abgeord¬
neter Dr. Hartmann: Sehr richtig!) Die Leute in den
Geschäftensind vielleicht nur den zehnten Teil ihrer
Arbeitszeit mit der Warenvermittlung an den Käufer
beschäftigt; Mährend des größten Teils ihrer Zeit sitzen
sie in ihren Privatwohnungen und lauern auf Käufer.
(Abgeordneter Dr. Hartmann: Sehr richtig!) Wir er¬
leben heute schon bei einer Reihe von Kleinhändlern
eine Krise. Eine ganze Anzahl kann schon ganz nie¬
drige Beträge, die sie dem Großhändler schuldem, nicht
mehr zahlen. Wir erleben Pfändungsbefehle der Ge¬
richte auf die Hausmiete, weil die neuen Geschäfts¬
gründungen nicht mehr das Vertrauen der alten Kund¬
schaft haben. Aber die Detaillisten schützen sich wieder
gegen einen Abbau durch die Detaillisten- und Groß¬
händlerverbände, und, wenn man nachprüft, sind es
immer Ihre Parteien, meine Herren, die im Reichstag
und im Landtag diesen Zustand aufrechterhalten und
die nicht abbauen wollen. Wie oft ist schon von der
linken Seite ein Abbau des Zwischenhandels verlangt
worden? Aber wo geschehen denn Taten? Wir haben
noch nichts gesehen von derartigen Dingen. Es sind
wieder dieselben Parteien, aus deren Reihen die Klage
kommt: Der Zwischenhandelverdient zu viel und wir
bekommen nicht das, was wir haben müssen,um unsere
Wirtschaft aufrechtzuerhalten.

Man könnte tagelang über diese Dinge reden, und
was käme dabei heraus? (Zuruf des Abgeordneten
von Stedman: Nichts!) Positiv nichts, praktischvon
der Reichsregierung auch nichts. Aber der bestehende
Zustand wird aufrechterhalten, und wir stellen fest:
Dieser Zustand ist zuungunsten der Arbeiterklasse.Aus
dem Grunde werden Sie es uns nicht verdenken können,
wenn wir uns mit allen Mitteln seder direkten oder
indirekten weiteren Verschlechterung der Verhältnisse
der arbeitenden Klassen widersetzen. Wir haben dabei
nicht, wie die Sozialdemokratie, die Hoffnung, auf dem
parlamentarischen Wege etwas zu erreichen.Sie müssen
sich doch uur einmal den parlamentarischen Kampf der
vergangenen Jahre überlegen. Nichts ist erreicht
worden, nur eine Verschlechterung der Lebens¬
bedingungen der Massen. Die Herren, die auf der
einen Seite Ihnen (zur Sozialdemotratie) mit Ihren
Forderungen in der Theorie Recht geben, tun in der
Praxis das Gegenteil von dem, was sie in der Theorie
als richtig anerkannt haben. Eine Betrachtung der
gesamten Verhältnisse führt uus nur zu dem Schluß,
den wir Kommunisten auf Grund unserer marxisti¬
schen Auffassung ziehen müssen: Die Gebrechen dieser
kapitalistischen Gesellschaft und ihres Produktions¬

systems sind so groß, daß sie nicht auf irgendeine ge¬
rechte Weise ausgeglichenwerden können, denn sie sind
im System selbst begründet. Wir sagen deshalb auch
Ihnen heute, und wir können der Arbeiterklassein den
Gewerkschaftenund draußen in der Politik nur das
eine sagen: Nur durch ein geschlossenes Zusammen¬
stehen sowohl nach der parlamentarischen wie der
außerparlamentarischen Seite und durch Massen¬
aktionen draußen können wir heute vorübergehend eine
Verschlechterungder Lebensbedingungcn der arbeiten¬
den Klasse verhindern. Es ist deshalb klar, daß wir
im Parlament trotz aller schönen Reden der Vertreter
dieses Interessenzweiges, der Herren Agrarier, nicht
unsere Zustimmung zu irgendwelchenProjekten geben
können, die unbedingt allein auf die Schultern der
arbeitenden Klasse in unserem Volke abgewälzt werden,
die sowieso schon in hohem Maße an den Lasten der
Vergangenheit beteiligt ist und die setzt durch die direk¬
ten und indirekten Steuern von feiten der herrschenden
und regierenden Klasse in Deutschland mit allen Lasten
belastet worden ist. Wir sagen deshalb sowohl parla¬
mentarisch wie außerparlamentarisch diesen Absichten
und Plänen der Agrarier den schärfsten Kampf an. Wir
werden tun, was in unseren Kräften steht, um die
Massen gegen diese weiteren Ausplünderungspläne
mobil zu machen.

Herr von Stedman sagt in seinem Aufruf so schön:
Nur deutsche Produkte, eßt deutsches Obst, trinkt deut¬
schen Wein! Herr von Stedman, wie kommt es denn,
daß heute die Landwirtschaft das Doppelte und Drei¬
fache für das Obst bekommt wie in der Vorkriegszeit?
Da kann man nicht sagen: Nur der Zwischenhandelist
daran schuld. Heute bekommen die Bauern im Vor¬
gebirge, die dort Erdbeeren usw. ziehen, in manchen
Fällen rund das Doppelte bis Dreifache für die Erd¬
beeren wie in der Vorkriegszeit. (Zuruf des Abgeord¬
neten Heuser: Sie sprechen von Erdbeeren, aber nicht
von Obst!) Meinen Sie denn, es würde in diesem Jahre
beim Obst besser werden wie im vergangenen Jahre?
(Zuruf des Abgeordneten Heuser: Da hat man das
Obst verfüttert, weil es nicht verkäuflichwar!) Was
hat man denn in den vergangenen Jahren für das
Obst auf dem Markt gefordert, Herr Heuser? Da
waren die Obstpreise tatsächlich unerschwinglich; das
Obst war unverkäuflich, weil die große Masse es sich
nicht leisten konnte. (Abgeordneter von Stedman:
Nein!) Herr von Stedman, man hat damals 40 Pfennig
pro Pfund für Obst zum Einkellern gefordert. Der
Arbeiter kann das Obst nicht zentnerweise einkellern.
Wenn er sich welches einkellert, so sind es im besten
Falle 50 Pfund. (Zuruf des Abgeordneten von Sted¬
man: Für 2 Pfennig das Pfund habe ich es verkauft!)
Sie sagen, Sie hätten damals das Obst für 2 Pfennig
verkauft. Wir sind aber damals in der Nähe der
Großstädte in die landwirtschaftlichenDistrikte hinein¬
gegangen, da haben wir kein Obst unter 40 Pfennig
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bekommen, das zum Lagern geeignet war und den
Winter überdauern konnte. Wir glauben auch nicht,
daß in diesem Jahre der Obstpreis so sein wird, daß
die Massen sich etwas kaufen können. Wenn der ein¬
zelne aus der Arbeiterklassees sich auch nicht zentner¬
weise einlegen kann, so müssen Sie doch einmal die
große Masse berücksichtigen. Wenn sich da jeder nur
einen halben Zentner einlegt oder verbraucht, so be¬
deutet das einen großen Umsatz an Obst für die Land¬
wirtschaft. Den heutigen Preis kann ein Arbeiter ein¬
fach nicht zahlen. Wir sehen heute in Köln auf dem
Markt, wie die Erdbeeren korbweise eingekauft werden,
und zwar meist von Damen, hinter denen das Dienst¬
mädchen steht, das den Korb auf den Arm oder die
Schulter nimmt. Aber die Arbeiterfrau muß mit ihren
Kindern an den Erdbeeren vorbeilaufen; sie tann es
sich nicht leisten; sie muß ihrem Kinde sagen: Für 80,
90 Pfennig oder l Mark kann ich dir lein Obst laufen.
Um den Betrag aufzubringen, muß der Vater fast zwei
Stunden arbeiten. Stellen Sie einmal den Wert eines
Pfundes Erdbeeren einer Arbeitsleistung von zwei
Stunden gegenüber, solche Dinge kann man nur fest¬
stellen; wir wissen, sie werden nicht geändert, weil die
Regierung und ihre politischen Funktionäre lein
Interesse daran haben, diesen Zustand aufzuheben, weil
er zur direkten und indirekten Ausbeutung der arbei¬
tenden Klasse gehört. Deshalb sind die schönenAuf¬
rufe, die Herr von Stcdman macht, nicht an die breite
Masse der Arbeiterklassegerichtet,sondern an die Klasse
der Besitzenden in Deutschland. Sie sind vielleichtauch
an gewisse Schichten des Mittelstandes gerichtet, den
man durch die sogenannte Aufwertung wieder zu sanie¬
ren versucht. Soweit er dem Handel angehört, sucht
man ihn zu sanieren, indem man diesen skandalösen
Zwischenhandelnoch weiter duldet, ja, sogar noch neue
Konzessionen für Kleinhandelsgeschäfte erteilt. Das
gehört auch zu dem Gesamtkapitel des Wiederaufbaues
des deutschenMittelstandes, daß man den Handels¬
reisen solche Preise bewilligt, daß da nicht eingeschritten
wird. Man sieht, auch die Sanierung dieses Teiles
des Mittelstandes soll auf Kosten der Arbeiterklassege¬
schehen. Diesen Plänen im Handel, in der Industrie
und in der Landwirtschaft wird von unserer Seite
der entschiedenste Widerstand entgegengesetzt. Wir
wissen,hier im Parlament geschieht nichts. Es Wird
unsere Aufgabe sein, die Massen draußen zu mobilisie¬
ren damit sie sehen, was heute in Deutschland gespielt
wird. Nicht nur die Deckung für den Dawespakt,
'°"°"" °uch die Kosten des Wiederaufbaues der kapita¬
listischenGesellschaft versuchenSie mit allen Mitteln
aus den Knochendes ausgepowerten deutschenVolkes,
soweit es der Arbeiterschaft angehört, herauszichressen.

Vorsitzender Dr. Iarres : Das Wort zur Ge¬
schäftsordnung hat Herr Abgeordneter Hüllen

Abgeordneter Holten: Meine Damen und
Herren! Sie werden mit mir der Auffassung sein, daß

wir dieses Problem heute nicht mehr lösen. Nachdem
nun alle Parteien zu Worte gekommensind, glaube ich,
daß wir in Anbetracht der Tagesordnungspunkte, die
wir noch zu erledigen haben, am besten Schluß machen.
Ich beantrage Schluß der Debatte.

VorsitzenderDr. Iarres: Dieser Antrag bedarf
nach ß 32 der Geschäftsordnung der Unterstützung von
zehn anwesenden Mitgliedern. Die Unterstützung ist
ausreichend. Zum Wort gemeldet sind noch die Herren
Abgeordneten von Loe, Dr. Geilenkirchenund Gberle.

Ich bitte diejenigen, die für Schluß der Erörterung
sind, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit. Die Er¬
örterung ist geschlossen.

Zu einer persönlichen Bemerkung Herr Abgeord¬
neter von Loe.

Abgeordneter Freiherr von Loe: Meine Damen
und Herren! Ich bin nicht mehr zum Wort gekommen.
Es hätte mir ferngelegen, auf die Ausführungen des
Herrn Knab überhaupt zu antworten. Aber ich stelle
fest, daß es mir durch deu Schluß der Erörterung nicht
mehr möglich ist, einige sachliche Irrtümer des Herrn
Haas hier richtigzustellen. Er ist in wesentlichen
Punkten nicht mit der Wirklichkeitgegangen. Ich hätte
diese Punkte gerne noch richtiggestellt. (Zuruf des Ab¬
geordneten Haas: Das können Sie bei mir persönlich
machen!)

Dann möchte ich noch zur Geschäftsordnung ums
Wort bitten.

VorsitzenderDr. Iarres: Zur Geschäftsordnung
Herr Abgeordneter von Loe.

Abgeordneter Freiherr von Loe: Meine Damen
und Herren! Wir haben uns vorhin über die Möglich¬
keit unterhalten, ob über den vorliegenden Antrag ab¬
gestimmt werden könnte. Der damalige Vorsitzende
war der Ansicht, er habe erklärt, nach der Geschäfts¬
ordnung ginge das nicht und das Haus habe ihm still¬
schweigendzugestimmt. Wir haben nachher durch die
Ausführungen des Herrn Esser gehört, daß die Ge¬
schäftsordnung sachlich anders lautet. Ich will weiter
nicht erörtern, wer nach der Geschätfsordnung recht
oder unrecht hat. Jedenfalls kann das Haus, wenn es
durch einen Irrtum im Augenblick nicht im Bilde war,
sich nicht dauernd dahin festgelegt haben, über etwas
überhaupt nicht mehr abstimmen zu wollen. Inzwischen
ist eine stundenlange Debatte gewesen. Es ist daher
eine neue Situation entstanden. Ich möchte deshalb
beantragen, daß das Haus erneut befragt wird, ob es
geneigt ist, über den Antrag abzustimmen.

VorsitzenderDr. Iarres: Zur Geschäftsordnung
Herr Eberle.

Abgeordneter Eberle : Meine Damen und
Herren! Ich muß mich zunächst dagegen verwahren,
daß mir, wenn auch etwas verblümt, die Unterstellung
gemacht wird, ich hätte das Hans irregeführt. Ich habe
ausdrücklichund klar dem Hause dargelegt, wie meine
Auffassung von der Geschäftsordnung ist. Ich habe
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auch die näheren Begleitumstände mitgeteilt, die die
Veranlassung gewesen sind, daß ich zu dieser Auffassung
gekommen war. Ich habe dann ausdrücklichfestgestellt:
„Da Widerspruch gegen meine Darlegungen aus dem
Hause nicht erhoben worden ist, darf ich annehmen, daß
das Haus meinen Darlegungen beitritt." (Zurufe:
Nichtig!) Ich meine, loyaler kann von niemandem
verfahren werden. Ich muß deshalb doch ganz ent¬
schieden gegen die Darlegung des Herrn Freiherrn
von Loe Einspruch erheben.

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Darf ich auch einmal etwas zur Klarstellung
mitteilen?

Der Herr stellvertretende Vorsitzendehat auch voll¬
kommen in meinem Sinne gehandelt, wenn er diesen
Antrag nicht zur Abstimmung brachte. Ich habe ihm
beim Abtreten vom Präsidium von dieser meiner Auf¬
fassung Mitteilung gemacht, weil ich zwischenzeitlich
auch von den Parteion hörte, daß sie auf eine Ab¬
stimmung über diese Entschließung keinen Wert legten.
DieselbeAuffassung war heute morgen im Provinzial¬
ausschuß vertreten worden. Es schien mir eine
cnmmun!!,« opllnin zu sein, daß diese Entschließung Wohl
mitgeteilt, aber nicht darüber abgestimmt werden solle.

Nun muß ich zugeben,daß diese Auffassung über die
geschäftlicheBehandlung mit der Geschäftsordnung
nicht durchaus im Ginklang steht. Nach 8 12 Absatz 2
der Geschäftsordnung können Abänderungsanträge
und Anträge auf Annahme einer Entschließung im
Anschluß an die Verhandlung über einen bestimmten
Gegenstand bis zum Schluß der Verhandlung über die
Besprechung des Gegenstandes gestellt werden, auf den
sie sich beziehen; sie müssen schriftlich eingereichtwerden.
Diese Voraussetzungen waren erfüllt. An sich würde
also nach der Geschäftsordnung wohl über die Ent¬
schließung abzustimmen sein. Die Sache ist aber von
mir so eingeleitet wurden, weil ich den Gindruck hatte
und auch nach der Besprechung uuter den maßgeben¬
den Herren den Eindruck haben mußte, daß auf eine
Abstimmung über die Entschließung kein Wert gelegt
werde.

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Abge¬
ordneter Knab.

Abgeordneter Knab: Meine Herren! Auch wir
müssen Ginspruch dagegen erheben, daß die Ent¬
schließung zur Abstimmung gestellt wird.

Ich kann mich den Ausführungen des Herrn Vor¬
sitzendenbezüglich der Rechtslage nach ß 12, Absah 2,
nicht anschließen. Ich glaube, diese Formulierung hier
kann auf die Entschließung des Herrn Barons von Loe
keine Anwendung finden, denn es heißt ausdrücklich:
„Anträge auf Annahme einer Entschließung im An¬
schluß an die Verhandlung über einen bestimmten
Gegenstand"; aber dieser bestimmte Gegenstand — das
geht aus der ganzen Geschäftsordnung hervor, muß

doch auf der Tagesordnung stehen. (Abgeordneter
Haas: Sehr richtig!) Auf unserer Tagesordnung steht
nur die Beratung der landwirtschaftlichenAngelegen¬
heiten, soweit sie zur Zuständigkeit der Provinzial-
verwaltung und des Provinziallandtages gehören.
Eine Entschließung kann natürlich in diesem Hause
auch über Gegenstände angenommen werden, über die
wir an sich nicht beschließen können, die einer höheren
Instanz in Reich und Staat übermittelt werden. Aber
dann müssen die Herren Baron von Lue und Genossen
denselben Weg einschlagen,den auch wir bei unserer
Entschließung eingeschlagenhaben. Wir haben, bevor
die Etatsberatungen im Plenum begannen, unsere
Entschließung zur Beamtenbesoldung an die Reichs¬
regierung dem Präsidium eingereicht. Wir haben
ebenso eine Entschließung zum Artikel 7 des Londoner
Abkommensfür die PolitischenGefangenen des besetzten
Gebietes vorher abgegeben.

Ich bin der Auffassung, hier liegt der Fall ähnlich
wie bei unserer Entschließung zum Londoner Ab¬
kommen und zu dem Nutrage über die Besoldungs¬
ordnung der Beamten. Wir hätten von den Parteien
diese Entschließung frühzeitig zur Kenntnis nehmen
müssen, genau so, wie es mit unserer Entschließung
geschehen ist. Die Fraktionen mußten den Wortlaut
vorliegen haben, und auch dem Provinzialausschuß
mußte er vorliegen. Dem Provinzialausschuß hat
heute morgen nicht der Wortlaut der Entschließung
des Herrn Baron von Loe vorgelegen, sondern es ist
uns lediglich mitgeteilt worden, daß eine solche Ent¬
schließungeingereicht worden sei, wozu auch die Fach¬
ausschüsse noch keine Stellung genommen hätten. Ebenso
muß nach dem ß 11, Absatz 2, der Geschäftsordnung der
Provinzialausschuß die Möglichkeithaben, zu der Ent¬
schließung Stellung zu nehmen. Dazu muß sie zum
mindesten im Wortlaut vorliegen.

Aus diesen beiden Gründen, weil es keine Ent¬
schließung zu einem vorliegenden Tagesordnungs¬
punkte ist und weil der Provinzialausschuß zu dem
Wortlaut noch nicht Stellung nehmen konnte, müssen
wir gegen eine Abstimmung über die Entschließung
Einspruch erheben.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zur Ge¬
schäftsordnung hat Herr Abgeordneter Gsser-Eus-
kirchen.

Abgeordneter G s s e r - Euskirchen: Meine Damen
und Herren! Die Angelegenheit ist durch die Ausfüh¬
rungen des Herrn Präsidenten selbst geklärt. Die Auf¬
fassung, die der Herr Präsident hier ausgesprochenhat,
daß diese Entschließung unbedingt zur Abstimmung
kommen mußte, ist von mir vorhin bereits vertreten
worden. Sie ist nicht auf geschäftsordnungsmäßigem
Wege abgemurkstworden, sondern durch eine vorherige
Vereinbarung, wonach auf die Abstimmung kein Wert
gclegl wird. 8 12 der Geschäftsordnung, der diese
Fragen regelt, und ß 13 treffen hier unbedingt zu.
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Wenn nun gesagt wird, es handele sich hier nicht
um einen bestimmten Gegenstand, so handelt es sich
um den Etat der landwirtschaftlichenVerwaltung. Ich
glaube, daß alle Kollegen, die einmal im Parlament
tntig gewesen sind, wissen, daß man mit dem Etat alles
verbinden kann, daß da von einem bestimmten Gegen¬
stände gar keine Rede sein kann. Die Entschließung
gehörte zu diesem Punkte. Sie konnte bei diesem Punkte
eingebracht werden, ohne dem Provinzialausschuß vor¬
gelegt zu werden. Nach der Geschäftsordnung hätte
die Angelegenheit so erledigt werden müssen. Nachdem
aber die Dinge so gelaufen sind, wie der Herr Präsi¬
dent es mitgeteilt hat, ist der Streit ein vollständig
müßiger. Für die Zukunft wird es aber doch not¬
wendig sein, festzustellen, daß die Geschäftsordnung die
Abstimmung über die Entschließung nicht nur zu¬
gelassen hätte, sondern daß sie tatsächlich nach den
88 12 und 13 vorgenommen werden mußte.

VorsitzenderDr. Iarres: Darf ich dann anneh¬
men, daß die Herren, die noch ein Interesse an der
Abstimmung bekundethaben, jetzt diesen Antrag zurück¬
ziehen?

Abgeordneter Freiherr von Loe: Ich ziehe den
Antrag zurück.

VorsitzenderDr. Iarres: Zur Geschäftsordnung
Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Herr Kollege Esser hat schon
bei seinen ersten Ausführungen vor einer Stunde in
der Hauptsache darlegen wollen, daß der Herr stell¬
vertretende Vorsitzendeentgegen der Geschäftsordnung
gehaudelt hätte. Ich bin der Auffassung, das Haus
ist souverän; wenn es der Ansichtdes Vorsitzendensich
anschließt, ist das maßgebend.

Gs ist auch durchaus nicht richtig, daß man zum
Etat alles bringen darf. Es heißt auf der Tages¬
ordnung : „Antrag des 5. Fachausschusses zu dem Haus¬
haltsplan der landwirtschaftlichenAngelegenheiten für
das Rechnungsjahr 1925." Aber die Frage, die wir
heute morgen erörtert haben, hat doch eigentlich mit
unserem Haushaltsplan — den dürfen Sie daraufhin
durchsehen— nichts zu tun, sondern sie hat mit der
Landwirtschaft zu tun, die ganz außerhalb unseres
Haushaltsplans steht.

Aber noch eins, Herr Kollege Esser. In § 11,
Absatz 2, der Geschäftsordnung heißt es ausdrücklich:

„Alle Vorlagen, Eingaben und Uranträge, welche
dem Provinzialausschuß nicht vorgelegen haben, sind
alsbald dem Vorsitzenden des Provinzialausschusses
und dem Landeshauptmann mitzuteilen, damit der
Provinzialausschuß die Möglichkeit hat, dazu
Stellung zu nehmen."
(Zuruf aus der Mitte: Wer sagt denn, daß das

nicht geschehen wäre?) Visher haben wir doch im Pro¬
vinzialausschuß nichts von den Dingen gehört; ich muß
es wissen, ich bin Mitglied des Provinzialausschusses.

(Zuruf: Die Entschließung ist doch eben eingebracht
worden!) Die Entschließung kann eingebracht sein,
wann sie will. Sie muß dem Provinzialausschuß vor¬
gelegen haben, ehe abgestimmt werden kann. Ich ver¬
weise nochmals auf den Wortlaut des 8 11, Absah 2.
(Zuruf des Abgeordneten Esser: Der Herr Präsident
ist anderer Auffassung!) Sie haben sich auch erlaubt,
gegenüber dem Ersten Herrn Vizepräsidenten anderer
Meinung zu sein; also darf ich auch gegenüber dem
Herrn Präsidenten anderer Meinung sein. (Heiterkeit.)
Meine Meinung stützt sich auf die Geschäftsordnung,
genau so, wie Sie glauben, daß sich Ihre Meinung auf
die Geschäftsordnung stützt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Zunächst mutz ich be°
streiten, daß ich geglaubt habe, anderer Meinung sein
zu dürfen wie mein verehrter Herr Vertreter. Herr
Vizepräsident Gberle hat vollkommenkonform mit mir
gehandelt, und ich lege Wert darauf, festzustellen,daß
ich die Ausführungen des Herrn Baron von Loe nicht
als einen Angriff gegen sein« Geschäftsführung auf¬
gefaßt habe.

Was nun die Auslegung des Herrn Abgeordneten
Haas angeht, daß derartige Anträge und Entschließun¬
gen dem Provinzialausschuß mitgeteilt werden müßten,
so bin ich anderer Auffassung. Es heißt im 8 11 aller¬
dings, daß alle Vorlagen, Eingaben und Uranträge an
den Provinzialausschuß abgegeben werden müssen. In
dem 8 12 handelt es sich aber nicht um Vorlagen, Ein¬
gaben und Uranträge, sondern um Abänderungs-
anträge und Anträge auf Annahme einer Ent¬
schließung. Das fasse ich nicht als einen Urantrag auf,
sondern ich bin der Auffassung, daß diese Abiinde-
rungsanträge und die Anträge auf Fassung einer Ent¬
schließunggleichmäßiggehandhabt werden müssen und
deshalb der Vorlage an den Provinzialausschuß nicht
bedürfen. (Sehr richtig! rechts und in der Mitte!)

Aber, meine Damen und Herren, weshalb sollen wir
uns auf diese akademischen Erörterungen einlassen? In
der Sache sind wir darüber einig, daß über die Ent¬
schließungnicht abgestimmt werden soll. Wie die Ge¬
schäftsordnung in Zukunft gehandhabt werden soll,
das wollen wir dem nächsten Landtag überlassen.

Zur persönlichen Bemerkung Herr Abgeordneter
von Loe.

Abgeordneter Freiherr von Loe (spricht vom
Platze): Ich wollte eben noch ergänzend feststellen, daß
es mir durchaus ferngelegen hat, Herrn Eberle bezüg¬
lich seiner Geschäftsführung einen Vorwurf zu machen.
Ich habe mich auch nicht so ausgedrückt. Ich habe nur
festgestellt,daß tatsächlich ein Irrtum vorgelegen hat.
Ich habe ausdrücklich gesagt: Wir wollen den Streit
nicht austragen. Aber insofern haben sich die Verhält¬
nisse geändert, als sich eine neue Situation ergeben
hat, auf Grund deren ich meinen Antrag in dieser
Form jetzt vorbringe. Ich habe den Antrag dann selbst
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zurückgezogen, da doch durch die ganze Diskussiongenau
festgelegt worden ist, welche Parteien für und gegen
die Entschließung sind. Der größte Teil des Hauses
hätte einmütig dafür gestimmt. (Zuruf des Abgeord¬
neten Eberle: Das dürfen Sie nicht sagen!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Erörterung ist
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung über
Punkt 17. Ich bitte diejenigen Damen und Herren,
die dem Antrage des 5. Fachausschussesentsprechen
wollen, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Der
Antrag ist angenommen.

Punkt 18: Antrag des 3. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan der Kriegs¬
beschädigten- und Kriegshin te rbliebe-
nenfürsorgefürdasRechnungsiahr1923.

Der Herr Berichterstatter verzichtet. Das Wort
wird nicht gewünscht. Widerspruch ist nicht erhoben.
Es ist nach dem Antrage des 3. Fachausschussesbe¬
schlossen.

Punkt 19: Antrag des 1. Fachausschusses
zu dem Antrage der KPD., betreffend
Erhöhung der im Haushaltsplan unter
„Verschiedenes", Abschnitt XIII, veran¬
schlagten Summe von 200000 Mark für
Kindergesundheits- und Grholungs-
fürsorge auf 1000000 Mark.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Maus.
Abgeordneter Maus: Der 1. Fachausschuß bean¬

tragt gegen die Stimme des Vertreters der Kommu¬
nistischen Partei Ablehnung des Antrages.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Frau
Abgeordnete Plum.

Abgeordnete Frau Plum: Meine Damen und
Herren! Im Laufe der Tagung ist von dieser Stelle
aus viel von der Not der Aermsten der Armen ge¬
sprochenworden. Von allen Parteien ist immer wieder
darauf hingewiesen worden, daß eine große Erwerbs¬
losigkeit innerhalb Rheinlands und Westfalens besteht.
Wenn nun im Haushaltsplan 1925 nur 200 000 Mark
für die Kindergesundheits- und Erholungsfürsorge
vorgesehen worden sind, so muß man das als eine
direkte Unverschämtheit betrachten. Für die Iahr-
tausendfeier können Millionen ausgeworfen werden;
für die Kinder, die heute einer Gesundheitspflege be¬
dürfen, hat man nur 200 000 Mark übrig. Dabei han¬
delt es sich zum größten Teil um Kriegsopfer, die uns
der Weltkrieg gebracht hat. Man kann diese Sache
überhaupt nicht verstehen. Nicht allein im Industrie¬
gebiet, sondern auch in den Industriestädten müssen
wir doch feststellen,daß die Zahl der unterernährten,
tuberkulösen und kr«nlen Kinder heute eine so große
geworden ist, daß man sagen muß, daß diese Forde¬
rung von 200 000 Mark, wie sie hier gestellt worden
ist, nur ein Tropfen auf den heißen Stein ist.

Wenn Sie heute allgemein der Million zustimmen,
die die KPD. für die Kinderfürsorge verlangt hat,
dann schaffen Sie sich ein besseres Gedächtnis,als wenn
Sie die Gelder für den Iahrtausendrummel auswerfen.
Deshalb möchten wir Sie bitten, den Antrag der KPD.
anzunehmen.

Ich kann Ihnen ferner sagen: Wenn die Kinder aus
unserer Gemeinde zur Erholung fortgeschickt werden
sollen, sind die Eltern vielfach nicht einmal in der Lage,
die Kinder auszurüsten; sie haben nicht einmal das
Fahrgeld, um die Kinder in die Erholungsstätten zu
schicken. Die Provinz müßte endlich einmal etwas
mehr für die Aermsten der Armen tun, als im Haus¬
haltsplan vorgesehen ist.

Meine Herren und Damen! Im Interesse der
Kinder, im Interesse der Gesundheit der Aermsten der
Armen, möchte ich Sie nochmals ersuchen,den Antrag
der KPD. nicht, wie es der Fachausschuß vorschlägt,
abzulehnen, sondern ihm Ihre Zustimmung zu geben.
Sie wollen doch immer ein so gutes Herz für die Kinder
haben. Beweisen Sie es und stimmen Sie dem An¬
trage zu.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Holten.

Abgeordneter Hollen: Meine Damen und
Herren! Der Antrag der kommunistischenFraktion
und auch die Begründung, die die Rednerin der lom-
munistischcn Fraktion ihrem Antrage gegeben hat,
zeigt, wie leichtfertig die kommunistische
Fraktion Anträge stellt. Die kommunistische
Fraktion hat die Vorlage gar nicht durchgelesen.(Sehr
richtig! bei den Sozialdemokraten.) Worum handelt
es sich? Es handelt sich um die Bereitstellung von
200 000 Mark für die Heimversorgung Kinder Nicht-
Versicherter. Für alle Kinder der Versichertensorgt die
Landcsversichcrung. Für die Kriegertinder find im
Haushaltsplan der Provinz 300 000 Mark eingesetzt.
Die 200 000 Mark, die heute verlangt werden, sind, wie
ich schon sagte, für die Kinder NichtVersicherter.Diese
rekrutieren sich zum größten Teil aus den Kreisen des
durch die Inflation heruntergekommenen Mittel¬
standes. Die kommunistische Fraktion macht es sich sehr
leicht; sie fordert einfach 800 000 Mark mehr, als die
Provinz für diesen Zweck haben zu müssen glaubt. Das
mag, von Ihrer Seite aus betrachtet,ganz revolutionär
aussehen. Für uns ist die Forderung, die Sie stellen,
Unsinn. Muten Sie es uns nicht zu, daß wir einen
derartigen Unfinn mitmachen, daß wir Ihnen Gefolg¬
schaft leisten! Wir lassen uns in der Sorge für unsere
kranke Jugend von niemandem, auch nicht von Ihnen,
übertreffen. (Sehr richtig! bei den Sozialdemotraten.)

Eins will ich Ihnen noch sagen: Die Arbeiter»
Wohlfahrt hat auch in der Sorge für die lranlen
Kinder Wesentlichesgeleistet. Erst kürzlich noch hat sie
ein Kindererholungsheim in Urdenbach bei Aenrath

II
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eröffnet. Wenn man da in Ihrer Presse liest, mit
welchem Geifer Sie unser Unternehmen beschimpfen,
dann sollten Sie sich doch hier nicht hinstellen und so
tun, als ob nur Sie Liebe für die kranken Kinder
hätten.

Die 200 00« Mark sind erstmalig für diesen Zweck in
den Haushaltsplan eingesetzt. Warten wir ruhig einmal
ab, was damit im nächsten Jahr geleistetwird! Wenn
sich herausstellt, daß die Mittel für die Heimversorgung
der Kinder NichtVersicherternicht ausreichen, dann
tonnen Sie sicher sein, daß meine Freunde für die
Bereitstellung weiterer Mittel eintreten
werden. Aber Ihren Antrag, der nur auf Bluff be¬
rechnet ist, lehnen wir ab. (Bravo! bei den Sozial-
demokraten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Knab.

Abgeordneter Knab: Ich habe nur dem Herrn
Hollen zu sagen: Wir legen durchaus keinen Wert dar¬
auf, von Ihnen ernst genommen zu werden, weder von
Ihnen, noch von Ihrer Partei! Der Unsinn, den Sie
feit 19l^! und 1918 gemachthaben, geht schon auf keine

/Kuhhaut mehr. (VotsitzenderDr. Iarres: Das gehört
nicht zur Sache!)

Zur Sache selbst habe ich zu sagen, daß es sich hier
nicht um die Kinder des Mittelstandes handelt, sondern
um die Kinder derjenigen Schichten, die früher einmal
dem Mittelstände angehört haben, die aber durch die
ökonomische Entwicklung deklassiertund hinabgestoßen
worden sind in die Reihen des Proletariats. Wir legen
Wert darauf, festzustellen, daß die Summe nur für be¬
dürftige Kinder in Frage kommen soll. Ich glaube nicht,
daß Mittelständlcr, die ein gutes Einkommenhaben, diese
200 000 Mark in Anspruch nehmen dürfen, sondern nur
die Deklassierten.Solcher Deklassierten gibt es so viele,
daß die 200 000 Mark nur ein Tropfen auf den heißen
Stein find.

VorsitzenderDr. Iarres: Der Herr Abgeordnete
Bauknecht hat das Wort.

' Abgeordneter Bauknecht: Wenn die kommu¬
nistische Fraktion die Erläuterungen zum Haushalts¬
plan gelesen hätte, dann würde sie den Antrag nicht
gestellt haben. (Zustimmung.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht mehr vor. Ich lasse abstimmen und bitte diejeni¬
gen, die für die Entschließung des 1. Fachausschusses
sind, sich zu erheben.- Das ist die Mehrheit. Es ist so
beschlossen.

Punkt 20: Antrag des 1. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan «Verschiedenes"
für das Rechnungsjahr 1925.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Hagen.
Abgeordneter Dr. Hagen: Ich beantrage unver¬

änderte Annahme.

Vorsitzender Dr. Iarres: Es ist unveränderte
Annahme beantragt. Das Wort wird nicht ge¬
wünscht. Es ist so beschlossen.

Punkt 21: Antrag des 1. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan „Außerordent¬
licher Haushalt" für das Rechnungsjahr
19 2 5.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Dr. Hagen: Ich beantrage unver¬

änderte Annahme.
Vorsitzender Dr. Iarres: Es ist unveränderte

Annahme beantragt. — Das Wort wird nicht ge¬
wünscht. Es ist so beschlossen.

Punkt 22: Antrag des 1. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan über Steuern
und Ueberweisungen aus Reichs- und
Staatsmitteln für das Rechnungsjahr
1925.

Der Herr Berichterstatter verzichtet. Das Wort
hat der Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Ich möchte vor¬
schlagen, die Beschlußfassung über diesen Haushalts¬
plan auszusetzen, bis über den, soviel ich weiß, noch
zur Beratung kommenden Antrag, weitere 500 000
Mark für Wohnungsbauzwecke zu bewilligen, ent¬
schieden worden ist, denn dann müßte eventuell der
Haushaltsplan über Steuern um den entsprechenden
Net rag erhöht werden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Punkt 22 wird vor¬
läufig zurückgestellt. Ich empfehle,jetzt Punkt 2,
der vertagt worden war, vorwegzunehmen.

Ich erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten
Schäfer als Berichterstatter.

Abgeordneter Schäfer: Meine Damen und
Herren! Die Ausführungen des Herrn Abgeordneten
Nick haben der Zcntrumsfraktion Veranlassung ge¬
geben, zu beantragen, angesichts der Bedeutung der
Ausführungen die Sache noch einmal an den 1. Fach¬
ausschuß zurückzuverweisen. Die Beratung im Fach¬
ausschuß hat noch einmal stattgefunden, und zwar in
Anwesenheit des Herrn Vick. Daß sie stattgefunden
hat, war sehr gut, denn es sind eine ganze Reihe von
wertvollen neuen Gesichtspunkten dabei zutage ge¬
fördert worden.

Zunächst ist festzustellen, daß bei der Mehrheit jeden¬
falls ganz außerordentliche Bedenken bestanden, über¬
haupt die Provinz mit weiteren neuen Aufgaben, die
bis jetzt Aufgabe der Kreise waren, zu belasten. Man
hat der Auffassung Ausdruck gegeben, daß man die
Leistungsfähigkeitder Provinz unter keinen Umständen
überspannen dürfe, daß die Provinz in den letzten
Jahren sich in immer steigendem Maße der Wohlfahrts¬
pflege angenommen habe und es zweckmäßig wäre,
wenn sie ihre Kräfte nicht weiter zersplittere.
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Dann war man der Auffassung, daß der Antrag
eine ganz erheblicheBelastung der Provinz bedeutet,
daß er eine grundsätzlicheBedeutung hat, die über den
Wert der 5ll0 060 Mail hinausgeht, weil der Antrag ja
nach Zeit und Höhe nicht begrenzt und auch nicht
begrenzbar ist. Wenn Sie heute dem Antrage grund¬
sätzlich zustimmen, so ergibt sich daraus, daß Sie den
Grundsah anerkennen, daß die Provinz diese Aufgabe
übernimmt. Sie Wissen aber nicht, wie lange die
ZwischeNtredite notwendig sind. Es steht durchaus
nichts im Wege, den Kredit von 500 000 Mark auf
1000 000 Mark oder 3 0NN N00 Mark zu erhöhen. Man
kann also überhaupt nicht übersehen, welche finanzielle
Tragweite der Antrag noch haben kann. Das ist der
zweite Grund.

Dazu kommt aber — darauf hat der Herr Landes¬
hauptmann mit großer Entschiedenheithingewiesen—,
daß die Annahme des Antrages nur möglich ist, wenn
Sie gleichzeitig einen Beschluß über eine Erhöhung der
Provinzialumlage fassen, denn im Etat sind irgend¬
welche Mittel, die zur Verfügung stehen könnten, nicht
mehr vorhanden. Dann entsteht aber eine außer¬
ordentlich große Schwierigkeit,die wir nicht verkennen
dürfen, besonders für eine Reihe von Landkreisen.
Die Provinzialumlage ist an sich schon außerordentlich
schwer tragbar. Sie würde untragbar werden, wenn
man über das unbedingt Notwendige hinausgehen
würde, (Sehr richtig! im Zentrum.)

Aber der wesentlichste Grund kommt noch: Bei der
Annahme des Antrages wird auch nicht ein einziges
Haus mehr gebaut, sondern die Häuser, um die es sich
handelt, sind alle längst im Bau begriffen. (Hört,
hört! rechts.) Es würde' sich der Tatbestand ergeben,
daß diejenigen Baulustigen, die durch die Begründet¬
heit ihrer Anträge in den Besitz von Krediten ge¬
kommensind, die flüssigeMittel zum Bauen bekommen
haben und dadurch schon einmal bevorzugt sind, einen
weiteren Vorteil dadurch bekämen, daß sie noch billi¬
ger bauen könnten.

Also um es zu wiederholen: Kein Haus wird mehr
gebaut; der Antrag bedeutet lediglich ein Geschenk an
diejenigen, die bereits einen Kredit bekommenhaben;
es würde also eine große Bevorzugung sein gegenüber
denjenigen, die einen Kredit bisher nicht bekommen
haben.

Im übrigen ist der Provinziallandtag durch den
Beschluß, weitere drei Millionen aus Mitteln der
Landesbant für Zwischentredite zur Verfügung zu
stellen, dem Kreditbedürfnis ja schon weit entgegen¬
gekommen.

Bei Würdigung aller dieser Umstände ist der
1. Fachausschuß zu der Ueberzeugung gekommen,daß
er richtig gehandelt hat, dem Provinziallandtag die
Ablehnung des Antrages zu empfehlen.

Ich wiederhole namens des Ausschusses(Zuruf des
Abgeordneten Hoffmann: Der Mehrheit des Aus¬
schusses!)diesen Antrag.

VorsitzenderDr. Iarres : Ich bitte dann, zu ent¬
scheiden. Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die
dem Antrage des Ausschusses folgen wollen, sich zu er¬
heben. — Das ist die Mehrheit. Es verändert sich also
im Etat nichts.

Zu Punkt 22 wird vom Ausschuß unveränderte
Annahme beantragt. — Das Wort wird dazu nicht
gewünscht. Es ist so beschlossen.

Punkt 23: Antrag des 1. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Pro-
v inzialausschusses, betreffend Bildung
eines Betriebsfonds.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Wesen¬
feld. Der Herr Berichterstatter verzichtet. Vom Aus¬
schuß ist unveränderte Annahme beantragt. — Das
Wort wird nicht gewünscht. Es ist so beschlossen.

Punkt 24: Antrag des 1. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan der Provinzial-
v er waltung für das Rechnungsjahr 1925
und Vorbericht hierzu.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Hagen.
Abgeordneter Dr. Hagen: Der Provinzial¬

landtag wolle den Haushaltsplan mit folgender Maß¬
gabe annehmen:

1. Der Provinziallandtag setzt die Haushaltspläne
der Provinzialverwllltung und der zu ihr gehöri¬
gen Verwaltungszweige und Anstalten für das
Rechnungsjahr 1925 gemäß Vorlage fest und er¬
mächtigt den Lllndeshauptmannn, nötigenfalls
auch über den I. April 1926 hinaus bis zur Ge¬
nehmigung des Haushaltsplanes für 1926 die
Geschäfte nach diesem Haushaltsplan weiter¬
zuführen.

2. Der Provinziallandtag setzt den durch Provinzial¬
umlage zu deckenden Steuerbedarf zur Herbei¬
führung des Gleichgewichtszwischen Ausgabe und
Einnahme auf 10,5 Millionen Reichsmark fest.

3. Zur Deckung dieses Fehlbetrages sollen zunächst
für das erste Halbsahr 1925 von den Stadt- und
Landkreisen (bei den letzten einschließlichder an»
gehörigen Gemeinden) «,1 Prozent der ihnen für
dieses Halbjahr zufließenden Ueberweisungcn aus
der Reichseintommen-und Körperschaftssteuerer¬
hoben werden.

4. Die Provinzialumlage für das zweite Halbjahr
1925 soll in Hundertsätzen der im Rechnungsjahr
1925 vom Staat veranlagten Realsteuern erhoben
werden, die vom Provinzialausschuß so zu be¬
messen sind, daß der durch die Steuerbetrug! des
ersten Halbjahres nicht gedeckte Teil der Provin¬
zialumlage im zweiten Halbjahr gedeckt wird.
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5. Der im Außerordentlichen Haushaltsplan un¬
gedeckt verbleibende Betrag von 2,8 Millionen ist
zunächst vorschußweise von der Landesbank zu
entnehmen und entweder aus bereiten Mitteln
oder aus einer nach Maßgabe eines Beschlusses
des Provinziallandtages aufzunehmenden Anleihe
zu decken.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Knab.

Abgeordneter Knab: Entsprechend meiner Er¬
klärung in der Etatsrede habe ich hier nochmals zu
erklären, daß unsere Fraktion den 'Gesamthaushalts-
plan ablehnt. Wir bitten um Abstimmung.

VorsitzenderDr. Iarres: Ich bitte dann diejeni¬
gen, die dem Antrage des 1. Fachausschusses entsprechen
wollen, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist
so beschlossen.

Punkt 25: Antrag des 1. Fachausschusses
zu dem Antrag der KPD., betreffend
Freilassung der aus dem besetzten Ge¬
biet stammenden politischen Gefangenen.

Der Berichterstatter verzichtet. Der Antrag des
Ausschusseslautet:

„Der Provinziallandtag wolle den Antrag ab¬
lehnen."
Das Wort hat Herr Abgeordneter Schröer-Essen.
Abgeordneter Schröer - Essen: Meine Damen

und Herren! Mein Kollege, der Abgeordnete Knab,
hat bereits in seiner Etatsrede auf diesen Antrag hin¬
gewiesen. Er hat auch zugleich dargelegt, daß der
Antrag durchaus berechtigt ist.

Von der Gegenseite ist das Londoner Abkommen
bereits erfüllt worden. Hier in Deutschland aber
warten die Frauen und Kinder der politischen Gefan¬
genen immer noch auf die Inhaftierten. Diese Fa¬
milien haben auch ohne den Artikel 7 des Londoner
Abkommens ein Recht darauf, daß dem Antrage, den
wir gestellt haben, durch die deutscheReichsregierung
sofort Rechnung getragen wird. Wir appellieren hier
an den Provinziallandtag, daß er dem Antrage der
kommunistischen Fraktion stattgibt, damit die Gefange¬
nen befreit werden.

VorsitzenderDr. Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Ich lasse abstimmen, und bitte
diejenigen, die für den Antrag des 1. Fachausschusses
sind, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist
so beschlossen.

Damit ist unsere Tagesordnung erschöpft.
(Die kommunistische Fraktion verläßt bis auf einige

Mitglieder den Saal.)
Ich bitte, mir zum Schlüsse der Tagung noch ein

paar kurze Worte zu gestatten.
Am Ende unserer letzten Tagung vor einem Jahre

habe ich hier darauf aufmerksam gemacht, daß jene
Tagung voraussichtlich die letzte des Provinzialland-

tages in seiner heutigen Zusammensetzungsein würde,
wenn nichts Unvorhergesehenes dazwischentretensollte.
Nun, meine Damen und Herren, das Unvorher-
zusehende,es wurde Ereignis: Durch besonderes Gesetz
ist die Lebensdauer der Provinziallandtage verlängert
worden. Aber, meine Damen und Herren, setzt müssen
wir uns Wohl mit dem Gedanken abfinden, daß wir in
der Tat das sind, was ein Hauptredner während der
Etatsbcratungen gesagt hat, ein „sterbender Landtag".

Aber ich glaube doch, daß dieses sterbendeHaus noch
in seinen letzten Zügen gute Arbeit geleistet und
Lebenskraft gezeigt hat. Es ist fleißig und ehrlich auch
in dieser Tagung gearbeitet worden. Ja, ich darf sagen,
daß wohl kaum ein Landtag so umfassendeund weit¬
reichendeProbleme wirtschaftlicher Art zu behandeln
hatte wie der heurige. Er hat sie mit der Verantwor-
tungsfreude und der Tatfrifche erledigt, welche das
Kennzeichen eines jeden Parlaments sein sollte, wie
überhaupt dieser Landtag in seinen fünf Jahren vor
Fragen und vor verwickeltenLagen gestanden hat, wie
sie Gott sei Dank keiner seiner Vorgänger zu bestehen
hatte. Wir haben in der letzten Tagung am Schlüsse,
gewissermaßen voneinander Abschied nehmend, allen
Richtungen für ihre bisherige Arbeit im Landtage
Dank gesagt. Das war damals nicht ungerechtfertigt,
aber vorzeitig. Ich darf mich heute auf diese Worte
des Dankes beziehen und möchte alle Mitglieder
bitten, diesen Dank nach dem Maße ihrer Selbst¬
einschätzungauf sich zu beziehen. (Heiterkeit.) Aber
einen abschließendenDank will ich heute nicht sagen,
denn zwischenzeitlich haben wir das Tempo der parla¬
mentarischen Arbeit in Berlin ja genügend kennen
gelernt, um nicht doch noch einmal mit der Möglichkeit
rechnen zu tönnnen, daß uns noch einmal eine Gnaden¬
frist gegeben werde. (Heiterkeit.) Die Mühlen des
Preußischen Landtages, sie arbeiten langsam; hoffen
wir, daß sie auch selten fein arbeiten.

Aber, meine Damen und Herren, es ist uns doch
ein Bedürfnis, ein herzliches Wort des Dankes an den
Provinzialausschuß und an die Provinzialverwal-
tung, namentlich an den Herrn Landeshauptmann und
seine Mitarbeiter, zu richten (Beifall), die die Ver¬
waltung der Provinz während des letzten Jahres weiter
umsichtig und tatkräftig geführt und auch die Vor¬
bereitung dieser Tagung mit der gewohnten Umsicht
bewirkt haben. Ich danke Ihnen, meine Herren, im
Namen des Landtages dafür.

Ich danke auch den Herren des Landtagsbüros, die
durch ihre sorgfältige und tüchtige Arbeit es uns über¬
haupt erst ermöglicht haben, dieses große Arbeits¬
pensum zu erledigen.

Ich spreche sicherlichauch in Ihrer aller Sinne,
wenn ich der gastfreien Stadt Düsseldorf herzlichst
danke, die uns in der Frühlingspracht hier wieder auf¬
genommen hat und die — das möchte ich besonders
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betonen — uns neben unserer Arbeit Gelegenheit
gegeben hat, besonders hochstehendekünstlerische Dar¬
bietungen zu genießen. (Bravo!)

Meine Damen und Herren! Nach vollbrachter Arbeit
gehen wir nunmehr zurIahrtausendfeier der
Provinz. Sie bedeutet uns alles andere als flüch¬
tiger Stundengenuß. Der Wert dieser Iahrtausend-
feier liegt im Ethischen, und das höchste <^thos
eines Voltes besteht im Bewußtsein
seiner UnVergänglichkeit. (Bravo!) Mögen
die Feiern und Weihestunden, die vor uns liegen, uns
den Glauben daran starken, daß, was Gott zusammen¬
gefügt hat, nichts Menschlichesscheiden soll und kann.
(Beifall.)

Lassen Sie uns diese rheinische Feier in Ein¬
tracht begehen, vergessend, was uns in der Ver¬
gangenheit geschieden haben mag, und vertrauend auf
die innere Kraft unseres Vaterlandes, vertrauend
namentlich aber auch auf das Lebensrecht unserer
schönenProvinz.

Ich bitte nunmehr den Herrn Landtagskommissar,
Oberpräsidenten Dr. Fuchs, davon Kenntnis zu
nehmen, daß unsere Arbeiten erledigt sind.

Oberpräsident Dr. Fuchs: Meine Damen und
Herren! Die Beendigung der heutigen Verhandlung
bedeutet nicht nur den Abschluß der diesjährigen
Tagung, sondern wahrscheinlichauch des Provinzial-
landtages in seiner jetzigen Zusammensetzung über¬
haupt, denn es ist damit zu rechnen, daß in Kürze ein
Gesetz verabschiedetwird, das die Wahl eines neuen
Provinzillllandtages auf veränderter Grundlage vor¬
sieht. Ihre Versammlung wurde auf Grund des Ge¬
setzes vom 3. Dezember 1920, betreffend die Wahlen
zu den Provinziallandtagen und zu den Kreistagen,
am 2U. Februar 1921 gewählt. Zehn Tagungen hat der
Provinziallandtag erlebt, von denen die meisten in
Düsseldorf abgehalten worden sind. In dem verhäng¬
nisvollen Jahre 1923 war es jedoch nicht möglich,Sie,
meine Damen und Herren, im Ständehaus zu versam¬
meln, vielmehr mußte der Provinziallandtag in der
gastlichenStadt Barmen seine Tagung abhalten, um
zu den Fragen Stellung zu nehmen, die damals die
Rheinlande und ganz Deutschland bewegten. Ich als
Oberpräsident und somit als berufener Vertreter der
Staatsregierung schaue gern zurück auf das, was >n
Ihrer Versammlung zum Segen der Provinz geleistet
wurde. Es war mir stets eine Freude, zu sehen, wenn
trotz aller Gegensähe der Meinungen, wenn trotz
scharfer Rede und Gegenrede doch immer den Parteien
das Wohl des Großen und Ganzen als oberstes Gesetz
galt, das jeder nach seiner Auffassung durch seine
Stellungnahme zu den Beschlüssen zu fördern be¬
strebt war.

Von diesem Geiste beseelt, konnte es dem Provin¬
ziallandtag in den verflossenen vier Jahren seines

Bestehens um so eher gelingen, nicht nur die dem
Provinzialverbande obliegenden Aufgaben zu fördern
und auszubauen, sondern er war auch in der Lage,
durch sein Wirken das Ansehen der öffentlichen Ge¬
walten, das Vertrauen zum Staat und zu den von ihm
abhängigen Verbänden nach den schweren Stürmen,
die über unser Vaterland hinwegbrausten, erneut be¬
gründen zu helfen.

Sie, meine Namen und Herren, haben durch Ihre
Ginsicht, Ihre Tatkraft und Ihre Vaterlandsliebe dazu
beigetragen, daß die Herzen vieler Deutschen, die nach
der Staatsumwälzung am Staate verzweifeln wollten,
sich wieder mit dem Staatsgedanken erfüllen, indem sie
erkennen, daß vom Staate trotz der schweren Erschütte¬
rungen nach wie vor lebendige Kraft und Positives
Schaffen zugunsten aller Schichten der Bevölkerung
auszugehen vermag.

Möge das Vorbild Ihrer Tätigkeit auch dem neuen
Provinziallandtag in seinem Wirken voranleuchten.
Mögen die künftigen Landtagsboten sich wie Sie fühlen
als Vertreter der Heimat, aber auch als treue Anhänger
des preußischen Staates. (Bravo!) Mögen preußi¬
scher Staat und Rheinprovinz im Rheinischen Pro¬
vinziallandtag« auf immer einander ergänzen, eng
verbunden in deutscher Schicksalsgemeinschaft!(Beifall.)

Indem ich Ihnen, meine Damen und Herren, per¬
sönlich wünsche, daß es recht vielen vergönnt sein
möge, auch auf der Grundlage des neuen Wahlrechts
ihre Tätigkeit in diesemHause fortzusetzen,erkläre ich
namens des Staatsministeriums den 69. Provinzial¬
landtag für geschlossen.

Abgeordneter Dr. Hagen: Meine Damen und
Herren! Auch am Ende unserer diesmaligen Ver¬
handlungen ist mir von sämtlichen Fraktionen des
Hanfes, mit Ausnahme der Kommunisten, der ehren¬
volle Auftrag geworden, dem verehrten Herrn Präsi¬
denten und seinen beiden Stellvertretern den Dank
des Hauses für die unparteiische, energischeund doch
liebenswürdige Führung der Geschäfte zu übermitteln.
(Beifall.)

Meine Damen und Herren! Wir stehen am Ende
einer fünfjährigen Session, die, weiß Gott, für uns
alle außerordentlich wenig erfreuliche Ereignisse mit
sich gebrachthat. Wenn trotzdemdie Geschäfte in diesem
Hause zu unserer vollsten Zufriedenheit geführt worden
sind, so verdanken wir das der ausgezeichnetenLeitung
durch den Herrn Präsidenten, wofür ich nochmals
unseren aufrichtigen Dank hiermit zum Ausdruck
bringe. (Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich danke Ihnen
herzlichst!

(Schluß 3 Uhr 15 Minuten.)
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